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Die nationalsozialistische Weltanschauung ist eine Herzens- und Glaubenssache. Die Einseitigkeit der durch

Jahrzehnte anerzogenen liberalistischen Lebensauffassung ließ die nationalsozialistische Bewegung zunächst nur

wenig Glaubensgenossen in Juristenkreiscn finden. Auch nach dem Umbruch war die Aufnahmefähigkeitfür
das neue Gedankengut in der sogenannten Intelligenz verhältnismäßig gering. Der Beamte insbesondere fühlte sich
der Staatsgewalt und sichselbst gegenüber verantwortlich und überfah, daß er doch die Belange des V o lke s zu

vertreten nnd zu wahren hatte. Aus dieser Berlennung der Berufung erwuchs zwangsläusig- die Kluft, die sich
zwischen Beamtentum und Volk auftat. Denn da der Beamte im Parteienstaat lediglich ,,sein Amt versah«, so
wurde er fast zwangsläusig zum Vollstrecker der Willkür der die Regierungsgewalt sich anmaßenden Parteien

gestempelt. Sie aber trieben alles andere als Volkswohl- oder anders gesagt, völkischePolitik.

Welcher Farbe jene Parteien waren, ist noch in aller Gedächtnis. Längst sind sie beseitigt.

Es gilt nun, insbesondere für den Rechtswahrer, die aufgerifsene Kluft so schnell wie möglich und ein für

allemal zu schließen.Zu diesem Zwecke muß er, wenn er der nationalsozialistischen Bewegung in der Kampfzeit

noch nicht nahegestanden hat, sichwenigstens zunächsteinmal mit dem Gedankengut der Rationalsozialistischen

Weltanschauung vertraut machen. Außer der nationalsozialistischen Presse, deren Lektüre,wie schon so oft betont,

unumgänglichnotwendig ist, dienen ihm dazu das ,,Rationalsozialistische Handbuch für Recht und Gesetzgebung«
von Reichsminister Dr. F r a nk sowie die Zeitschriften, die jedem Rechtswahrer vom BNSDJ. in regelmäßiger

Folge zugehen. Jn ihnen finden auch viele die notwendige Neugestaltung des Deutschen Rechtes vorbereitende

Arbeiten ihren Niederschlag und regen zum Studium und zur Mitarbeit an. Zum Mitwirken ist aber jeder be-

rufen, der guten Willens ist.
Rur heißes Bemühen, in diesem Sinne an sich zu arbeiten, und entsprechende Taten werden den Richter

und Staatsanwalt im neuen Reich zum wirklichen Wahrer Deutschen Volksrechts stempeln.

Die Schulung seiner Mitglieder zum Bekenntnis nationalsozialistischer Weltanschauung und zur Betäti-

gung im nationalsozialistischcn Sinne läßt sich der BRSDJ. angedeihen sein. Mit Wort und Schrift wendet

er sich an seine Mitglieder, Tagungen in den Gauen dienen der Belehrung und Vertiefung in nationalsozia-

listisches Gedankengut, geben Aufklärung über im Bunde Geleistetes und knüpfen Bande kameradschaftlicher

Verbundenheit zwischen Reichsfachgruppenleitung und den Bundesmitgliedern ebenso wie zwischen den Mitglie-
dern selbst.

Daß das Bemühen um die Erreichung der ausgezeichneten Ziele Erfolg haben möge, ist Wunsch und Pro-

gramm zugleich der Reichsfachgruppenleitung.

Pvtsdam- im Mai 1935. Der k. Reichsfachgruppenleiter.
Dr. Willh Geffroy.
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Die «Gefchichte"in der Juristenausbildung
Von Landgerichtsrat Dr. K e ß l e r , Kassel.

,,Führer im Volke kann nur sein, wer um sein Volk

Bescheid weiß, wer seine G e s ch i cht e kennt und aus

der Kenntnis von Vergangenheit und

G e g e n w a rt heraus die Wege zu sehen vermag, die

zu gehen es bestimmt ist und auf denen zu führen er

berufen ist1).«
Diesem Satz muß jedermann zustimmen, denn er

spricht eine Wahrheit aus, die so selbstverständlichist,
daß man es nicht begreift, wie sie in der Vergangenheit
unbeachtet bleiben konnte. Die Nichtachtung und Nicht-
beachtung der deutschen Geschichte,die vor der national-

sozialistischen Revolution die Regel war, hatte schwere
Folgen, denn sie bedeutete Entfremdung vom eigenen
Volkstum und Zersetzung des völkischenLebens. Eine

Folge, die um so nachhaltiger und schwerwiegender
wirkt, als, soweit Geschichte betrieben wurde, ihr der

tiefere Sinn als Kraftquelle für die Gegenwartsarbeit,«
als Richtungsweiser für die Zukunftsarbeit des Volkes

völlig fehlte. Es ist das unvergänglicheVerdienst des

Nationalsozialismus, hier von Grund auf Wandel ge-

schaffen zu haben. Die nationalsozialistische Bewegung
hat die Beschäftigungmit der Geschichtezur Volkstums-
arbeit erhoben und ihr die innere Kraft völkischenEr-
lebens gegeben und erst geben können.

Dieser für die deutsche Jugend schlechthin gültigen
Erkenntnis nachzugehen, hatten wir Juristen besonderen
Anlaß, »denn es geht nicht an, daß die Männer, die
über Volksgenossen zu Gericht sitzen und ihnen in ihren
Rechtshändeln helfend zur Seite stehen sollen, nur

Rechtstechniker sind, die abseits stehen von dem großen
Strome völkischenLebens und die allgemeine geschicht-
liche Bildung nicht haben, die für einen freien und

weiten Blick notwendig ist«.
Und so war es von vornherein klar, daß die völlige

Neugestaltung der juristischen Ausbildung diese Grund-

aufgabe der deutschen Jugendformung in sichaufnehmen
und einarbeiten mußte, um so das sichere,breite und zu-

gleich lebendige Fundament für die Rechtsschulung als

solche zu schaffen.
-

Staatssekretär Dr. Roland Freisler fordert-) in erster
Linie das Wissen um die Grundgedanken und das

Wissen um die großen Entwicklungszüge und Zu-
sammenhänge. Erläuternd sagt er hierzu selbst:
»Das aber bedeutet nicht mehr und nicht weniger als das

Wissen um die treibenden Kräfte der Volksseele — denn sie
erzeugen die Grundgedanken des Rechts — und das Wissen
um die Geschichtedes Volkes, denn sie ist zugleich die Aufzei-

guczig
der Entwicklungszüge und Zusammenhängedes Volks-

re tes.

Deshalb darf einerseits nicht erstrebt werden, ein möglichst
weitgehendes Spezialwissen auf den einzelnen juristischen
Sachgebieten zu vermitteln, und andererseits muß es ver-

mieden werden, das zu vermittelnde Wissen auf das Gebiet
des Rechtslebens und seiner Entwicklung zu beschränken.Man

1) Allg. Verfg. betreffend die Einführung der gefchichtlichen
Arbeit in der großen Staatsprüfung vom 27. Juni 1934 —-

Deutfche Justiz Seite 818.
"

2) »Das Werden des Juristen im Dritten Reich« I. Teil:
Das Hochschulstudium, S. 21. Junker und Dünnhaupt Verlag,
Berlin 1933. s . !

kennt einen Baum nicht und kann ihn nicht pflegen, wenn

man lediglich Blätter, Blüten und Früchte, Stamm und

Astwerk betrachtet; sein Wurzelwerk und den Boden, auf dem

er wächst,muß kennen, wer den Baum erfolgreich pflegen
will. Der Boden, auf dem das Recht wächst, ist aber das

Leben des Volkes!
Sein Wesen, seine Geschichtenach dem äußeren Werdegang

ihres Geschehens, seine Geschichtenach den inneren Entwick-

lungsstufen und Kämpfen, die seine Seele durchlebte, seine
Geschichte nach der Entwicklung der nationalen, sozialen,
geistigen, technischen Probleme, die sichihm boten, und die das

Volk bewältigte, oder die uns zu bewältigen übrig blieben —

das muß Gegenstand eingehendsten Studiums des werdenden

Juristen sein.
Er darf nicht dünkelhaftmeinen, sein Geschlechtund inner-

halb desselben sein Stand sei der Meisterer des Schicksals des

Volkes. Er muß erkennen, daß eine endlose Reihe von Ge-

schlechternvor ihm kämpfte, bis das Gut entstand, das er nun·

verwalten soll. An den großen Leistungen, schwerenLeiden
und opfererkauften Siegen des Volkes soll er sich begeistern,
um den brennenden Wunsch zu spüren, das Seine zu tun,
damit dereinst Geschlechter nach ihm auch sein Geschlecht zu
den allzeit sieghaften Mehrern des Lebensgutes des Volkes

zählen. Die großen Entwicklungslinien der völkischen Ge-

schichtesoll er erkennen, um zu wissen, in welcher Richtung
zu arbeiten und zu kämpfen seinem Geschlecht von der Ge-

schichte beschieden ist!«
Ihren Niederschlag haben all diese Gedanken und

Forderungen im § 4 der Justizausbildungsordnung ge-

funden, der als Mittelpunkt des Studiums eine gründ-
liche, gewissenhafte Fachausbildung fordert. F ü r diese
F a cha u s b i l d u n g wird aber zur organischen und

damit notwendigen V o r a u s se tz u n g eine um -

fassende, allgemeine völkische Bildung er-

hoben, die sichanzueignen die erste und vornehmste Auf-
gabe des künftigen Rechtsstudenten sein wird und sein
muß. Erst auf dieser Grundlage soll der kommende

Jurist »in ernster eindringender Arbeit fachliches Wissen,
Verständnis und Können entwickeln«. Und nur auf
dieser Grundlage wird dies zum Wohle des Volkes und

seines Rechts- und Arbeitssriedens möglichsein.
Was der Rechtsstudent für seine allgemeine völkische

Schulung tun soll, ergibt Absatz 2 des § 4, der aber nur

die Richtung weist und den Rahmen gibt. Er lautet:
,,Verlangt wird aber, daß sich das Studium nicht hierauf
beschränkt.Vielmehr soll der Bewerber sich als Student einen
Uberblick über das gesamte Geistesleben der Nation ver-

schaffen, wie man es von einem gebildeten deutschen Manne

erwarten muß. Dazu gehört die Kenntnis der deutschen
Geschichteund der Geschichte der Völker, die die kultukelle

Entwicklung des deutschen Volkes fördernd beeinflußt haben,
wie vor allem der Griechen und Römer. Dazu gehört weiter
die ernsthafte Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus
und seinen weltanschaulichen Grundlagen, mit dem Gedanken
der Verbindung von Blut und Boden, von Rasse und Volks-

tum, mit dem deutschen Gemeinschaftsleben und mit den

großen Männern des deutschenVolkes.«
Hiermit ist aber auch gleichzeitig umrissen, was im

nationalsozialistischenStaate auf dem Gebiete der Ge-

schichtevon jedem Juristen — gleichviel welchen Alters
und welcher Berufsgruppe — verlangt wird. Wer sich
also, wie wir alle bereits im praktischen BerufslebeU
stehenden Juristen einschließlichder Referendare, dieses
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Grundrüstzeug nicht mehr auf der Universität aneignen
kann, muß es von sich aus nachholen, um den kommen-

den Aufgaben der Rechtsprechung und Rechtspflege ge-

wachsen zu sein. Denn die J u st i z ist selbstverständlich
wie die Gesetzgebung in ihrer Zielrichtung und in jeder
ihrer Reformen daraus abgestellt, ein Richtertum
vorzufinden, das fähig und bereit ist,
diese neuen Aufgaben zu erfüllen. Und

darum muß jeder einzelne von uns für sichallein und in

Gemeinschaft mit den Kameraden alles daran setzen, um

hier Versäumtes nachzuholen. Wer sichnicht die richtige,
von nationalsozialistischer Weltanschauung beherrschte
innere Verbundenheit zur Geschichte und dem Schicksal
unseres Volkes verschafft, wer sichnicht Kräfte aus dieser
Arbeit zu holen lernt, wer endlich die Vergangenheit
unseres Vaterlandes nicht zur Gegenwart und Zukunft
in lebendige innere Beziehung zu setzenweiß, der wird

auch nicht nationalsozialistisches Recht sprechen können,
denn ihm wird der seelischeGrundton für seine Arbeit

fehlen.
Und so ist diese Arbeit des deutschen Juristen an sich

selbst eine der Hauptaufgaben des Augenblicks und

darüber hinaus der nächstenZukunft. Daß hierbei das

ehrliche und ernste Bemühen um unsere jüngsten Prak-
tiker — die Referendare — im Vordergrund stehen
muß und wird, versteht sich von selbst. Auf die gegen-

wärtige Referendargeneration kommt es für die Ver-

wirklichung der nationalsozialistischen Gesetzgebung ent-

scheidend und wesentlich an. Ihr zu helfen, ist deshalb
unsere erste Pflicht. Wer irgendwie mit der Referendar-
ausbildung zu tun hat, darf sich nicht auf das streng
Fachliche beschränken,er muß vielmehr jede Gelegenheit
benutzen, um den Blick des ihm anvertrauten Referen-
dars zu weiten und ihm die großen Entwicklungslinien
und Zusammenhänge näher zu bringen. Hierzu bietet
die gemeinsame Arbeit oft und zwanglos Gelegenheit.
Man muß nur den guten Willen dazu haben!

An erster Stelle werden aber die Arbeitsgemein-
schasten der Referendare für diese Ergänzungsarbeit be-

rufen sein, denn gerade im Rahmen dieser Einrichtung
wird sich nach ihrer Natur und infolge ihrer Ge-

schlossenheitviel Gutes für diese Aufgabe leisten lassen.
Man muß sich stets vor Augen halten, daß es noch
Jahre dauern wird, bis wir Referendare bekommen,
die ein Studium im vollen Sinne der neuen Justiz-
ausbildungsordnung durchgemacht haben. Und selbst
wenn dieser Zeitpunkt erreicht ist, verbleibt die Auf-
gabe, zu vertiefen und zu verinnerlichen. Nach meinen

Beobachtungen und Erfahrungen darf man diese Dinge
nicht auf die leichte Schulter nehmen, denn die Er-

gebnisse der Referendarprüfungen zeigen zwar seit
einiger Zeit gegenüber früher ein oft erstaunliches Zu-
nehmen der Geschichtskenntnisse;es handelt sich hierbei
aber in der Regel, man muß leider sogar sagen über-
Wiegeud, um reines geschichtlichesTatsachenwissen ohne
Verständnis für die inneren Zusammenhänge und

großen Entwicklungslinien, das erst die Kenntnis der

Tatsachen wertvoll macht. Ein Eingehen auf die

Probleme selbst ist meist gar nicht möglich,die Prüf-
lmge haften fast immer an der Oberflächeund kommen
— von Aus-nahmen abgesehen — nicht auf die inneren
Zusammenhänge Und ich fürchte, daß es zur Zeit im

Assessorexamennicht besser sein wird. Jedenfalls lassen
mir meine Eindrücke in den Arbeitsgemeinschaften be-
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rechtigte Befürchtungen auch in dieser Richtung aus-
kommen.

Wie nun diese Geschichtssortbildung mit den übrigen
Aufgaben der Arbeitsgemeinschasten verbinden?

Zunächst einmal im Rahmen der übrigen Arbeit.

Die Durcharbeitung des Reichserbhofgesetzes
z. B. hat notwendig die gemeinsame Betrachtung der

Geschichtedes deutschen Bauerntums wie der deutschen
Ost- und Kolonialpolitik zur Voraussetzung. Die Be-

handlung des W ehrr ech t es wird den Blick zu-

nächst auf die Geschichte lenken, um das notwendige
Fundament für das Begreifen des positiven Rechtes zu

schaffen. Andere Gemeinschaftsarbeiten, wie etwa die

Erörterung der Reform des F a m i l i e n r e ch t e s,
werden zu rechtsgeschichtlichen Betrachtungen Anlaß
geben. All diese geschichtliche Arbeit kann geleistet
werden, ohne daß das Fachliche dadurch zu kurz kommt.

Im Gegenteil, die Facharbeit wird gerade hierdurch
erst ihren rechten Sinn erhalten.

Ein weiterer Weg werden grundlegende ge-

schichtliche Vorträge sein, die ohne Mühe und

leicht in die übrige Arbeit eingeschaltet werden können.

Endlich »Der G es ch i ch t s l e h r g a n g«, der viel-

leicht gerade jetzt in der Übergangszeitbesondere innere

Berechtigung hat. Ein Lehrgang hat den Vorzug, daß
er den Referendar einmal ausschließlichmit einem be-

stimmten Gegenstand, also hier der Geschichte, befaßt.
Es besteht so die Gewähr, daß die Referendare auch
wirklich mitarbeiten. Weiter kann ein solcher Geschichts-
lehrgang, richtig angelegt, den Austakt für eine Wand-

lung in der geschichtlichenBlickrichtung der Referendare
bilden. Die Referendare werden einige Wochen lang
wieder einmal mit geschichtlichen Zusammenhängen
beschäftigt,durchblutet und auf diese Weise innerlich
gefaßt und wachgerüttelt.

Selbstverständlichmuß an dem Anfang eines solchen
Lehrganges ein Vortrag stehen, der die Zielrichtung klar

herausarbeitet und zeigt, warum und wie Geschichte be-

trieben werden soll. So habe ich als Austakt eines ver-

suchsweise durchgeführten Geschichtslehrganges eine

Rundfunk-Übertragungvon Alsred Rosenbergs Vortrag
»Das erste Reich der Deutschen« und weiter eigene
Ausführungen über den Sinn der neuen Geschichts-
betätigung gebracht. Hierbei habe ich die Frage nach
dem »Warum« und dem »Wie sollen wir Geschichte
treiben?« in den Vordergrund gerückt und mit Stellen
aus Hitlers »Mein Kamps«, Werken Rosenbergs, der

genannten Arbeit Freislers, dem Kommentar zur

Justizausbildungsordnung von Palandt-Richter und so
fort, belegt. Im übrigen habe ich den Lehrgang nach
den«Richtlinien aufgebaut, wie ich sie in meinem Buch
über die Arbeitsgemeinschaften der Referendare Seite 62

und 63 entwickelt habe. — Sehr viele und wichtige
Aufschlüssehat mir eine von etwa 80 Referendaren ge-

schriebene Geschichtsklausur gebracht, bei der ich den drei

Gemeinschaften je drei verschiedene Themen wie im

Assessorexamenzur Auswahl stellte, so daß nachher ins-

gesamt neun Klausurthemen —- und zwar solche,die im

Assessorexamenbereits gegeben worden waren — zur

Besprechung gelangten. Gerade diese Besprechungs-
stunden, die zu gegenseitiger nützlicher Aussprache
führten, haben sichals besonders wertvoll erwiesen, wie

ich überhaupt als Gesamteindruck nur sagen kann, daß
sich der Versuch voll gelohnt hat. Jch kann Geschichts-
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lehrgänge dieser Art nach meinen Erfahrungen nur

empfehlen.
Aber all dieses mehr Technische ist letzten Endes

Nebensache. Es gibt viele Wege, die zum Erfolg führen.
Entscheidend ist allein der Geist, in dem die Geschichte
betrieben wird. So seien zum Abschlußzwei Führer-
worte aus »Mein Kampf« gebracht, die uns stets an

die hohe Verantwortung unserer Aufgabe mahnen
mögen:
»Geschichte,,lernen« heißt, die Kräfte suchen und

finden, die als Ursachen zu jenen Wirkungen führen,
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die wir dann als geschichtlicheEreignisse vor unseren
Augen sehen.

Die Kunst des Lesens wie des Lernens ist auch
hier: Wesentlichesbehalten,Unwesent-
liches vergessen.«

,,Denn man lernt eben nicht Geschichte,nur um zu

wissen, was gewesen ist, sondern man lernt Ge-

schichte, um in ihr eine Lehrmeisterin für die Zukunft
und für den Fortbestand des eigenen Volkstums zu
erhalten. Das ist der Z w e ck , und der geschichtliche
Unterricht ist nur ein M itte l.«

Die Entwicklungdes DeutschenRichteramtesV
Von Reichsgerichtsrat Dr. Georg M ü l l e r in Leipzig

Wörter und Namen geben, wenn wir ihnen nach-
forschen, lehrreiche Auskunft über Wandlungen der

Menschen und Dinge. ,,Richter« war und ist, wer

etwas ,,recht«,d. h. grade oder aufrecht macht, ins

Gleiche bringt, aufs Ziel hinlenkt. In besonderem Sinne

versteht man unter einem Richter den, welcher des

Rechtes waltet, es pflegt, anwendet, verwirklicht und

so dem geordneten Zufammenleben des Volkes dient.

Wir kennen heute Gericht und Richter in mancherlei
Gattungen und auf vielen Sachgebieten: Zivil-, Straf-,
Verwaltungs-, Berufs- und Laienrichter, in ordentlichen
oder Sondergerichten; Schiedsrichter außerdem.

I. Dem schlichten Lebenszuschnitte der alt-

deutschen Zeit war diese Fülle der Gebilde noch
unbekannt. Man bedurfte ihrer nicht. Vereinbarte

Privatgerichte freilich, in denen Schiedsleute den Spruch
taten, gab es wohl von jeher. Aber fachmäßig für die

Aufgabe der Rechtspflege vorgebildete Berufsrichter
kannte man ursprünglichnicht. Auch die Besonderung
des Richtens über Streit um Mein und Dein und über

die Sühne von Missetaten bildete sich erst allmählich
aus. Das Recht zu wahren und seiner Durchsetzung
zu dienen lag in alter Zeit den Rechtsgenossen selber
ob. Denn noch hütete,was als Recht empfunden ward,
jeder in seinem Bewußtsein.

Offentliches Gericht war die Volks- oder Gau-

versammlung der freien Männer (Landsgemeinde). Sie

wurde an bestimmtem Orte (draußen, unter heiligen
Eichen oder Linden) zu bestimmten Zeiten (jährlichdrei-

mal) als ,,echtes (d. h.gesetzmäßiges)Ding«
abgehalten und feierlich gehegt. Ferner fanden nach
Bedarf ,,g e b o te n e D i n g e« statt. Der die Ver-

sammlung Leitende (König, Hundertschaftsvorsteher),
durchs Vertrauen der Volksgenossen berufen oder durchs
Gewicht seiner Macht im Besitze der Führung, entsprach
aber nicht dem Richter im heut uns geläufigen Sinne.

Nur Leitung des Gerichts, nicht Urteilsfällung, lag ihm
ob und stand ihm zu. Er fragte die Verfammelten
ums Recht und forderte Vorschlag eines Entscheids aus

ihrer Mitte; zuweilen mag er auch selbst mit dem Be-

kenntnis hervorgetreten sein, was ihn recht dünke. Zu-
stimmung des Umstandes erhob den Vorschlag zum Ur-

Schröder - Künßbergdk) Aus dem Schrifttum:
V Sch

«

runners wer1n,thchNG. (6. A. 1919X22);
·

Grundz. d. DtschNG (8. A. 1930); Cl. Frh v. S chw e tin ,

Grundz. d. DtschNG. (1934); F ek) r , DtschNG. (2. A. 1925);
Andreas H e u s l e r , thch. Verfasscjesch(1905); B o r n -

l) ak, cPreuß. Staats- u. Nechtsgesch. (1903); Gies e,

PreußNGesch (1920). Weitere Nachweisungen finden sich in

diesen Werken.

teilsspruche, den der Vorsitzer dann verkündete. Richter
im heutigen Sinne war somit anfangs die Gemein-

schaft der Freien, das Volk. Da es aber bei der ur-

tümlichen Einfachheit der Zustände nicht blieb, fand
man es, zunächstbei einzelnen Stämmen, zweckmäßig,
mit dem ,,Finden« des Rechtes besondre Rechtsprecher
zu betrauen; in Friesland den Asega, in Franken die

Rachinburgen (später Schöffen genannt). Dies be-
deutete den ersten Schritt zur Gestaltung eines sach- und

berufsmäßigen Richterstandes.
II. Die straffe Zusammenfassung staatlicher Gewalt

im fränkischen Reiche begünstigte solche Ent-

wicklung. Als neue Behörde entstand ein Gericht am

Hofe des Herrschers — auf der Pfalz, wo er gerade
weilte — unter dessen Vorsitz, mit Hofbeamten oder

anwesenden Herren als urteilsindenden Beisitzern. Zu-
nächstvornehmlich bestimmt, in Fällen der Rechtsver-
weigerung oder -verzögerung abzuhelfen, wurde dieses
Königsgericht (wie das entsprechende Gericht der

Königsboten) eine Stelle, die kraft unbeschränkterZu-
ständigkeit jeden Rechtshandel aus dem Bereiche des

Volksgerichts an sich ziehen und obergerichtsähnlich
nach der Art eines Rechtsmittelhofes wirken konnte. Die

Volksgerichte wurden als echte Dinge vom Grafen, also
einem königlichenBeamten, an den Malstätten der ein-

zelnen Hundertschasten abgehalten; in den minder

wichtigen gebotenen Dingen saß wohl meist der

Schultheiß (Zentenar) vor. Durch die Tätigkeit der

Schöffen, die auf Lebenszeit gewählt und dem König
amtseidlich verpflichtet wurden, büßte die Mitwirkung
des Volkes beim Rechtfinden an Bedeutung ein.

III. Nach Zerfall des Karolingerreiches gingen die

Ostlande hinfort als Deutsches Reich politisch
ihren eigenen Weg.

A. (M i t t e l a l te r.) Die Gerichtsverfassung über-
nahm zunächstdas Erbe der fränkischenZeit, erfuhr
jedoch bald tiefgreifende Veränderungen.

Den kirchlichen Gerichten (Sendgerichten, seit
dem 9. Jhdt. mit Rügegeschworenen,später mit Send-

schöffen)saß der Bischof, seit dem 10. Jhdt. ein Archi-
diakon vor. Sie urteilten über Geistliche, über
Streitigkeiten um Kirchengut, und — unter Ausdehnung
ihres Machtbereichs — auch über Laien, sofern es sich
um kirchlich geahndete Verfehlungen handelte. Ihre zu-

kunftschwere Bedeutung lag darin, daß sie, trotz welt-

kluger Bewahrung mancher heimischen Satzungen, im

ganzen doch unmittelbar und mittelbar der Aufnahme
fremden Rechtes den Weg bahnten. Unter den Händen
der schreibkundigen Geistlichen als Hüter des Urkund-
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wesens entstanden die Anfänge freiwilliger Gerichts-
barkeit.

Jm weltlichen Gerichtswesen fand sich, dank
dem deutschen Hange zur Sondertümelei, vielfache
Schichtung und Spaltung ein.

1. Das Königsgericht(H o f g e r i cht), nach wie vor

ohne festen Sitz, mit den gerade anwesenden Fürsten,
Herren, Ministerialen oder Hofbeamten als Beisitzern,
erhielt nach sizilischem Vorbild einen Reichshofrichter
als Haupt (1235). An dieses Gericht ging der Rechts-
zug gegen den Spruch derjenigen ordentlichen Gerichte,
für die kein privilegium de non appellando bestand.
Aber durch zahlreiche Austräge (Schiedsgerichte) der ihm
von Standes wegen unterworfenen Fürsten und Städte

und durch königlichbewilligte Befreiungen (Exemtionen)
verfiel es und ging dann (1456) ein. An seiner Stelle

erhob sich (eine Zeitlang bereits neben ihm amtend),
wiederum aus persönlicherRechtsprechung des Königs
erwachsen, das K a m m e r g e r i cht. Etliche Jahr-
zehnte noch ohne förmliche Verfassung, meist jedoch
(wenigstens zum Teil) mit königlichen Räten besetzt,
wurde es dann gesetzlich geordnet (1471). Es ging
bald danach im Reichskammergericht auf (1495). Der

Vorsitz in diesem gebührte dem König; aber der

Kammerrichter (der ein geistlicher oder weltlicher Fürst,
Graf oder Freiherr sein mußte, jedoch kein Jurist zu
sein brauchte) konnte ihn vertreten. Die 16 Urteiler

(Beisitzer, Assessoren) waren beamtete königlicheRäte;
anfangs sollte die eine Hälfte »der Recht gelert und ge-
wirdiget« (also mit juristischem Doktorgrad), die andre

vom Adel (auß der Ritterschaft geborn) sein, alle »auß
dem Reich Teutscher Racion«. Sie wurden von den

Reichsständendem Könige, später (seit 1507) unmittel-
bar dem Gerichte vorgeschlagen. Jhr Eid verpflichtete
sie, ,,... nach des Reichs gemainen Rechten, auch nach
redlichen, erbern und leidlichen Ordnungen, Statuten
und Gewonhaiten der Fürstenthumb, Herrschaften und

Gericht, die für sy pracht werden, dem Hohen und dem

Ridern nach seinem besten Verstentnus gleich zu
richten ...« Zur Wahrnehmung der Belange des

Königs und seiner Kammer war der Fiskalprokurator
berufen, der sich nachmals zum öffentlichenAnkläger
entwickelte. Da man unter ,,des Reiches gemeinen
Rechten« das römische(samt dem kanonischen) mitver-

stand, lag im Richtereide die förmliche Heiligung
fremder Satzungen; nicht bloß als gleichgeordnet,
sondern — sintemal die rechtsgelehrte Hälfte der Bei-

sitzer ihre Fachbildung jenseits der Alpen erworben
hatte — mit begründeter Aussicht auf Vorrang.
(,,Dat Justinianus honores!«)

Die vielfältige Verästelung des Gerichtswesens und
damit des Richtertums im Reiche ist hier nicht zu
schildern. Wenige Stichworte mögen sie andeuten:

Reichsvogteigerichtemit kaiserlichen Vögten (in Reichs-
städten und Krongutsbezirken); Landfriedensgerichte,
zum Teil herzoglich, zum Teil unter Landvögten, die

der«König ernannte; kaiserliche Landgerichte (Hof-
gexlchtin Rottweil, Landgericht des Burggrafenamts
NUMBEng westfälische Vemgerichte als Fortsetzung
des altenGrafengerichts (seit dem 15. Jhdt. unter der

Gegenwlkkung von Landesherrn und Städten ab-
gestorben).

2. Nachdem,dasoberste Gericht des Reiches dem

Fremdrechtefeierlich die Pforte geöffnet, folgten mit
ihren unteren Gerichten notgedrungen die Länder
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und Städte. Darum verweilen wir nicht erst bei
den anheimelnden Bildern versunkener Tage, die der

Sachsenspiegel (um 1225), der Schwabenspiegel (um

1275), der Richtsteig Landrechts (um 1335) vom alten

Gerichtswesen entrollen, mit genauen Vorschriften auch
über Tracht und Gebaren des Richters und der Schöffen
(Ssp. III 69, Schwsp. 145, RichtstLdr. 1 u. 29); nicht
bei der vielberufenen Soester Gerichtsordnung mit der

Richtermiene des griesgrimmenden Löwen,·demüber-
geschlagenen Bein und der dreimaligen Überlegung.
Auch in Ländern und Städten waren in den Jahr-
hunderten seit den Rechtsbüchern des hohen Mittel-
alters undeutsche Wandlungen geschehen. Oft hatten
die Parteien auf Anraten studierter Beistände ihre
Rechtsstreitigkeiten den absterbenden Schöffengerichten
entzogen und dem Spruche rechtsgelehrter landesherr-
licher Beamter zugewiesen. Landesherrliche Obergerichte
waren nach hof- und kammergerichtlichem Beispiel mit

Rechtsgelehrten besetzt worden. Ansehnliche Gemein-

wesen suchten ihren Ehrgeiz darin, studierte Stadt-

schreiber anzustellen (Sixtus Beckmesser in den »Meister-
singern« ist so einerl). Die seit der Mitte des 14. Jhdts
in Deutschland entstandenen Univers itäten för-
derten das Fremdtum. Sie widmeten ihre Lehrtätigkeit
nur dem nichtdeutschen Rechte; zuerst dem kanonischen,
seit dem 15. Jhdt. auch dem römischen; beide riefen
durch die ihnen zugewandte wissenschaftliche Behand-
lung, die dem deutschen Rechte fehlte, den trügenden
Schein der Überlegenheithervor. Die Sprüche der

Juristenfakultäten, denen mehr und mehr die Akten zu
Rat oder Entscheid übersandt wurden, fußten ebenfalls
auf dem Corpus jurcis (civi1is, unt. Umst. canonici);
sie traten zum Teil mit ihrem geistigen Fremdgut an

die Stelle der alten Oberhöfe. Ein umfängliches
S chrifttu m , oft volkstümlichhergerichtet, trug viel

dazu bei, das überkommene heimische Recht zuver-

drängen, gelehrte und halbgelehrte Rechtswahrer zu
verrömern. Am längsten hielt sich von wesensfremden
Beimischungen das in Weistümern niedergelegte Dorf-
recht frei. Für den Gesamterfolg aber machte das

wenig aus.

In den deutschen Landen gab es staatliche und nicht-
staatliche Gerichte. Die staatlichen waren Hoch- und

Riedergerichte; unter ihnen fanden im Laufe der Zeit
Verschiebungen der Zuständigkeit statt, deren Einzel-
heiten wir beiseite lassen. Das Hochgericht hielt der

Graf (in Vogteien der Vogt) mit Schöffen ab; ein

Fronbote (Büttel) gehörtedazu. Riedergerichte wurden

von Untervögten oder herrschaftlichen Beamten gehalten.
Richtstaatliche Gerichte waren die Lehns-, Dienst-
mannen-, Hof-, Mark- und Dorfgerichte. Im Lehns-
gerichte saß der Lehnsherr vor; Urteiler waren

Vasallen. Zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Ge-

richten verwischten sich nicht selten die Grenzen. Denn

auch Landgerichte wurden durch Veräußerung oder Ver-

leihung an Privatpersonen zu Patrimonialgerichten;
ihre Richter wurden dann vom Patrimonialherrn be-

stellt. Überhaupterwuchsen Mißstände daraus, daß die

Gerichtsbarkeit nach Art eines Rutzungsrechtes ausge-
beutet wurde, die Rechtspflege zur Einnahmequelle
entartete. Viele Gerichte waren unbesetzt, weil es an

Richtern und Urteilsfindern gebrach; die Vollstreckung
lag im Argen. Abhilfe konnte nicht vom Reiche, son-
dern nur aus den zur Landeshoheit erstarkten Glied-

staaten kommen. Hindernisse und Rückschlägeblieben
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dabei nicht aus. Die von machtstrebenden Landesherren
eingerichtete Verwaltung, vorerst in ungetrennter Ge-

meinschaft mit der Rechtfprechung, schob deren Auf-
gaben oftmals beiseite oder machte den Richter zum
dienenden Werkzeug.

B. (N e u z e i t.) Der Bau des Heiligen Römifchen
Reiches verfiel. Seine überlebten lehnrechtlichen For-
men zerbröckelten. Alle Macht gehörte den Landen.

1. Dennoch gab das Reich Anregung und Vorbild

für eine Neugestaltung des Richtertums.·
a-) Allerdings nicht durch den Reichshofrat,

der zunächst als Regierungs- und Justizbehörde für
Reichs- und österreichisch-erbländifcheSachen einge-
richtet (1497), später (1559) neu geordnet und hundert
Jahre danach (1654) zu einer allein vom Kaiser ab-

hängigen, ständischem Einflusse ganz entrückten Be-

hörde umgestaltet wurde. (Er hatte 18 Beisitzer, davon
12 kath., 6 ev.) Zwar arbeitete er schneller als das

Reichskammergericht, dessen Widerspiel und Neben-

buhler er war. Aber seine Räte (kärglich besoldet)
standen im Geruche der Bestechlichkeit, und er galt als

gefügiges Werkzeug der kaiserlichen Wünsche und poli-
tischen Zwecke.

b) Dem Reichskammergerichte (Frankfurt,
Speyer, Wetzlar), das Goethe (im 12. Buche von

Wahrheit u. Dichtung) mit künstlerischemStifte gezeich-
net, hängt es an, daß es beim Ableben 50 000 un-

erledigte Rechtshändel hinterließ. Aber die Ursache lag
vornehmlich an ungenügenden Geldmitteln: weil der

von den Ständen zu entrichtende Kammerzieler allzu
spärlich einging, fehlte es an der genügenden Richter-
zahl (ursprünglich 16, vorübergehend dann 50, seit
1720 nur 25). Dennoch war das KG. für die Ent-

wicklung der Gerichte und des Richtertums von hoher
Bedeutung. Einzig in ihm entfaltete sich noch die dem

Reiche verbliebene Lebenskraft. Fruchtbar wurde es

als Beispiel für die Länder; mannigfach diente es der

Gestaltung ihrer Obergerichte zum Vorbild. Jn wich-
tigen Beziehungen leitete es zur Gerichtsverfassung des

19. Jhdts. hinüber und bahnte Neuerungen an, die

später durchgeführt wurden. Dazu gehören: 1. die

Ständigkeit des Gerichts (schon 1235 für das Reichs-
hofgericht ausgesprochen, jedoch nicht verwirklicht).
2. Sodann feine Unabhängigkeit von der Regierung,
allerdings ohne Gewähr für Unabsetzbarkeit der

Richter. 3. Weiter ein wirkliches Berufsrichtertum;
Kammerrichter und Urteiler waren nur des Kammer-

gerichts zu warten verpflichtet, mit andern Händelu
unbeladen. 4. Jm Anfange wies das Gericht auch eine

Mifchung von gelehrten und Laienrichtern (diese freilich
nur aus dem Adel) auf. Später (1555) mußten sie
sämtlichjuristifch vorgebildet sein; nur war bei Adligen
der Doktorgrad nicht erforderlich. 5. Neu war, daß unter

Umständen (nämlich bei Stimmengleichheit der Beisitzer)
der ,,Richter«an der Urteilsfindung teilnahm.
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C) Dies letzte, hier noch Ausnahme, wurde zur Regel
erhoben in der Carolina (Karls V. PGO., 1532). Sie

brach mit der alten deutschen Trennung, die den Richter
auf die Verhandlungsleitung beschränkte,den Urteilern

(Schöffen, Beisitzern) allein die Rechtsfindung zuwies.
Nunmehr nahm der Richter gleich den Schöffen an der

Urteilsbildung teil. Die Folge war freilich, daß die

ungelehrten Schöffen fortan in den Hintergrund ge-

drängt wurden. Der Einzelrichter (oder sein ebenfalls
rechtsgelehrter Gerichtsfchreiber) fällte meistens allein

das Urteil. Für schwierigere Fälle verwies das Gesetz
indes auf den Rat von Rechtsverständigen; die Akten

wurden dann einer Juristenfakultät zum Spruch über-
sandt (PGO.28, 81). Als Grundsatz für peinliche
Sachen wurde ferner ausgesprochen, was lange schon er-

strebt worden war: daß der Richter Angestellter der

Obrigkeit, Beamter mit festem Gehalte sei (PGO. 205).

Allerdings ermöglichte die ,,falvatorifche Klausel« für
landesrechtliche Gebräuche (Einl. z. PGQ a. E.), daß
trotz des reichsgesetzlichenAusspruchs über die staats-
rechtliche Grundlage des Richteramtes noch fürderhin
Gerichte als Lehen bestanden. Sie verschwanden erst im
19. Jahrhundert ganz.

2. Wie im alten Reiche der König, fo galt in den

Landen deren Herrscher — auf dem Weg über die Hoch-
gerichtsbarkeit zur Machtfülle der Landeshoheit gelangt
und durch den WestfälischenFrieden völkerrechtlichin
ihrem Besitze bestätigt — als Quelle der Gerichtsgewalt.
In seinem, nicht in des Staates oder Volkes Namen
ward Recht gesprochen.

a) Diese Gerichtsgewalt war ein Zweig der einheit-
lichen, ungeteilten Staatsgewalt, die dem Fürsten als

Haupte des im Staate rechtlich geeinten Volkes zustand.
b) Abweichend aber von dem alten Rechtssatze, wo-

nach der König selbst oberster Richter war und überall

das Gericht ihm ledig wurde (Ssp. III 26 § 1, III 60

§ 2), setzte sich schon im ersten Reich als neuer Grund-

fatz durch: Um der Gerechtigkeit willen soll der Herrscher
sichjeder persönlichenAusübung der Gerichtsbarkeit ent-

halten; er foll sie an Gerichtsbehördenübertragen, die
von feinem und seiner Verwaltungsbehörden Einfluß
und Belieben unabhängig wirken. Dem entsprachen:
1. die Trennung von Justiz und Verwaltung; 2. die

Vermeidung von Machtsprüchen (Kabinettsjusiiz);
3. gewisse persönliche Sicherungen des Richters in

feiner Stellung, auf daß er ohne Menschenfurcht nach
Gewissen und rechtlicher Überzeugungseines Amtes
walten könne.

C) Diese Sicherheit wurde, dem Gedanken des Rechts-
staates gemäß, den schon der mittelalterliche Königseid
enthält (Ssp. III 54 § 2, Schwsp. ·122), in Verfassungen
des 19. Jahrhunderts verbürgt (vgl. z. B. PkVekakk-
v. 31. Januar 1850 Art. 86, 87; GVG. § 1).

3. Auch das Dritte Reich bekennt sich zu dem Grund-

satze der richterlichen Unabhängigkeitund gewährleistet
sie (Adolf Hitlers Rede vom 23. März 1933).

Zur Geschichteder Staatsanwaltschaftin Deutschland
Von Reichsanwalt F l o e g e l , Leipzig

Die Hauptaufgabe des Staatsanwalts ist die

Strafrechtspflege. »Hier ist er der Arm
der staatlichen Volksführung und damit

notwendig weifungsgebunden.« So hat Staatssekretär

F r e i s le r in der Akademie für DeutschesRecht (nach
,,Deutfche Justiz« 1935 S. 153) die Stellung und Auf-
gabe der Staatsanwaltschaft im nationalsozialistifchen
Deutschland klar und unzweideutig umrissen. Im deut-
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schen Führerstaat können weder die Notwendigkeit des

Vorhandenseins einer von der Regierung abhängigen
und ihr zum Gehorsam verpflichteten Anklagebehörde,
noch ihre Stellung und ihre Aufgaben grundlegenden
Zweifeln oder Meinungsverschiedenheiten unterliegen.

Ganz anders war es bis zur nationalsozialistischen
Revolution. Noch in der 1932 erschienenen Schrift von

Caksten »Die Geschichte der Staatsanwaltschaft in

Deutschland bis zur Gegenwart. Ein Beitrag zur
Reform des Strafprozesses««)wird über die ,,Fülle von

Zweifeln und Kontroversen« berichtet, die über Stellung
und Aufgaben der Staasanwaltschaft damals noch be-

standen,. und auf die »vielen noch immer unbefriedigten
Reformwünsche,die von allen Seiten laut werden«,
hingewiesen, die die Geschichte der Staatsanwaltschaft
noch zu keinem Abschluß hätten gelangen lassen
(Carsten, a.a.O., S. 119).

Heute ist dieser Abschluß vorhanden. Jedenfalls ist
für die Staatsanwaltschaft keine Verringerung ihrer
Rechte und Pflichten von den kommenden Strafprozeß-
gesetzen zu erwarten. Die Entwicklung der deutschen
Staatsanwaltschaft dürfte an einem Endpunkt ange-

langt sein, der zu einem Rückblick auf ihre Herkunft
und Entstehung Veranlassung zu geben geeignet sein
mag. Ein solcher Rückblick wird im folgenden unter-

nommen.

I

Die Herkunft der deutschen Staats-

anwaltfchaft.
Das Geburtsland der deutschen Staatsanwaltschaft

ist umstritten. Fest steht nur, daß ihre Wiege im

Gegensatz zu vielen deutschen Rechtseinrichtungen nicht
in Rom gestanden hat. Denn im römischenRecht, auch
in dem der römischenKaiserzeit, war das Recht der An-

klage jedem römischenBürger freigestellt2).
Eine weitverbreitete Meinung glaubt der Staats-

anwaltfchaft französischen Ursprung zusprechen zu
sollen. Diese Meinung hat die Tatsache für sich,daß die

Einführung der Staatsanwaltschaft in den deutschen
Ländern in der ersten Hälfte des neunzehnten Jahr-
hunderts nach französischemVorbilde geschah. Auch
Schottlands Einrichtungen kommen bei der Einrichtung
deutscher Staatsanwaltschaften als Muster in Be-

tracht3).Gegner der Einrichtung der Staatsanwaltfchaft
als solcher glaubten deshalb, diese Behörde als eine

,,Ausländerei««)bezeichnen oder behaupten zu können,

1) Strafrechtliche Abhandlungen von BenneckesSchoetens
fonk, Heft 299, Breslau 1932.

2) »Oui1ibet ex populo experiri licet, nisi sj cui lege
aliqua aecusandi publico iudicio non est potestas«. Es ab

lediglich die procuratores principis oder öaesaris zur er-

waltung der staatlichen Finanzen und zur Wahrung der Vor-
teile des Staatsfäckels, sowie die mit der Auffpürung von

Verbrechen und mit der Auslieferung der Verbrecher an die

Gerichte betrauten polizeiähnlichenBeamten, die dekensores,
1kenachae, euriosi, stationarii oder nuntiatores genannt
wurden. Weder diese Beamten, noch die procukatOkes hatten
aber irgend etwas mit dem Amte eines öffentli en Anklägers
zU Um- (Vgl. hierzu Otto, Die preußifche taatsanwalt-
schnit, Berlin 1899, S. 1f.)

k) »Vat.Erring, »Die Einführung der Staatsanwalt-
fchaik M«D7Utschland,ein Beitrag zur Geschichte des Straf-
pkvzesses , «U«1den Strafrechtlichen Abhandlungen von Ben-
necke-v0v LIltenthahHeft 131, Bresan 1911, S. 55 ff.
«) spszetd »Necht und Willkür im deutschen Straf-

szeß - M »Deutsche Seit- und Streitfragen-O Z. Jahrg.,
Heft 41, 42, Hamburg 1888, S. 5.
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der Staatsanwalt sei dem deutschen Volksbewußtsein
fremd und eine aus dem Auslande übernommene Er-

scheinung«’).

Und doch hat die deutsche Staatsanwaltschaft nicht
nur französischeoder schottifche, sondern auch deutsche
Ahnen. Es trifft nicht zu, daß die Einrichtung des

öffentlichenAnklägers dem deutschen Volksbewußtsein
widerspreche. Wie El l in g (a. a.O., S. 46) zu-

treffend hervorhebt und in seiner geschichtlichenEin-

leitung überzeugend nachgewiesen hat, ist »der Ge-

danke, die amtliche Verbrechensverfolgung auf dem An-

klageprinzip auszubauen, welche der Staatsanwaltschaft
zugrunde lag, dem deutschen Wesen keineswegs fremd
und hatte, wenn auch in primitiver Form, bereits Ver-

wirklichung gefunden« Auch Otto (a. a O., S. 2ff.),
der bei den alten Germanen und in der älteren deut-

schen Gesetzgebung (vom Westgotischen Gefetzbuche bis

zu den Kapitularien Karls des Großen und Ludwigs)
noch keine Vorstufe für die Einrichtung des öffentlichen
Anklägers zu finden vermeint, muß zugeben, daß man

solche Vorstufen in der späteren deutschen Gesetzgebung
erblicken kann: ,,Immer mehr brach sich die Erkenntnis

Bahn, daß ein ungesühntes Verbrechen ein

Unglück für die Allgemeinheit, für den

Staat sei, daß man es nicht darauf ankommen lassen
dürfe, ob sich aus der Zahl der Verwandten und

Freunde, oder auch ex populo quivis finden werde, der

durch seine Klage die Möglichkeit der Sühne schaffe,
daß vielmehr das Staatsoberhaupt, der

Gerichtsherr die Pflicht habe, begangenes Un-

recht zur Bestrafung zu bringen und mithin da, wo die

Privattätigkeit versagte, kraft seiner Macht das öffent-
liche Ansehen eingreifen zu lassen, um den Übeltäter vor

die Schranken des Gerichts zu ziehen.« So hatte bei
den westfälischenSühnegerichten einer der Schöffen
das Amt, den Missetäter aufzurufen und vor den

Sühnerichtern anzuklagen, fo beriefen Herzog Ludwig
von Bayern 1474 und Herzog Wilhelm von Bayern
1513 Pfleger und Amtsleute zu öffentlichenAnklägern,
desgleichen 1456 die Grafen von Württemberg den

Vogt in Göppingen. In Ansbach und Bayreuth finden
wir schon 1566 einen fürstlichenAnwalt als peinlichen
Ankläger, in München bis 1575 den Bürgermeister mit

derselben Aufgabe betraut, und nach der pfälzischen
Malefizordnung von 1610 den Malefizprokurator als

Verbrechensverfolgungsbehörde.Von Savigny trägt in

einem dem preußischen Staatsministerium erstatteten
Gutachten vom 22. September 1843 vor (nach O t t o ,

a.a.O., S. 15): »Das Institut der Staatsanwald-
schaft«)gehört seinem Ursprunge nach keineswegs aus-

schließendder französischenGerichtsversassung an. An-

deutungen davon finden sichvielmehr schon in der west-
deutschen Verfassung; wir finden dasselbe nicht minder

in der englischen Gerichtsverfassung; und auch dem

PreußischenStaate ist dasselbe nicht fremd, da in dem

früher bestandenen, aber im Laufe der Zeit unter-

gegangenen Fiskalat etwas jenem Institut analoges
entgegentritt.« Auch G n e ist (,,Vier Fragen zur Deut-

schen Strafprozeßordnung«, Berlin 1874, S. 56) er-

ts) Noßhirt, ,,8wei kriminaliftifche Abhandlungen«,
Heidelberg 1836, S. 82 sf., und »M oti v e zum Nevidierten
Entwurf der Strafprozeßordnung für die preußischen Staa-

ten«, von 1841, S. 58.

a) Staatsanwald war die damalige Schreibweise; vgl.
Otto a.a.O. S.10.
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klärt die Popular- (öffentliche)Anklage für ,,unser sehr
altes eignes Recht, es ist das alte ex oikieio Ein-

schreiten der deutschen Gerichte — nur mit Wiederher-
stellung der Verantwortlichkeit des Anklägers«. Ähnlich
begrüßte Res s el (,,Das preußischeStrafprozeßgesetz
vom 17. Juli 1846 und dessen Zukunft«, Berlin 1848,
S. 49) die Einrichtung der Staatsanwaltschaft in

Preußen als das ,,Wiedergewinnen historischen Bodens

im Zivilprozeß, wie namentlich im Strafprozeß«.

Daß dieser historische Boden verlorengegangen ist,
war nicht etwa die Schuld der öffentlichen Ankläger,
ihre Nichtbewährung oder die Volksfremdheit dieser
Einrichtung, sondern lediglich einerseits die Einführung
des anuisitionsprozesses in« Deutschland, andrerseits
die durch die politischen Verhältnisse bedingte Zer-
splitterung des deutschen Gerichtswesens in mehr als

10 000 Stadt- und Ortsgerichte (Gneist, a.a.O.,
S. 17). Der anuisitionsprozeß, zuerst im Erzbistum
Köln 1258 erkennbar7), wurde vom siebzehnten Jahr-
hundert an in den deutschen Staaten die gesetzlicheVer-

fahrensform. Bei ihm lag allein dem Richter die Er-

mittelung der Verbrechen ob, für die Tätigkeit einer be-

sonderen Anklagebehördeblieb kein Raum. Eine solche
Behörde konnte schon deswegen nicht errichtet werden,
weil es bei der erwähnten Zersplitterung des Gerichts-
wesens an geeigneten Beamten fehlte, die das Amt des

öffentlichen Anklägers bei den Zehntaufenden von Ge-

richten kleiner und kleinster Staaten und Städte wahr-
zunehmen befähigt gewesen wären. ,,Schließlichmußte
das deutsche Richterperfonal Alles in Allem besorgen
und so den anuisitionsprozeß mit seinen spezifisch
deutschen Gebrechen ausbilden« (Gneist, a.a.O.,
S. 17).

Und dennoch gab es auch während der Herrschaft des

anuisitionsprozesses in Deutschland Behörden, die
man als Vorstufe der jetzigen Anklagebehörde, als

»frühe deutsche Staatsanwaltschaft« (Earsten,
a.a.O., S. 1) bezeichnen kann, das F i-skalat.

Dieses, von den Landesherren, hauptsächlichin Bran-

denburg-Preußen (seit 1468) und in Hessen (Art. 10

der Philippina von 1535) ausgebildet, hatte neben der

Aufgabe der Wahrnehmung der vermögensrechtlichen
Interessen des Staates zum Teil auch die Obliegen-
heiten des öffentlichenAnklägers im Strafversahren zu

erfüllen. Das war vornehmlich in Hessen seit der er-

wähnten Philippina und in Brandenburg-Preußen seit
der zweiten Hälfte des sechzehnten Jahrhunderts der

Fall. Auch im Reich, beim Reichskammergericht und

beim Reichshofrat, bestand ein Fiskalat in der Per-
son des procurator und des advoeatus fisci. Der

Fiskal des Reiches hatte u. a. bei Anfchlägengegen die

Sicherheit des Reiches einzuschreiten8). Immerhin ge-

lang es dem Fiskalat nicht, sich gegenüber der richter-
lichen anuisition auf die Dauer als Verbrechens-
verfolgungsbehörde durchzusetzen, es ist in den deut-

schen Staaten ,,langsam, aber sicher abgestorben«
(O t t o , a. a. O., S. 4), bis es zuletzt auch in Preußen

durch die Königliche Kabinettsordre vom 10. März

1—809aufgehoben wurde.

7) Biener, ,,Beiträge zu der Geschichte des anuisi-

goasgozessesund der Gefchworenengerichte«,Leipzig 1827,
.1 -

s) Vgl. über das Fiskalat Eberhard Schmidt, »Es-äs-
knlat und Strafprozeß«, München-Berlin 1921, S. 30 sf.;
Carsten a.a.O. S.2 ff.; Elling a.a.O.S.10ff.
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Dessenungeachtet bleibt das Fiskalat aber die histo-
rische Vorläuferin der deutschen Staatsanwaltfchaft
und dient der bereits oben erwähnten Auffassung als

Beweis, daß die Staatsanwaltschaft in Deutschland
nicht nur ausländischenHerkommens ist, mag auch ihr
unmittelbares Vorbild fremden Ländern entnommen

sein. Denn daß man bei der Einführung der Staats-

anwaltschaften in Deutschland nicht an die früheren
deutschen Fiskalate anknüpfte, sondern westländische
Einrichtungen nachahmen zu müssen glaubte, beruht
auf den damaligen machtpolitischen Verhältnissen
Mitteleuropas, auf dem mangelnden Volksbewußt-
sein der damaligen deutschen Machthaber und auf der

übertriebenen Hochachtung der Deutschen anfangs des

19. Jahrhunderts vor der französischenKultur. Wie
die jetzigen Staatsanwaltschaften in Deutschland all-

mählich entstanden sind, sei im folgenden unter II. ge-

schildert.
II.

Die Entstehung der deutschen Staats-

anwaltschaft.
In Frankreich hatte der code d’inst-ructi0n crimi—

nelle von 1808 den Staatsanwälten (proeureurs) das

Recht und die Pflicht der Strafverfolgung übertragen").
Der Prokurator hatte das ,,Anklagemonopol«, war

,,Organ und Wächter des Gesetzes« (Otto , a.a.O.,
S. 6), Anwalt des Staates im Sinne des heutigen
deutschen Staatsanwalts. Es würde hier zu weit

führen, die Organisation der französischen Staats-

anwaltschaft, des ,,ministere public« im einzelnen zu

schildern. Sie wird bei Earste n (a.a.O., S. 10ff.)
und bei Elling (a.a.O., S. 57 ff.) eingehend dar-

gestellt. Alle Beamten des ministere public unter-

stehen dem Justizminister, der oberste staatsanwalt-
fchaftlicheBeamte (procureur generah beim Kassations-
hofe ist Vorgesetzter aller anderen Staatsanwälte, die
nur als feine Vertreter amtieren. Die Prokuratoren
sind absetzbar und versetzbar, aber neben den Gerichten
selbständig und von ihnen unabhängig. Reben der

Tätigkeit des öffentlichenAnklägers in Strafsachen liegt
dem ministåre public- noch eine ausgedehnte Mit-

wirkung an den Zivilprozessen und in der Justizver-
waltung, die Beaufsichtigung des gesamten Rechts-
ganges ob.

Diese französischeStaatsanwaltschaft wurde im

Jahre 1810, zur Zeit der französischenFremdherrschaft
in Deutschland, im linksrheinischen Rhein-
lande, zusammen mit der gesamten napoleonifchen
Gesetzgebung eingeführt. Dort bestand zuerst eine An-

käagfebehörde
entsprechend der heutigen Staatsanwalt-

a t.

Dem Beispiel des linksrheinischen Rheinlandes
folgte als erster deutscher Staat Baden, der am

26. Januar 1832 aus den Mitgliedern der Hofgerichte
Staatsanwälte als Anklagebehörden für Preßdelikte
nach dem Gesetz vom 28. Dezember 1831 bestellte.
Durch das Rekursgesetz vom 3. August 1837 wurden

den badischen Staatsanwälten die Aufsicht über die

Bearbeitung aller Strafsachen an den Hofgerichten und

die Strafvollstreckung der Urteile dieser Gerichte über-

o) So hieß es in Art. 22: ,,Les proeureurs jmperiaux
sont charges de la recherche et de la poursuite de tous

les delits, dont la eonnaissanee appartient aux tribunaux
de poliee correctionelle, ou aux eours speciales,0uauxcours
d’assises.«
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tragen. Hannover schuf in seinem Gesetz vom

16. Februar 1841 ,,über die Zulassung von Rechts-
mitteln gegen die Erkenntnisse der Kriminalgerichte im

Interesse des Staats« öffentliche Anwälte mit dem

Auftrage, gegen die Ablehnung der Anklag«eerhebung,
gegen eine Freisprechung oder eine zu geringe Be-

strafung im Namen des Staates an die höhere Instanz
zu appellieren. Beide Staaten, Baden und Hannover,
kannten also anfänglich nur eine Staatsanwaltschaft
mit einem sehr beschränktenAufgabenkreis.

Dagegen schritt Württemb erg für alle Straf-
verfahren zur Einführung der Staatsanwaltschaft als

Anklagebehördedurch das Gesetz vom 22. Juni 1843,
aber immer noch mit beschränktenAufgaben (vgl.
Elling, a.a.O., S. 67).

In P r e u ß e n hatte man seit dem Jahre 1843 die

Errichtung einer Staatsanwaltschaft nach dem Vorbilde
Von Hannover, also lediglich zur Einlegung von Rechts-
mitteln, geplant. Für Ehesachen wurde durch Verord-

nung vom 28. Juli 1844 ein Staatsanwalt eingeführt,
der Anträge zur Aufrechterhaltung der Ehe zu stellen
und die Ehenichtigkeitsklage zu erheben hatte. Sonst
aber gingen die Verhandlungen über die Einführung
der Staatsanwaltschaft zwischen dem Staatsministerium
und den (damals zwei) preußischen Justizministern
jahrelang hin und her, bis ein großer politischer
Prozeß gegen die Teilnehmer am Polenausstande des

Jahres 1846 den Stein ins Rollen brachte. Es zeigte
sichunmöglich,eine so große Zahl von Angefchuldigten,
wie sie dieser Prozeß aufwies, in dem bisherigen lang-
wierigen und umständlichenVerfahren zur Aburteilung
zu bringen. Deshalb schuf man in dem Gesetz, betref-
fend das Verfahren in den bei dem Kammergericht und

dem Kriminalgericht in Berlin zu sührenden Unter-

suchungen«vom 17. Juli 1846 gleichzeitig mit einem

beschleunigten öffentlich-mündlichen Verfahren einen
Staatsanwalt mit ,,Anklagemonopol«.Dieser — erste
preußische — Staatsanwalt im heutigen Sinne war

den Weisungen des Justizministers unterworfen, auch
zum Schutze unschuldig Verfolgter berufen, hatte mit

Hilfe der Polizei als seiner ,,Hilfsbeamten« die Er-

mittelungen vorzunehmen und nach deren Abschlußbei

dringendem Tatverdacht die gerichtliche Vorunter-

suchung zu beantragen, in der Hauptverhandlung die

Anklage zu vertreten und gegebenenfalls gegen das Ur-

teil Rechtsmittel einzulegen. Aber er war zunächstnur

aus die besonderen Prozesse politischer Art vor den Ber-

liner Gerichten beschränkt.
Inzwischen hatten sich die meisten norddeutschen

Kleinstaaten, z. B. Braunschweig, Olden-

·burg und die-«Thüringer Fürstentümer,
Herzog- und Großherzogtümer entschlossen, nach dem

Vorbilde von Hannover Staatsanwaltschaften einzu-
richten. Sachsen hatte schon im Jahre 1842 den

Entwurf einer Strafprozeßreform ausgearbeitet und
die fächsischeKammer hatte in den Jahren 1843 und
1845 wiederholt die Einführung des Anklageverfahrens
und von Staatsanwälten beantragt, die der König von

Sacher im Jahre 1846 zugesagt hatte. Gesetz wurden

dlefe Wünscheund Zusagen aber erst am 23. November
1848 unter dem Zwange der politischen Ereignisse
dieses Jahres. Das Gesetz vom 23. November 1848

führte zwar Staatsanwälte bei den Gerichten aller Jn-
stanzen em- beschränkteihre Tätigkeit aber auf Meß-
delikte» Erst mit der sächsischenStPQ vom 13. August
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1855 wurde die Staatsanwaltschaft in

gemein eingeführt.
Dagegen war B a v e rn bereits in dem Gesetz vom

4. Juni 1848, dem sogenannten ,,Grundlagengesetz«
(Elling, a.a.O., S. 75), zur Einführung von

Staatsanwälten geschritten, die den Staat und das

Gesetz vor Gericht vertraten, über alle gerichtlichen Be-

amten eine Aufsicht pflegen und im übrigen in Straf-
sachen die heutige Tätigkeit der Anklagebehörde zu
übernehmenhatten. Am 1. Januar 1849 trat dann das

neue baperische Strafprozeßgesetz vom 10. November
1848 in Kraft, das die Errichtung von Staatsanwalt-

schaften allgemein vorsah, deren Tätigkeit aber während
der Voruntersuchung auf eine Beaufsichtigung dieser
beschränkteund sie sich erst nach Schluß der Vorunter-

suchung voll einsetzen ließ. Erst das bayerische GVG.
vom 25. Juni 1850 gab den Staatsanwälten einen

größeren Wirkungskreis und dehnte diesen auf die Auf-
sicht über alle richterlichen und gerichtlichen Beamten
und auf eine beschränkteMitwirkung in den bürgerlich-
rechtlichen Verfahren aus.

Jn P r e u ß e n hatte man unterdessen mit der Ein-

führung der Staatsanwaltschaft durch das Gesetz von

1846 ,,trotz seiner Stümperhaftigkeit« (Otto, a. a.O.,
S. 60) gute Erfahrungen gemacht und deshalb daran

gedacht, Anklagebehörden in weiterem Umfange zu er-

richten. Aber es fehlte den damalign Machthabern an

der nötigen Entschlußkraft,und erst das Revolutions-

jahr von 1848 vermochte die gegen die allgemeine Ein-

führung der Staatsanwaltschaft in Preußen bestehen-
den Widerstände zu überwinden. Eine der revolutio-
nären Forderungen des Jahres 1848 war nämlich die

Bildung von Geschworenengerichten. Mit ihnen und
der Offentlichkeit und Mündlichkeit ihres Verfahrens
notwendig verbunden war aber die Bestellung öffent-
licher Ankläger mit ausschließlicherAnklagebefugnis.
So folgte der Errichtung von Schwurgerichten natur-

gemäß die Einrichtung von Staatsanwaltschaften. Der

auf Grund der sogenannten oktroyierten Verfassung vom

5. Dezember 1848 erlassenen Verordnung vom

2. Januar 1849 (GS. S. 1) folgte unmittelbar die Ver-

ordnung vom 3. Januar 1849 (GS. S. 14), in der bei

jedem Appellationsgericht ein Oberstaatsanwalt und bei

jedem Kreis- oder Stadtgericht ein Staatsanwalt mit
den erforderlichen Gehilfen aus der Zahl der zum
höheren Nichteramte befähigten Beamten bestellt wurde.

Die Bestimmungen der Verordnung vom 3. Januar
1849 über die Staatsanwaltschaft fanden mit nur un-

wesentlichen ÄnderungenAufnahme in dem Gesetz vom

3. Mai 1852 (GS. S. 209), nach dem die Staats-

anwaltschaft in Preußen nunmehr zur Mitwirkung be-

rufen war in allen eigentlichen Strafsachen, in den

Disziplinar- und Ehefcheidungsverfahren und endlich
damals auch im Konkursverfahren gemäß der preußi-
schen KO. vom 8. Mai 1855 (GS. S. 321), nach der

der Staatsanwalt von jeder Konkurseröffnung Nach-
richt erhielt und über den Stand des Konkurses vom

Konkursverwalter und Konkursgericht Auskunft er-

fordern konnte, um eine etwa notwendige Bestrafung
des Gemeinschuldners in die Wege zu leiten. Über die

allmählicheEntwicklung der preußischenStaatsanwalt-

schaft in gehaltlicher und organisatorischer Beziehung,
in bezug auf ihre Stellung zum Gericht und über die

kümmerlichen Anfänge ihrer Büroeinrichtungen gibt
Otto (a.a.O., S. 91sf.) interessante Einzelheiten,

Sachsenall-
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auf die hier nur verwiesen werden kann. Maßgebend
war zunächst das ,,Allgemeine Reskript« des Justiz-
ministers betr. »Beruf, Ressort und Organisation der

Staats-Anwaltschaft« vom 13. November 1849.

Mit dem siegreichen Feldzuge von 1866 gelangten
Hannover, Hessen-Nassau, Frankfurt a. M. und

Schleswig-.Holstein unter die preußischeKrone. H an -

nover hatte in Weiterbildung des oben erwähnten
Gesetzes vom 16. Februar 1841 durch Gesetz vom

24. Dezember 1849 (GS. für das Königreich Han-
nover, Abt. I, S. 211 ff.) Schwurgerichte und- mit ihnen
allgemein ,,Kronanwälte« als öffentlicheAnkläger ein-

geführt, deren Befugnisse durch das hannoversche GVG.
vom 8. November 1850 und in der hannoverschen
StPO. vom selben Tage eine sich den heutigen Ver-

hältnissen nähernde Erweiterung gefunden hatten.
Nach der Vereinigung Hannovers und der übrigen oben

erwähnten neuen Landesteile mit der preußischen
Monarchie wurden für diese neu erworbenen Gebiete
unter dem 25. und 26. Juni 1867 (GS. S. 921, 1073)

umfangreiche Verordnungen betr. das Strafrecht und

Strafverfahren erlassen, und in dem vierten Titel der

Verordnung über das Strafverfahren die Staats-

anwaltschaft geregelt. Hier wurde zum ersten Male in

Preußen der Staatsanwaltschaft die Strafvoll-
st r e ck u n g übertragen. Mit dieser neuen Tätigkeit
der Anklagebehörde,die man sichheute von ihr gar nicht
mehr wegdenken kann, wurden so gute Erfahrungen ge-

macht, daß man nie wieder daran gedacht hat, der

Staatsanwaltschaft die Strafvollstreckung zu nehmen.
Im übrigen erfuhren die Verhältnisseder preußischen

Staatsanwaltschaft keine Änderung mehr, bis mit der

Gründung des zweiten Reiches für alle deutschen
Bundesstaaten einheitliche gesetzliche Grundlagen für
die Staatsanwaltschaft geschaffen wurden. Bis dahin
hatten vier deutsche Länder: M e ck l e n b u r g -

Schwerin, Mecklenburg-Strelitz,
Schaumburg-Lippe und Lippe-Detmold
ohne Staatsanwaltschaft auskommen müssen. Erwähnt
sei noch, daß O st e r re ich die Staatsanwaltschaft und

den Anklageprozeßdurch seine StPO. vom 17. Januar
1850 eingeführt, in der StPO. vom 29. Juni 1853

den Anklageprozeßaber wieder abgeschafft und die Be-

fugnisse der Staatsanwälte wieder wesentlich ein-

geschränkthatte").
Jm Deutschen Kaiserreich begann man sich

bald nach der Beendigung des Krieges von 1870X71 mit
der Vereinheitlichung des deutschen Rechtes zu befassen
und versuchte, bereits in den Entwürfen eines deut-

schen GVG. und einer deutschen StPO. von 1874 die

Staatsanwaltschaft in Deutschland möglichsteinheitlich
zu gestalten. Die früher so oft Gegenstand der Er-

örterung gewesene Frage, ob die Staatsanwaltschaft
beizubehalten oder abzuschaffen sei, wurde in den

Motiven zum GVG.-l) als »kaum streitig« bezeichnet
und war überhaupt nicht mehr Gegenstand des Mei-

nungsstreites. Die Staatsanwaltschaft hatte in der

kurzen Zeit ihres Bestehens bereits ihre Notwendigkeit
erwiesen und war auch durchaus volkstümlichgeworden
(vgl. hierzu Otto , a. a. O., S. 208 f.). So wurde sie
in den 1879 in Kraft getretenen Reichsjustizgesetzen

10) Vgl. v o n H y e - G l u n e k , »Die leitenden Grund-
sätze der österreichischenStPO-«, Wien 1854, S. 122f.

S Ul)4 H a h n, ,,Materialien zum GVG.«, Berlin 1879,
. f-
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(GVG., StPO., ZPO.) für das ganze Deutsche Reich
in ihren Grundlagen fest verankert, insbesondere wur-

den Stellung und Aufgabenkreis der Staatsanwalt-

schaft in diesen Gesetzen einheitlich geregelt.

Dagegen wurde die Organisation der deutschen An-

klagebehördenreichsrechtlich nur in ihren Grundzügen
festgesetzt, nämlich dahin, daß die Staatsanwaltschaft
überall bürokratisch,hierarchisch, einheitlich und unteil-
bar mit Substitutions- und Devolutionsbefugnis der

Vorgesetzten und selbständig gegenüber den Gerichten,
aber mit Auftragsbefugnis gegenüber der Polizei tätig
zu sein hat. Die nähere Einrichtung aber blieb mangels
Einheitlichkeit der Justizverwaltungen den verschiedenen
Bundesstaaten überlassen, soweit nicht die einzige
Staatsanwaltschaft des Reiches, die Reichsanwaltschaft
beim Reichsgericht in Frage kam. Für diese oberste An-

klagebehörderegelte das GVG. auch ihre Organisation
im einzelnen. Jm übrigen aber weisen die verschiedenen
einzelstaatlichen Ausführungsgesetze zum GVG. hin-
sichtlichder Staasanwaltschaften noch mannigfache Un-

terschiede auf, deren wesentlichster die Verschiedenartig-
keit der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit in der unter-

sten Jnstanz, bei den Amts- und Schöffengerichten,
war«). Ferner war in den einzelnen deutschen Ländern
die Frage verschieden geregelt, ob als Staatsanwälte

ständige nichtrichterliche Beamte, wie die Reichsanwälte,
berufen wurden (s o in Preußen, Bayern, Württemberg,
Sachsen, Baden und in den meisten anderen Bundes-

staaten), oder Richter, die nur kraft widerruflichen Auf-
trages als Staatsanwalt tätig wurden"). Teilweise
waren aber auch in den zuletzt ausgeführten Ländern
die Oberstaatsanwälte ständige nichtrichterliche Beamte.

(Vgl. jetzt §§ 9, 19 Abs. 2 VO. vom 20. März 1935,
RGBl. I S. 403.) Auch der Grad der Selbständigkeit
der einzelnen Sachbearbeiter zeigte in den einzelnen
Bundesstaaten Unterschiede").

Alle diese Verschiedenheiten sind durch das große
Werk der Vereinheitlichung der deutschen Justiz ausge-
glichen. D i e S te l l u n g der Staatsanwaltschast hatte
seit den Reichsjustizgesetzen von 1879 keine wesentliche
Veränderung erfahren, nur sind die Amtsbezeichnungen
teilweise verändert worden«). Der A u f g a b e n k r e i s

der Staatsanwaltschaft hat sichseit 1879 nicht verringert,
sondern vergrößert. Jnsbesondere erhielt die Staats-

anwaltschaft —-

zum ersten Male durch die Bekannt-

machung vom 7. Oktober 1915 (RGBl. S. 631) zur

Entlastung der Gerichte § 3 — das Recht, das zur Ab-

urteilung berufene Gericht durch freie Wahl bei der

Einreichung der Anklage (entweder vor dem Schöffen-
gericht oder bei der Strafkammer) zu bestimmen. Ein

ähnlichesWahlrecht gaben der Staatsanwaltschaft die

sogenannte Emmingersche Prozeßreform der Verord-

12) Vgl. über die verschiedenartigen »Amtsanwaltschaften'
Carsten a.a.O. S. 74f.

U) So in Oldenburg, SchaumburgsLippe,»Mecklenburgs
Schwerin, MecklenburgsStrelitz und Braunschweig
1«)Vgl. hierüber Carften a.a.O. S. »75,der aber die

Unselbständigkeitder preußischenStaatsanwälte übertreibt.

15) Generalstaatsanwälte statt Oberstaatsanwältebei den

Oberlandesgerichten und den LandgerigtenBerlin und Ham-
burg, Oberstaatsanwälte statt Erste taatsanwälte bei den

Landgerichten, Erste Staatsanwälte als Abteilungsvorsteher
und Vertreter der Oberstaatsanwälte,Staatsanwaltschaftsräte
statt Staatsanwälte für die fest angestellten Sachbearbeiter,

Stbaatsanwälte
statt Gerichtsassessoren für die ständigen Hilfs-

ar eiter·
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nuug über Gerichtsverfassung und Strafrechtspflege
Vom 4. Januar 1924 (RGBl. I S. 15), dessenWirkung
sichauf die Zuständigkeitdes Revisionsgerichts erstreckte.
Die neuen §§ 153, 154 StPQ der Emmingerschen
Reform gaben der Staatsanwaltfchaft das Recht,
,,minima.« nicht zu ,,curare«. Das Bestimmungsrecht
der Staatsanwaltschaft hinsichtlich des zuständigenGe-

richts fand weiter Aufnahme in der von Papenschen
Notverordnung vom 14. Juni 1932 (RGBl. I S. 285,
Teil I Kap. I Art. 1 § 12), und drückte sichauch in der

dem Oberreichsanwalt durch das Gesetz vom 22. März
1924 (RGBl. I S. 299), durch die Verordnung vom

18. März 1933 (RGBI. I S. 131) und durch Art. III

§ 4 des Gesetzes vom 24. April 1934 (RGBl. I S. 341)

übertragenen Befugnis aus, Hoch- und Landesverrats-

sachen von minderer Bedeutung an die Oberlandes-

gerichte und ihre Staatsanwaltschaften abzugeben.
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So hat die deutsche Staatsanwaltschaft trotz vieler

Gegner, die ihr bis zur nationalen Erhebung gerade aus

rechtskundigen Kreisen zahlreich erwachsen waren (vgl.
z. B. hierüber E arst e ·n , a.a.O. S. 77 fs.), ihre Stel-

lung nicht nur behauptet, sondern wesentlich verstärkt.
Im nationalsozialistischen Deutschland steht sie am Ende

einer Entwicklung, ähnlichder, die der einzelne Deutsche
staatsrechtlich erfahren hat. Wie er vom Untertan des

absolutistischen Zeitalters über den Staatsbürger des

Liberalismus zum Volksgenossen im nationalsozialisti-
schen Sinne erwachsen ist, so ist die Staatsanwaltfchast,
einst ein Organ der Krone, dann die Anklagebehörde
konstitutioneller Regierungen, jetzt ein Machtinstrument
des Volkes in der Hand des Führers und seiner Re-

gierung. Möge sie auch im Dritten Reich stets das sein,
als was man sie schon im königlichen Preußen be-

zeichnet hat (O t t o , a. a. O. S. 210), eine ,,Elitetruppe
der Justiz«!

Gesetz,Recht und Richter im Wandel der Zeiten
Von Landgerichtsrat Dr. F r i e d e r s d o r s s - Berlin.

Alles Recht ist göttlichenUrsprungs. In dem Streben

nach Wahrheit und Recht besteht das Wesen jeder
Religion. Sittlichkeit ist die Summe der allgemein
anerkannten, durch die Gewohnheit geheiligten Gesetze.
Diese Gesetze gehen vom Volke aus. Priester und

Könige üben eine rechtschaffende Tätigkeit nur als

Richter und Verwaltungsbeamte. Die leges regiae
des alten Rom haben ihren Namen davon, daß der

König kraft seiner priesterlichen Stellung das fas, das

von den Göttern gewollte Recht wies. Altattische Kul-

tusordnung führen den Namen ,,königlicheGesetze«nur

deshalb, weil ihre Handhabung dem Archon-König ob-

lag1).
Das klassischeGriechenland schuf das Jdealbild des

schönen und guten Mannes, d. h. des Mannes, der,
körperlichund seelisch gesund, seine Ehre darin findet,
gesetzmäßigzu leben und die Staatsidee über alles zu

stellen. Den bei den Termopylen 480 v. Ehr. gefallenen
Spartiaten wußte der Grieche Simonides keinen schöne-
ren Nachruf zu widmeu, als den, daß sie noch im Tode

dem Gesetze treu gewesen wären.
Für uns Deutsche hatte das Gesetz

sein-e heilige Flamme zeitweilig völlig
verloren. Wir empfanden das Gesetz vielfach als
etwas Lästiges und Volksfremdes, als eine ewig fort-
lebende Krankheit. Wir alle stehen noch unter den Ein-

wirkungen der Gesetze der Nachkriegszeit, insbesondere
der zahllosen kriegswirtschaftlichen Verordnungen, mit

ihrer grader demoralisierenden Wirkung. Es ist das

Verdienst der nationalsozialistischen Revolution und des

Führers, die Zusammenhängezwischen Gesetz und Sitt-

lichkeit wieder ausgedeckt zu haben.
Gesetz (lex, isl. log., fries. lega, engl. law, srz. 10i)

ist das Festgelegte, das Gesetzte, die Satzung. Die

12-T«C1fel-Gefetzgebungder Stadt Rom von 450 v. Ehr.
konnte sich bis zum Corpus juris Justinians (527 bis
565 n. Ehr.) deshalb als Grundlage des gesamten römi-

schenRechts erhalten, weil sie, von hoher Sittlichkeit
ethllt- dem Charakter des ehrenwerten Römers der

klafsischenZeit entsprach. Bezeichnend sür die Denkungs-
art dtefet Periode ist es, daß der aus einem fiduziari-

1) TM o m m s en, Nömisches Staatsrecht, Bd. 2 S. 41 ff.

schen Rechtsgeschäftmit der a.ct4i0 kiduciae Vetklagte
nicht zur Erfüllung einer Schuldverbindlichkeit ver-

urteilt, sondern daß dahin erkannt wurde, daß er nicht
wie ein Ehrenmann gehandelt habe. Die Verurteilung
aus der kiducia macht infam2).

«

Freilich waren diese alten Römertugenden nicht von

ewiger Dauer. Tacitus (200 bis 276 n. Ehr.) muß
seinen Zeitgenossen in der Germania einen Sitten-

spiegel vorhalten. Mommsen berichtet im 4. Bande

seiner römischenGeschichte von dem Verfall der Sitten
im Zeitalter der alternden Republik. Gerade die

höheren Stände sind es, die sich durch Sittenlosigkeit
hervortun. Sogar der sittenstrenge Eato findet keine

Bedenken, seine Frau an einen Freund abzutreten, die
er dann nach dem frühen Tode dieses Freundes wieder

heiratet. Freie Liebe und das Bestreben nach Einschrän-
kung der Kinderzahl sind für diese Epoche kennzeichnend.
Proletarius (Kindererzeuger) wird ein Schimpfwort
für den Pöbel.

Inzwischen hatte sich durch interpretatio,
durch prätorische Edikte, durch Senatus-

konsulte, durch kaiserliche Dekrete und

R e s k r i p t e (Diokletion erließ etwa 1000) eine Flut
von neuen Rechtsätzenüber das römischeVolk ergossen,
so daß bereits Tacitus sich zu dem Ausrufe veranlaßt
sieht: ,,Corruptdssima re publica- plurimae Ieges!«
Wie sah nun das römischeVolk aus? Neben den alten

freien römischenBürgern, die das Bürgerrecht der Stadt
Rom genossen, und ihren unfreien Sklaven leben die

Freigelassenen, die zwar römischeBürger wurden, die
vollen Bürgerrechte aber nicht hatten. Neben den cives

leben die peregrini, die, vom öffentlichen Recht aus-

geschlossen,-nur nach jus gentium rechtsfähig sind.
Neben diesen leben die Latini und die latinischen Frei-
gelasseneu, die ebenfalls des Genusses des vollen Bürger-
rechts nicht teilhaftig werden’). Wie nun in diesem
Wirrwarr von Menschen und Gesetzen im Lauf der

Jahrhunderte durch kaiserliche Kodifikation Ordnung
gebracht wurde, wie das Corpus juris Justinians ent-

stand, wie dieses die Kodifikationen in den deutschen
2) v hering, Das Schuldmoment im römischen. J

Privat-recht 1807 S. 29ff.
3) S o l) m , Institutionen, 9. Aufl. S.169.
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Königreichen überflügelte, wie Glossatoren und Post-
glossatoren Jahrhunderte lang an dem römischenPan-
dektenrecht feilten, wie dieses G l o s s a to r e n r echt
in Deutschland als gemeines (allge-
meines) Recht unter dem Schutz der Kurfürsten
und Fürsten seinen E i nzu g h i e l t , wie das Reichs-
kammergericht 1495 angewiesen wird, ,,zu richten nach
des Reiches gemeinen Rechten« und nur ausnahms-
weise nach Deutschem Recht gerichtet werden sollte,
wenn dieses dem Reichskammergericht bewiesen wurde,
ist bekannt genug. Es entsteht in Deutschland der rechts-
gelehrte, volksfremde Richter, der fremdes Recht auf
deutsche Rechtsverhältnissein Anwendung bringt.
Begünstigt wird die Rezeption des römischenRechts

durch die mächtigekünstlerischeund geistige Bewegung,
die unter dem Namen R c n aissa n c e von Italien
ausgehend die ganze Welt überflutet. Die Renaissance
überwindet die Gotik, von der sie zunächst wertvolle

Anregung empfangen hatte. Daß der Humanismus die

Einführung des römischen Rechts in Deutschland ge-

fördert hätte, muß bestritten werden. Die Humanisten
wollten human (menschlich) sein. Sie wollten dem

Volke Philosophie und Religion durch Übersetzung
klassischerSchriften näher bringen und taten sich hervor
in scharfer Kritik kirchlicher Mißstände. Freilich liegt
zwischen dem Humanismus eines Erasmus oder eines

Melanchthon und dem ästhetisierendenHumanismus
eines Wolfgang v. Goethe eine Kluft.

Von manchen werden die Engländer glücklich ge-

priesen, weil sie das römischeRecht nicht in complexu
rezipiert und deshalb ein besseres Recht hätten, wie

die Deutschen. Zur Ehre des deutschen Richterstandes
muß jedoch gesagt werden, daß die deutsche Recht-
sprechung jeden Vergleich mit der englischen aushält.
Die Langsamkeit des englischen Zivilprozesses ist durch
den Schriftsteller Dickens berühmt geworden, in dessen
Romanen Prozesse durch Generationen hindurch vererbt

werden, so daß schließlichdie Prozeßkosten den Wert
des Streitgegenstandes überschreiten. An sich ist der

nüchterne Engländer ein besserer Jurist wie der

Deutsche. Es ist bezeichnend, daß Shakespeare seine
Dramen mit Rechtsvergleichen geradezu spickt. Er
konnte dies wagen, weil er sicher war, daß diese, übri-
gens nicht immer geschmackvollenVergleiche im Volke

verstanden wurden.

Die Langsamkeit des Prozesses ist in Deutschland
verknüpft mit dem Namen des Reichskammergerichts,
das 1513 nach Speyer verlegt wurde. Spirae spirare
processus, non exspirant (in Spever atmen die

Prozesse, aber sie atmen nicht aus), war ein bekanntes

mittelalterliches Witzwort. Mit dem Verbot der Akten-

versendung, in Preußen mit den von Friedrich d. Gr. ge-

troffenen Maßnahmen ist vieles besser geworden. Einer
der wichtigen Erfolge des nationalsozialistischen Re-

formprogramms ist die Beschleunigung der

Rechtspflege«).
Das Zeitalter des Absolutismus schafft den königs-

treuen Richter als Stütze von Thron und Altar. Der

König schafft Recht und läßt in seinem Namen Recht
sprechen. Wie verschieden der Absolutismus von den

Regierenden aufgefaßt wurde, lehrt das Beispiel des

großen Königs, welcher der erste Diener des Staates

sein wollte. Wenn er in den Rechtsstreit des Müllers

Arnold eingreift und die angeblich bestochenen und

«) Zivilprozeßnovelle v. 27. Oktober 1933.
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rechtsbeugenden Kammergerichtsräteauf Festung schickt,
so tut er dies völlig gutgläubig, weil er dem Bauern

gegen den Edelmann beistehen will, weil in seinen
Landen »der ärmste Bauer, ja der Bettler vor dem

Gesetz dem Prinzen gleichstehen solle.«
Das Zeitalter der Aufklärung und des Liberalismus

proklamiert Grundrechte und Menschenrechte. Für diese
Epoche ist der Staat nur ein Gesellschaftsvertrag Das

Gesetz ist der Schutz der Schwachen gegen Kabinetts-

justiz und Polizeiwillkür. Das Gesetz ist aber auch die

magna Charta des Verbrechers. Diese Zeit ruft nach
unabhängigen, nur dem Gesetz unterworfenen Richtern.
Die Unabhängigkeit des Richterstandes wird in Ver-

fassungen und Gerichtsverfassungsgesetzen fest verankert.
So entsteht aus dem ,,griesgrimmenden«Richter5), der die

Staatsautorität verkörpert, der liberale, der gelassene
Richter, der seine höchsteWürde in der Unabhängigkeit
und Objektivität erblickt. Diese Objektivität geht bis

zur Selbstvernichtung. Fiat justitia, pereat mundus!

Der Richter schütztden Staatsbürger, aber nur nach
Maßgabe des Gesetzes. Über das Gesetz hinaus zu
denken, ist ihm verboten.

Die deutsche Republik der Nachkriegszeit prägt den

Begriff des sozialen Richters, wobei man anscheinend
davon ausgeht, daß Recht und Gesetz zunächst etwas

asoziales seien, gegen das das Volk geschütztwerden

müsse,wobei man ferner davon ausgeht, daß Gesetze
nur den Anreiz zu einem gesetzmäßigenHandeln
schaffen sollen, aber nicht ernsthaft erfüllt werden
können. Jnsbesondere wird in Preußen verfügt, daß
zu Gnadenbeauftragten nur Richter von ausgeprägtem
sozialen Empfinden bestellt werden sollen"). Welche
verhängnisvollen Wirkungen diese Art von Rechtsmoral
für den Staat gehabt hat, ist noch in aller Erinnerung.

Der nationalsozialistische Staat proklamiert die Ein-
heit von Volksgesamtheit und Staat. Es ist Pflicht
jedes Deutschen, sich mit allen Mitteln für diesen Staat

einzusetzen. Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Deshalb
muß auch der Staat und der ihn vertretende Richter
unter Umständen tief in das Leben des einzelnen Jn-
dividuums eingreifen7). Dieses Volk braucht keine Ver-

fassungen und Grundrechte, denn Volk und Staat stehen
sich nicht mehr kämpfend gegenüber. Die Einheit des

Rechts wird gewährleistet durch den Einheitsstaat. Die

Hoheitsrechte der Länder gehen auf das Reich übers).
Der Typ des neuen Richters wird durch den Volksstaat
und Führerstaat bestimmt. Wissenschaftliche Bildung
ist selbstverständlicheVoraussetzung für die Ausübung
des Richteramts. Daneben soll aber auch Charakter und

Persönlichkeitbestehen. Objektivität ist gut. Sie soll
aber nicht ausarten zu einer Objektivität gegenüberden

Lebensinteressen des Volkes. Der Richter trete heraus
aus seiner Neutralität gegenüber den Lebensgesetzen
des Volkes")! Er suche das Volk zu verstehen und das

im Volksbewußtsein ruhende Recht zu begreier Und

auf den praktischen Fall anzuwenden, so daß es dann

schließlichund hoffentlich für immer heißen möge:
Ein Volk, ein Führer, ein Reich.
Ein Deutsches Recht, für Alle gleich!

6) Nach Soester Stadtrecht soll der Nichter- wie ein gries-
grimmender Löwe sein. Stölzel Schulung I S. 152.

o) All . Verf. v. 19. Juni 1919 I Ziff.3.
7) Beschränkungdes Nachbarrechts im öffentl. Interesse.

Ges. v. 13. Dezember 1933.

S) Gesetz v. 30. Januar 1934.

o) Freis ler in Deutsche Justiz v. 1935 S.241.
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Relation und Urteil im UmbruchV
Von Dr. Erich Ristow , Gerichtsassessor, Mitglied des Reichsgruppenrates »Iungjuristen«.

Was Recht ist, wird bestimmt durch die Welt-

anschauung. Die nationalsozialistische Weltanschauung
ist angewandte Rassenkunde (Rudolf Heß); daher muß
die Arbeit nationalsozialistischer Rechtswahrer von der

Rassen- und Rassenseelenkunde ausgehen.
Das römisch-rechtlicheVerfahren der Urteilsfindung

zur Zeit des corpus juris war ein rein konstruktiv-
logisches. Logische Konstruktionsakro-
b atik mußte in der Verfallszeit des römischenWelt-

reiches über den Mangel der Rassengleichheit und damit

des einheitlichen Gerechtigkeits- und Billigkeitsgesühls
der römischenBürger hinweghelfen. Jn der Tat ein

Verfahren, das dann als Ausweg zu dienen berechtigt
sein mag, wenn eine rassenmäßigeWertung infolge der

Verschiedenheit der Rassen und der Rassenmischung un-

möglich geworden ist.
Das alte römischeRecht setzt Einheit des Volkes

voraus, in Rasse, Gefühl und Wertung, es ist V o l k s -

r e cht. Das klassischerömischeRecht ist G e s e tz e s r e cht
und soll diese Einheit des Gerechtigkeitsgefühls trotz
innerer Zerrissenheit, hervorgeruer durch die inzwischen
eingetretene Rassenvermischung,künstlichaufrechterhalten.

Mit der Aufnahme des römischenRechts in Deutsch-
land wurde dieses gefetzesmathematischeVerfahren über-
nommen. So hielt volksfremdes Recht seinen Sieges-
einzug in Deutschland, artwidrig in Form, Inhalt und

Sprache.
Diese jahrhundertelange Konstruktionstechnik der

römischenGesetze mußte dazu führen, das zunächstnur

zur Feststellung der Gesetzmäßigkeiteiner Entscheidung
angewandte Verfahren darüber hinaus auf die Tat-

bestandsdarstellung zu übernehmen. So kam

es dazu, daß der organische Lebensvorgang, der Gegen-
stand eines Gerichtsverfahrens war, zergliedert wurde

in die heute noch angewandten Teile 1. Unstreitiges,
2. Behauptungen des Klägers, 3. Einwände des Be-

klagten, 4. Repliken des Klägers, 5. Dupliken des Be-

klagten und so fort. Hinzu kam meist noch eine Ge-

schichtserzählunghinsichtlich des äußeren Verlaufes des

Prozesses.
In jüngerer Zeit wurde allerdings erkannt, daß

dieses Verfahren der Auflösung eines Lebensorgans ad

absurdum geführt werden kann, und daß je ,,einwand-
freier« dies Verfahren angewandt wird, die Darstellung
im Tatbestand und die Begründung der Gefetzmäßigkeit
der Entscheidung um so lebensfremder wird. Man fand
den Ausweg darin, dort aus Gründen des ,,gesunden
Menschenverstandes«von dem Verfahren abzuweichen,
wo dieses zu einer Unverständlichkeitdes Tatbestandes
geführt hätte. Für diese Fälle wurde dann auf das

Darstellungsgeschick,den gesunden Menschenverstand,
das Fingerspitzengefühlusw. verwiesen.

Z- Be geht eine oft genannte Äußerung des Reichs-
geklchtsrats Baer dahin, daß die Rechtsfindung bei

ihm selbst zunächstin einer Beurteilung nach dem Ge-

fühl bestand, und daß erst später eine Nachprüfung auf

sr) Mag man auch nicht mit allen Ausführungen einverstanden
fein, so Ist dex Aufsatz poch sicherlich geeignet, eine feucht-
bringende AussprachezwischenRichter und Neserendar, be-

sonders in den Arbeitsgemeinfchaftem herbeizuführen.

Grund des Gesetzeswortlauts erfolgte und sich hierbei
dann für ihn auf Grund der gesetzlichenKonstruktion
meisten-s dasselbe Ergebnis herausstellte. Jn vielen

Fällen sind zwei oder mehrere gesetzlicheKonstruktionen
mit verschiedenem Ergebnis möglich; welcher Konstruk-
tion der Richter folgt, sagt ihm sein Gerechtigkeits- und

Billigkeitsgefühl. Freilich scheuen sich manche, das

Urteil auch in dieser Weise zu begründen,sie geben aus-

schließlichdie gesetzlichkonstruktive Begründung in der

seit Jahrhunderten traditionsmäßig überkommenen

Art. Es ist daher kein Zufall, daß diese Art der Rechts-
findung heute nicht verstanden wird, denn sie stimmt
nicht mit der Art überein, die zur Findung des Urteils

geführt hat.
Dasselbe Bild, das sich bei der Abfassung und Fin-

dung der Urteile ergibt, finden wir bei der Aus-

bildung des Jungjuristen und den Anforderungen der

großen Staatsprüfung wieder.

Auch bei dem ,,Bericht« und dem ,,Gutachten«muß
von dem Jungjuristen in der Ausbildung eine Zer-
gliederung vorgenommen werden, denn er muß zu den

einzelnen gesetzmäßigenErfordernissen die sich auf sie
beziehenden Teile des Tatbestandes aus dem einheit-
lichen Lebensvorgang ,,herausdenken«. Die national-

sozialistische Weltanschauung will aber den Richtertyp
und damit die Art der Urteilsfindung und zugleich
Urteilsbegründung von Grund auf umgestalten.

Auf dem Gebiete des Rechts müssen wir diese
römisch-rechtlicheKonstruktionsmethode, die mit dem

Wissen des deutschen Volkes um sein Recht, und damit
mit unserem Rassenrecht nicht übereinstimmt,durch eine
arteigene Rechtspflege ablösen." Diese Besinnung auf
das Arteigene in der Rechtsfindung, also der recht-
lichen Wertung und der Rechtsdarstellung, führt
zwangsläufig zu einer Ablehnung der Re-

lationsform, wie sie etwa gelehrt wird in dem

klassischen ,,Bericht, Gutachten, Urteil« von Dauben-

speck-Sattelmacher. Der- Verfasser hat auch in der neuen

Auflage, die nach der Machtübernahme erschienen ist,
im wesentlichen nicht aus Änderungen hingewiesen.

Belauschen wir einmal das Rechtsfühlen bei den

deutschen Volksgenossen, so können wir feststellen, daß
es von der heute noch beim Juristen gebräuchlichenBe-

gründungsform völlig abweicht. Der Volksgenosse sieht
den zu wertenden Lebenstatbestand organisch, als klei-
nen Teil des gesamten Lebens eines oder mehrerer
Volksgenossen und beurteilt den einen Tatbestand
gleichzeitig im großen Lebensstrom des ganzen Volkes
von der Vergangenheit über die Gegenwart zur Zu-
kunft, dem Ideal der Rasse. Kann er den einzelnen
Tatbestand mit diesem Streben zum ,,gerechten und

billigen« in Einklang bringen (ein Vorgang, der sich
gefühlsmäßig vollzieht), so ist die Handlung rechtmäßig,
ist dies nicht möglich,ist sie rechtswidrig.

Recht ist etwas Ewiges, nicht ewig das gleiche, wie

einige Lehren des Raturrechts glauben, sondern
»Ewig« im Sinne von rassenmäßig bestimmt. Damit

ist die Stellung des Rechts gegenüber der Willkür fest-
gelegt.

Diesen gefiihlsmäßigen Vorgang in eine Form um-

zusetzen, die dazu dient, das Urteil anderen verständ-
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lich zu machen, ist die Aufgabe der richtig angewandten
Logik. Da die meisten Volksgenossen geistig nicht so
weit geschult sind, daß sie bei einem Aufbau in der

jetzigen Relations- und Urteilsform zu folgen ver-

mögen, weil es keine dem Leben entnommene Dar-

stellungsform ist, so ist das Ergebnis, zumal in den

Fällen, in denen der »Jurist« besonders stolz auf sein nie-

dergeschriebenes Urteil ist, Verständnislosigkeit.Kommen
wir aber nicht zu einer Klarheit der Rechtsfindung und

einer allen Beteiligten verständlichen Klarheit in der

Form der Urteilsbegründung, so wird das Mißtrauen
gegen den ,,Juristen« und seine Rechtsprechung bei der

Mehrzahl der Volksgenossen bestehen bleiben. Daher
muß sich der Jurist in seiner Rechtsfindung und Ur-

teilsbegründung anpassen den organischen Lebens-

vorgängen und eine Form wählen, die dem Eigenleben
der Beteiligten entnommen ist. Diese Forderung der

rassengesetzlichenRechtslehre geht vom Leben aus. Eine

Darstellung dieses Lebens muß sich daher auch der

Formen bedienen, die diesem Leben entsprechen. Un-

serer Rasse entspricht es nicht, einen Lebensvorgang
konstruktiv zu zergliedern.

Aus dem Vorhergehenden ergibt sich, daß von der

bisherigen Form des Berichtes (T a t b e st a n d e s)

abgegangen werden muß. Die Tatbestände der Straf-
urteile haben die konstruktive Methode der Zivilrichter
schon bisher zugunsten einer lebensnahen Darstellungs-
form nicht enthalten. Die Strafurteile sind daher auch
viel eher den Volksgenossen verständlich als unsere
heutigen Urteile in Zivilsachen. Das Urteil des Straf-
richters schildert den Tatbestand organisch, ohne bestrittene
Dinge aus dem Geschehenslauf herauszureißen. Eine

Angleichung an diese Form muß daher auch in Zivil-
sachen erfolgen. Danach würde sich der Bericht bzw.
der Urteilstatbestand so darstellen, daß der historische
Lebensvorgang, so wie ihn der Richter nach der münd-

lichen Verhandlung sieht, geschildert wird. Der Richter
hat den Tatbestand, auch wenn er sich auf die mündliche
Verhandlung vorbereitet, in dieser Form zu ordnen.

Mindestens in den meisten Fällen kann eine solche
Vorbereitung in der Form der Geschichtserzählunger-

folgen. Sie entspricht dem natürlichen Geschehens-
ablauf und reißt ihn nicht auseinander; auf bestrittene
Punkte ist hinzuweisen; In der mündlichenVerhand-
lung muß dann — das ist ein Gebot der Klarheit bei
der Rechtsfindung — der Tatbestand vom Richter in

dieser Form, wie er ihn nach den vorbereitenden

Schriftsätzen seiner Wertung zugrunde legen würde,
vorgetragen werden. Es ist dann ausgeschlossen, daß,
wie das heute häufig der Fall ist, die Partei beim

Lesen des Urteils das Gefühl hat, daß der Richter den

Tatbestand, so wie sie ihn darstellen wollte, nicht ver-

standen und daher seiner Rechtsfindung einen falschen
Tatbestand zugrunde gelegt hat. Auf diese Weise wird

auch die Auseinandersetzung der Parteien vor Gericht
auf die tatsächlichstreitigen Punkte beschränkt. Das

hat den weiteren Vorteil, daß für diese Punkte ge-
nügend Zeit zu einer erfchöpfendenBehandlung vor-

handen ist. Wenn heute in der mündlichen Verhand-
lung die Parteien den Sachverhalt vortragen, so geht
der Streit oft an der Kernfrage vorbei. Der Partei
selbst kann man deswegen nicht immer einen Vorwurf
machen, weil sie nicht weiß, inwieweit der Richter schon
das tatsächlicheVorbringen in ihrer Darstellung richtig
verstanden hat und inwieweit nicht. Beschränkt sich
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dagegen die mündlicheVerhandlung, nachdem der Richter
Vortrag gehalten hat, auf die wirklich streitigen
Punkte, so können sich beide Parteien ausgiebig hierzu
äußern. Die Aufmerksamkeit des Richters ist wach,
weil er über Punkte, die für ihn noch nicht geklärt sind,
Aufschluß haben will. ÜberflüssigesReden wird ver-

mieden. Aus diese Weise läßt sich die so oft geforderte
,,mündliche«Verhandlung mühelos durchführen. Die

Partei weiß, der Richter geht von einem richtigen Sach-
verhalt aus. Sie wird nicht überrascht. Auch hinsicht-
lich der Rechtslage muß der Richter bei seinem
einleitenden Vortrag in der mündlichenVerhandlung
auf Bedenken und Zweifel hinweisen. Er muß, das

ergibt sich aus dem Gebot der Rechtsklarheit, die Rich-
tung andeuten, in der seiner Auffassung nach der Ur-

teilsspruch ergehen kann, und die Gründe angeben, die

dafür sprechen. Er hat zu erörtern, nicht zu entscheiden.
Ebenso hat auch die vorbereitende Arbeit, das· Gut-

achten, nur zu «erörtern.

Recht ist nach rassengesetzlicher Rechtslehre etwas

Ewiges, etwas von Menschenhand nicht beliebig Ab-
änderbares. Daher kann auch ein Gesetz immer nur

Richtlinie sein, von der im Einzelfall der Richter ab-

zuweichen befugt ist. Er wird dabei von dem Gesetz
ausgehen, wenn dieses für einen Tatbestand eine klare

Entscheidung gibt. Er wird in Zweifelsfällen, wenn

aus dem Gesetzeswortlaut nicht eindeutig eine Auf-
fassung hervorgeht, seine Entscheidung begründen nach
Gerechtigkeit und Billigkeit. Damit ist die Rechts-
findung in das Volkhafte, das Wissen von Recht und

Billigkeit einer Rasse, hineingestellt. Es wird also jede
Urteilsbegründung, soweit sie Rechtsausführungen
enthält, in Wahrheit zwei Begründungen enthalten
müssen:

a) die Gesetzmäßigkeitund

b) die Gerechtigkeit und die Billigkeit.
Im Anschluß an die Auffassung des Urteils sind die
Gründe anzuführen, die gegen die von der unterliegen-
den Partei geäußerte Rechtsauffassung sprechen.
Darüber hinaus muß die Sprache dem Leben des

Volkes entnommen werden. Nur so kann der Richter
rechtsüberzeugendwirken. Kein Volksgenosse, der nicht
»Jurist« ist, versteht den Kult, der z.B. mit dem

Worte ,,behaupten«getrieben wird.

Unmittelbar im Anschlußan die mündlicheVerhand-
lung muß eine Verkündung des Urteils und eine Be-

gründung in Gegenwart der Parteien erfolgen. Der

Richter muß nicht nur vor der Urteilsfällung, sondern
auch nach der Urteilsfällung im Angesicht der Parteien
seine Auffassung begründen. Das hat den weiteren

Vorteil, daß er gezwungen ist, in der Sprache der Volks-

genossen zu reden; denn spricht er mit seinen tech-
nisch-juristischen Ausdrücken, wird er von den Parteien
nicht verstanden werden. Daß die Beratung geheim zu

sein hat, um Beeinflussungen zu vermeiden, sei der

Vollständigkeitwegen erwähnt.

Unvereinbar mit dem Vorhergehenden ist, wenn, wie

das heute üblich ist, in der Mehrzahl der Fälle Ver-

kündungsterrnine anberaumt werden, so daß das

Rechtfindungsverfahren in Wahrheit leicht ein reines

Aktenverfahren wird. Erfolgt die Urteilsfindung nach
diesem Verfahren, so wird die Rechtsfindung sich frei
und offen vor den Augen der Volksgenossen abspielen,
es wird eine Rechtsbegründung,die dem Leben der
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Volksgenossen entnommen ist, und die darum lebens-

nah ist, stattfinden, und es wird die Kluft und

das Mißtrauen zwischen Volk und

Rechtswahrer beseitigt werden. Der deutsche
Richter wird deutsches Recht in deutschem Gerichtsver-
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fahren sprechen. Die Klarheit der Rechtsfindung wird
der Klarheit des Rechts selbst entsprechen. Der Rechts-
wahrer wird zum Treuhänder für die Volksgenossen,
die ihre Nöte vorbringen und das Gefühl haben: hier
wird deutsches Recht gesprochen von Deutschen.

Die Zuständigkeitder Militiirgerichte
Von Dr. Werner H ü l l e , Kriegsgerichtsrat bei der 3.Kav.-Division, Weimar.

Die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht
wird die Staatsanwaltschaften und die ordentlichen Ge-

richte weit öfter als früher zu einer Prüfung des Um-

fanges der Militärgerichtsbarkeit nötigen; denn wäh-
rend bisher regelmäßig nur Mannschaften mit ein-

wandfreiem Vorleben in die Reichswehr eingestellt
wurden, kann die allgemeine Wehrpflicht nicht vor

denen haltmachen, die mit den Strafgesetzen bereits in

Widerspruch geraten sind. Es wird sich in der Folge
also vielfach ereignen, daß Beschuldigte unter die Fahne
gerufen werden, ehe noch ein gegen sie anhängiges
Strafverfahren hat zu Ende geführt werden können.

Anderseits wird das unvermeidliche Anwachsen der

Kriminalität des Heeres es ebenso häufig mit sich
bringen, daß Beschuldigte noch während der militär-

gerichtlichen Untersuchung wegen Ablaufs der Dienstzeit
saus dem Wehrdienst ausscheiden. Eine Abgrenzung der

beiden Zuständigkeitsbereicheerscheint im Interesse einer

geordneten Strafrechtspflege notwendig, zumal Un-

kenntnis oder falsche Auslegung der Militärstrafgerichts-
ordnungs cRGBL 1933 I, 921; 1934 I, 1165) bei den

allgemeinen Behörden wiederholt zu Eingriffen in die

Gerichtshoheit der Wehrmacht geführt und zu zeit-
raubendem Schriftwechsel Anlaß gegeben haben. Es

sollen hier nur die ordentlichen Verhältnisse erörtert
werden; denn die Vorschriften des mobilen Verfahrens
sind bei dem Friedenswillen des Führers ohne Be-

deutung.
Die Militärgerichtsbarkeit hat ihrem Wesen nach eine

p e r s ö n l i ch e Grundlage. Jhr sind nach § 1 MStGQ

unterworfen die Soldaten (Offiziere aller Gattungen,
Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mannschaften), die

Wehrmachtsbeamten (Militär- und Zivilbeamten), die

Schiffsangestellten c§ 166 Abs. 1 MStGB.) und die an

Bord eines Schiffes dienstlich eingeschifften Personen,
solange sichdas Schiff im Kriegszustand befindet (§§ 166

Abs. 2, 164 MStGB.). Den Soldaten sind die im Be-

reich der Wehrmacht angestellten Zivilpersonen zuzu-

rechnen, die der Reichswehrminister nach § 40 a- Wehr-
gesetz (RGBl. 1933 I, 526) den für Soldaten geltenden
gesetzlichen Bestimmungen ganz oder doch teilweise
unter Einschluß der Militärgerichtsbarkeit unterstellt
hat. Die Zugehörigkeitzur Wehrmacht dauert für den

Soldaten von dem Tage, an dem er bei seinem Truppen-
teil eintrifft (Gestellungstag), bis zum Ablauf des

Entlassungstages, für den Wehrmachtsbeamten vom

Tage seiner Ernennung bis zum Ablauf des Tages der

Entlassung aus dem Amte.
Die fa ch l ich e Zuständigkeit der Militärgerichte
(§§ 1—3 MStGO.) ergreift alle strafbaren Hand-
lungen der genannten Pers onen, also nicht nur Verstöße

gegen das Militärstrafgesetzbuch,sondern auch gegen
alle anderenStrafgesetze und ohne Rücksichtdarauf, in

welcher Eigenschaftdie Straftat begangen wurde; denn

Wche Mannszucht steht und fällt mit der un-

1) D ie tz - H til le , Kurzkommentar zur MSZGO.

bedingten, jede fremde Einwirkung ausschließenden
Autorität der Befehlsgewalt. Eine an sich der Militär-

gerichtsbarkeit unterworfene Person kann jedoch nach
§ 4 MStGQ den allgemeinen Gerichten zur Aburtei-

lung übergeben werden, wenn sich bei einer Zuwider-
handlung gegen die a l l g e m e in e n Strafgesetze
mehrere Personen, von denen die eine der militärischen,
die andere der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterstellt
ist, als Täter, Teilnehmer, Begünstiger oder Hehler be-

teiligt haben oder wenn zwischen solchen Personen
wechselseitige Beleidigungen oder Körperverletzungen
vorgekommen sind. Die Übergabe,die bis zur Anklage-
erhebung möglich ist, enthält einen Verzicht des Ge-

richtsherrn auf die Ausübung der eigenen Gerichtsbar-
keit und bedarf als einseitige Willenserklärung nicht der

Annahme durch die Staatsanwaltschaft. Sie macht
unter den gegebenen Voraussetzungen die bürgerlichen
Gerichte endgültig und unwiderruflich zuständig.

Die sachliche Zuständigkeit erleidet jedoch Au s -

n a h m e n : Einmal verbleibt es in den Strafsachen,
in denen der Volksgerichtshof in erster und

letzter Instanz zuständig ist, bei dieser Zuständigkeit,
also in den Fällen des Hochverrates nach §§ 80—84
StGB., des Landesverrates nach §§ 89—92 StGB., des

Angriffs auf den Führer und Reichskanzler nach § 94

Abs. 1 StGB. und der Verbrechen nach § 5 Abs. 2 Nr. 1

der Verordnung zum Schutze von Volk und Staat vom

28. Februar 1933. Eine Abgabe an die Oberlandes-
gerichte ist jedochnicht statthaft. Zum anderen ist wegen
der vielen Besonderheiten, die St e u e r - u n d Z o l l -

r e cht aufweisen, die Untersuchung und Entscheidung
auf diesem Gebiete jenen Behörden auch dann belassen,
wenn die Steuerzuwiderhandlungen (§ 391 RAO.) mit

Straftaten gegen die a l l g e m e i n e n Strafgesetze
-

re chtlich (§ 73 StGB.) zusammentreffen. Es wird
kaum vorkommen, daß steuerliche Verfehlungen zugleich
militäris che Delikte enthalten. Sollte es gleich-
wohl der Fall sein, dann sind die Sondergerichte der

Wehrmacht zuständig. Treffen mit Steuerzuwiderhand-
lungen andere Straftaten militärischer oder allgemeiner
Art s a chlich (§ 74 StGB.) zusammen, so muß
getrennt verfahren werden. Die Gesamtstrafe wird nach
§ 376 MStGQ und nach §§ 460, 462 StPO. gebildet.
Den Steuerdelikten sind bis auf weiteres nach § 10

EGMStGQ die Zuwiderhandlungen gegen Devisen-
bestimmungen oder gegen das Gesetz gegen Verrat der

deutschen Volkswirtschaft vom 12. Juli 1933 gleich-
gestellt. Die Zuständigkeitder allgemeinen Behörden bei

Verfehlungen gegen sonstige Finanzgesetze sowie
gegen Polizei-, Jagd- und Fischerei-
ges etze einschließlichRechtsverordnungen ist nur

gegeben, wenn die Tat nur mit Geldstrafe und Ein-

ziehung oder mit einer dieser Strafen bedroht ist. Die

für den Unvermögensfall festzusetzende Ersatzfreiheits-
strafe begründet nicht die militärgerichtlicheZuständig-
keit. Der Vollng von Freiheitsstrafen ist jedoch Sache
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der Militärbehörden, die darum zu ersuchen sind, wäh-
rend die erkennenden Jnstanzen Geldstraer und Ein-

ziehung selbst vollstrecken.
Jn diesem Zusammenhang sei verwiesen auf die

Neugestaltung der Zuständigkeit für das Verhängen von

Ordnungsstrafen und Zwangsmaß-
n a h m e n (§ 14 EG.) gegen Wehrmachtsangehörige,
die als Zeugen oder Sachverständige auf ordnungs-
mäßige Ladung unentschuldigt ausbleiben oder grund-
los das Zeugnis, den Eid oder das Gutachten ver-

weigern. Es sind dies die Fälle der §§ 51, 70, 77

StPQ und §§ 380, 390, 409 ZPQ Die Strafen
werden heute nicht mehr durch den Gerichtsherrn,
sondern unmittelbar von den allgemeinen Gerichten
selbst festgesetzt und, soweit sie nicht in Freiheitsentng
bestehen, auch vollstreckt. Dagegen vollziehen die bürger-
lichen Gerichte die von ihnen nach §§ 177 ff. GVG. er-

kannten Strafen stets selbst, also auch dann, wenn sie
Haft aussprechen.

Ebenso umfassend wie die persönliche und sachliche
Geltung ist auch die zeitliche ; denn die Militär-

gerichte haben nach §§ 6, 7 MStGQ auch über die

Straftaten zu entscheiden, die Soldaten und Wehr-
machtsbeamte (nicht die anderen Personen) vor ihrer
Zugehörigkeit zur Wehrmacht begangen haben. Jedoch
bleiben die bürgerlichenBehörden für sie zuständig,
wenn bereits ein amtsrichterlicher Strafbefehl oder eine

polizeiliche Strafverfügung zugestellt oder ein Urteil er-

lassen war oder wenn wegen der Straftat lediglich eine

Privatklage anhängig ist. Wird die Militärgerichtsbar-
keit erst während des Verfahrens begründet, das Dienst-
verhältnis aber schon vor Erlaß einer Strafverfügung
durch den Gerichtsherrn oder vor Aburteilung durch das

erstinstanzliche Kriegsgericht (z. B. wegen Dienst-
unfähigkeit) beendet, so fällt die Sache wieder an die

allgemeinen Strafverfolgungsbehörden zurück.An einer

militärgerichtlichenAburteilung besteht kein Jnteresse
mehr. Jm übrigen endet die Militärgerichtsbarkeit mit
dem Aufhören des sie begründendenVerhältnisses. Mit
dem Ablauf des Entlassungstages werden daher regel-
mäßig die allgemeinen Gerichte wieder zuständig. Die

Aburteilung von Straftaten, die noch während der

Dienst- bzw. Amtszeit begangen wurden, verbleibt den

Militärgerichten nur, wenn bereits Anklage erhoben
oder eine Strafverfügung erlassen war; ferner wenn

Gegenstand des Strafverfahrens militärische Delikte
allein oder im rechtlichen oder sachlichen Zusammen-
treffen mit Straftaten gegen allgemeine Strafgesetze
sind. Bürgerliche Straftaten gehen daher ohne den er-

wähnten militärrechtlichen Zusammenhang zur Ab-

urteilung an die ordentlichen Gerichte über. Jm anderen

Falle können die Sondergerichte der Wehrmacht selbst
dann über das bürgerlicheDelikt urteilen, wenn sie
wegen des militärischen freisprechen.

Schwierigkeiten bereitet bisweilen die Frage der Zu-
ständigkeit im Wiederaufnahmeverfahren.
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Nach § 3 EG. gelten für die Wiederaufnahme eines vor

dem Inkrafttreten der MStGQ (1. Januar 1934)

rechtskräftig geschlossenenVerfahrens deren Vorschriften
nur, wenn das Urteil von militärgerichtlichenJnstanzen
erlassen war. Es muß sich also um das Erkenntnis
eines Militärgerichts des alten Heeres oder der alten
Marine bis zur Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit
(1. Oktober 1920) oder der Reichsmarine handeln; denn

für deren an Bord von Kriegsschifer eingefchifften An-

gehörige hat die MStGQ auch später noch gegolten
(§ 434 StPO.). Grundsätzlichprüft also jede Gerichtsbar-
keit ihre Urteile selbst nach. Daher sind bürgerlicheGe-

richte für die Wiederaufnahme auch dann noch zuständig,
wenn sie nach dem 1. Januar 1934 entschieden haben.

Der Zuständigkieitsstreit zwischen allge-
meinen und militärischen Gerichten, der positiv oder

negativ sein kann, wird in § 17 EG. denkbar einfach
geregelt. Jst ein Angeklagter in einer denselben Gegen-
stand betreffenden Straffache durch beide Gerichte ab-

geurteilt worden, so gilt das Urteil, das zuerst die

Rechtskraft erlangt hat. Das andere ist nichtig. Straf-
verfügung und Strafbefehl stehen wegen der beschränk-
ten Rechtskraftwirkung dem Urteil nicht gleich. Haben
die militärischen Gerichte durch eine nicht mehr an-

fechtbare Entscheidung (also durch Beschluß nach §§ 248,
314 Abs.3 MStGQ oder Beschluß des Oberkriegs-
gerichts nach § 172 MStGQ über die Einstellungsver-
fügung des Gerichtsherrn) ihre Unzuständigkeit aus-

gesprochen, so dürfen sich die allgemeinen Gerichte nicht
deshalb mehr für unzuständig erklären, weil die Mill-

tärgerichtsbarkeitPlatz greife. Das Entsprechende gilt für
den umgekehrten Fall, also für die Beschlüsseder bürger-
lichen Gerichte aus §§ 180, 183, 204, 210, 383, 270

StPQ und ihre Urteile aus § 328 Abf. 3, 356 StPQ
Die Gerichtsbarkeit als Gewalt, eine Straftat abzu-

urteilen, ist auf ihre persönlichen,sachlichen und zeit-
lichen Voraussetzungen von den Gerichten in jeder Lage
des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen; denn

Amtshandlungen eines Gerichtes, dessen Zuständigkeit
nie gegeben war, sind nichtig. Ein späteres Erlöschen
feiner Zuständigkeit vermag die Rechtsgültigkeitder von

ihm bereits getroffenen Maßnahmen nicht in Frage zu

stellen, beendet aber den Zustand ihrer weiteren Wirk-

samkeit. Dieser Umstand bedarf besonderer Beachtung
bei Haftbefehlen; denn diese sind nur so lange voll-

streckbar, als die Gerichtsbarkeit der Behörde, die sie
erlassen hat, begründet ist. So kann der Staatsanwalt
den Befchuldigten nicht auf Grund eines Haftbefehls in

Untersuchungshast behalten, den der Gerichtsherr erlassen
hat. Es empfiehlt sich daher, die zuständig werdende
Stelle stets rechtzeitig zu benachrichtigen, damit die Uber-

führung des Befchuldigten in die neue Haft ohne
Schwierigkeit und ohne Nachteil für ihn und die Sache
selbst erfolgen kann. Nur eine verständnisvolle Zu-
sammenarbeit beider Gerichtsbarkeiten gewährleisteteine

wirksame Strafrechtspflege. Justitia et disciplinalI

Erbkrankheitund WeltanschauungV
Von Dr. med. Heinrich Wichern,Bielefeld.

Ein wesenhafter Unterschied des R at i o n a l -

so zia lismu s von anderen und früheren Welt-

«) Eine ausführlicheDarstellung findet sich in meiner Schrift
,,Erbkrankheit und Weltanschauung«; Vandenhoeck u· Nuprecht,
Göttingen 1934.

anfchauungen besteht in der Betrachtungsweife des

menschlichen Einzelwesens als Glied der Volksgemein-
schaft und als verantwortlichen Träger körperlicherund

geistig-seelischerErbanlagen, die bestimmt sind, sichdurch
die Nachkommenschaft wieder im Volksganzen auszu-
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wirken. Die Denkweise dieser neuen kraftvollen Be-

wegung geht also in die Tiefe, erfaßt den Ursprung
völkischenSeins und Geschehens, gründet sich aber zu-

gleich auf wissenschaftlicheTatsachen und drängt vor

allem zur Tat — nicht durch stümperhaftes Flickwerk
an Einzelerfcheinungen, sondern durch die wagemutige
Entscheidung, alles Übel an der Wurzel zu fassen und

endgültig auszurotten.
Diese geistige Wandlung und der Versuch ihrer
tatkräftigen Durchführung tritt uns am deutlichsten
entgegen, wo es sich um entscheidende Fragen des

menschlichen Lebens selbst handelt. So greift
das am 25. Juli 1933 verkündete und seit 1. Januar
1934 in Kraft getretene ,,Gesetz zurVerhütung
erbkranken Nachwuchses« tief in die Selbst-
bestimmung jedes einzelnen und in das Leben des

ganzen deutschen Volkes ein, weil es dem Staat das

Necht zuspricht, über das Sein oder Nichtsein künftigen
Lebens zu entscheiden. Ein solches Gesetz kann auf die

Dauer nicht durch Gewaltmaßnahmen zur Durchführung
gebracht werden, sondern es muß vom Verständnis des

ganzen Volkes getragen werden. Unmittelbar beteiligt
an seiner Durchführung sind neben den Är z t e n ins-

besondere die Richter. Von beiden muß erwartet

werden, daß sie nicht nur die Grundlagen des Gesetzes,
sondern auch seinen Sinn und Zweck erfassen und dann

aus eigener Überzeugungheraus es zu voller Wirksam-
keit bringen.

Der Mensch ist, wie jedes andere Lebewesen, das

Erzeugnis von Vererbung und Umwelt. In
den bei feiner Entstehung zusammentretenden Keim-

zellen, dem Ei und Samenfaden, sind die Erbanlagen
vorhanden, die stets paarweise —-

nämlich je eine von

väterlicherund von mütterlicherSeite — vertreten sind.
Sie liegen in den Kernen beider Zellen, und zwar in

den durch Farbstoffe sichtbar zu machenden Kernfäden
oder Ehromosomen. Sobald die beiden Kerne der Keim-

zelle miteinander verschmolzen sind, setzt ein lebhaftes
Spiel der Entwicklung ein, wodurch der spätereKörper
des Einzelwesens aufgebaut wird. Schon bei Beginn
dieses neuen Werdens sondern sichdie für die Bildung
der späterenKeimzellen des neuen Trägers bestimmten
Zellen ab, machen eine langsamere Entwicklung durch
und rüsten sich erst in der Geschlechtsreife des heran-
wachsenden Menschen zu ihrer eigentlichen Bestimmung,
der Fortpflanzung zu dienen. Sie enthalten also das

K e im - oder E r b g u t , das vor äußeren Einflüssen
dauernd gut geschütztbleibt. Von diesen in den späteren
Keimdrüsen, den Hoden oder Eierstöcken,liegenden
Zellen mit ihrer Erbmasse ist daher, wie soeben gesagt
wurde, die Gesamtheit der Körperzellenstreng zu unter-

scheiden,aus denen im Gegensatz zu dem im Keimgut
angelegten ,,Erb bild e« das uns sichtbare ,,Er-
sch e i n u n g s b i l d« des Menschen hervorgeht.

So wird es begreiflich, daß der Mensch durchaus
Uicht alle Eigenschaften oder Merkmale feines Erbbildes

aufweist, sondern daß in diesem viele Erbanlagen aus

früheren Geschlechterfolgenvorhanden fein können,die
an ihm nicht erkennbar sind. Auch ein nicht selbst an

einer Erbkrankheit leidender Mensch kann doch die Erb-

anlagen zu einer solchen in sich tragen, also einen

Erbs chaden beherbergen, der erst in der Nach-
kommenschaft als Krankheit zutage treten wird. Das

Gesetz versteht deshalb unter einem E r b k r a n k e n
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nur einen Menschen, der selbst die Anzeichen der hier
in Frage kommenden Krankheit aufweist, aber zugleich
auch mit seinem Keimgut die Anlage dazu weiter-
vererbt.

Von größter Bedeutung ist es nun, daß wir seit
der großen Entdeckung Mendels (1865), die bis 1900

freilich verschollen blieb, eine bestimmte G es e tz -

mäßigkeit in der Vererbung feststellen
können. Sie bezieht sich auf die Art des Zusammen-
tretens und der Trennung von Erbanlagen aller Art
und gehorcht den Gesetzen der Wahrscheinlichkeits-
rechnung. Es gibt offene oder ü b e r d e ck e n d e

(dominante) Erbanlagen im Gegensatz zu den ihnen
gegenüber zurücktretenden und daher als versteckt oder
ü b e r d e ck t (rezessiv) bezeichneten, die immer nur

dann offenbar werden können, wenn sie gleichzeitig von

mütterlicherund väterlicher Seite vererbt werden und

daher die sie überdeckende,gefundhafte Anlage fehlt.
Nun kommt es allerdings noch auf w e it e r e U m -

stän d e an, die für die Auswirkung von Erbanlagen
entscheidend sein können. Die Durchschlagskraft, die

Ausprägungsfähigkeit, die Abhängigkeit von äußeren
Hemmungen und die Beeinflussung durch die übrigen
Erbanlagen bringen eine großeMannigfaltigkeit in das

Schicksal der Erbanlage; wichtig ist dabei die Tatsache,
daß Erbkrankheiten nicht immer aus dem Vorhandensein
einer einzelnen Anlage zu beruhen brauchen, sondern
oft erst durch die Gemeinschaft mehrerer,
vielleicht in verschiedenen Kernfäden liegenden Anlagen
bedingt sein können. So kann dabei dann auch bei der

Vererbung eine A u f sp l i t te r u n g einer solchen
Gesamtheit in ihre Einzelteile und damit gewisser-
maßen eine S t r e u w i r k u n g verschiedener Teil-

erscheinungen eines sonst einheitlichen Krankheitsbildes
unter die Nachkommen entstehen, oder da, wo eine be-

sonders »f chw a che E r b a n l a g e« vorliegt, eine
unvollkommene oder gar nur angedeutete Ausbildung
des Erbleidens erfolgen.

Hier zeigt sich uns schon der vielfach m i t b e stim -

mende Einfluß der Umwelt auf die wirk-

liche Gestaltung der in den Erbanlagen noch vor-

handenen reichlichen Möglichkeiten für die körperliche,
geistige und seelischeEntwicklung des Menschen. Durch
Förderung oder Hemmung kann es also zu recht ver-

schiedener Ausbildung ursprünglichgleicher Anlagen bei

den einzelnen Menschen kommen. Die Z w i l l i n g s -

fo r s chu n g gibt uns bei einer durch das ganze Leben

fortgesetzten Beobachtung sog. e i n e i i g e r Zwillinge,
die durch sehr frühe Teilung der ersten Keimesanlage
völlig gleiche Erbanlagen haben, hierüber sichereKennt-

nisse; demgegenübergewähren uns unter gleichen Um-

ständen gemeinsam aufwachsende zweieiige Zwil-
linge einen Einblick in die besonderen Verhältnisse der

Entwicklung von Menschen mit verschiedenen Erb-

anlagen, aber gleichen Umweltbedingungen.
Nimmt der Erbforscher nun noch die zahlreichen

an Pflanzen und Tieren festgestellten Tatsachen der

Vererbung, insbesondere die reichhaltigen expe-
rimentellen Ergebnisse hinzu, so ent-

schleiert sichihm auch für den Menschen das bisher fast
undurchdringliche Geheimnis krankhaften Geschehens auf
erblicher Grundlage. Dabei versucht er nicht nur die

Ahnentafel mit den unmittelbaren Vorfahren des ein-

zelnen Menschen aufzustellen und auf Angaben über
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Krankheiten zu durchforschen, sondern wegen der Mög-
lichkeit jenes versteckten oder überdeckten Erbganges
sind ihm genaue Feststellungen über die bei den Ge-

schwistern der Eltern, Großeltern, Urgroßeltern usw.
vorgekommenen Leiden von Wichtigkeit, ja sogar die

Kinder und Kindeskinder dieser in den Seitenlinien

ausgezeichneten Personen spielen für die E r k e n n u n g

krankhafter Erbanlagen eine bedeutsame
Rolle. In solcher Weise wird also die ganze Sippschaft
oder der ,,Erbkreis« erforscht und ausgewertet,
wozu freilich eine gründliche erbbiologische und medi-

zinische Sachkenntnis gehört. Diese oft recht mühselige
Arbeit läßt aber für die Nachkommenschaft des ein-

zelnen zuweilen eine genaue Aussage über die Wahr-
scheinlichkeitvon Erbkrankheiten zu. Dabei gilt es dann

allerdings auch, die in krankhaft belasteten Erbkreisen
oft so zahlreichen Abartungen leichter Art

zu beachten, die durch jene Teilvererbung oder schwache
Erbanlagen entstehen und in haltlosen oder gemüts-
weichen Psychopathen, hartherzigen Rohlingen und

schwankenden Eharakteren zum Ausdruck kommen.

Das Gesetz zählt für die Vornahme der Un-

f r u ch t b a r m a chu n g nur einige wenige, wissen-
schaftlich scharf umgrenzte Krankheitsgruppen auf, bei
denen die Erblichkeit sichergestellt, die Art des Leidens

qualvoll und abschreckendund die Heilbarkeit durchweg
ausgeschlossen ist. Hierher gehören schwere Geistes- und

Gemütskrankheiten,ferner Nervenleiden, die im weiteren

Verlauf zu solchen führen, wie die erbliche Fallsucht
und der erbliche Veitstanz, und der Ausfall der wich-
tigsten Sinnesorgane durch Blindheit und Taubheit
sowie endlich entstellende Gebrechen durch erbliche Miß-
bildungen.
Sorgfältige Untersuchungen haben ergeben, daß die

Kinder solcher Erbkranker in hohem Maße
wiederum an den gleichen Leiden erkranken oder sie
auf ihre weitere Nachkommenschaft übertragen. Diese
Gefahr wächsterheblich, wenn zwei Erbkranke, wie es

infolge ihrer geringeren Heiratsaussicht oft vorkommt,
sichvermählen und nun von b e i d e n Seiten die gleiche
ungünstige Anlage auf die Kinder vererbt wird. Wissen
wir doch, daß die Erkrankungswahrscheinlichkeit für
erbliche Fallsucht zehnmal so groß ist bei den Nach-
kommen eines solchen Kranken als in der übrigen Be-

völkerung und bei den anderen hier in Betracht
kommenden Erbleiden die Kinder zu 33—50 v.H. bei

Belastung von e i n e r Seite, zu 50—62 v. H. bei Ver-

erbung von beiden Seiten erkranken. Es kommen

dazu nun noch die vielen durch Streuwirkung ent-

stehenden Abartungen unter der Nachkommenschafthinzu,
die von dem Gesetz nicht betroffen werden, aber die

Volksgesundheit dennoch wesentlich verschlechtern.
Besonderer Beachtung bedarf nämlich die Tatsache,
daß nicht die schweren, sondern gerade die leichten
F o r me n der Erbkrankheiten den gesundheitlichen Be-

stand der Bevölkerung am meisten gefährden,weil ihre
Träger sich frei bewegen und weniger abfchreckendfür
eine Heirat wirken und, soweit geistige Störungen und

Mängel vorliegen, infolge ihres Leidens kein aus-

reichendes Verantwortungsbewußtsein bei der Zeugung
und Aufzucht von Kindern besitzen. Ein erschreckendes
Beispiel dieser Art stellen insbesondere die leichten
Formen des S chw a chs in n s dar, aus denen das

große Heer der Leichtsinnigen, sittlich Minderwertigen,
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Verbrecher und Dirnen hervorgeht. Die F r u cht b a r -

keit solcher Kreise ist, wie Nachforschungen erwiesen
haben, d o p p e lt so g r o ß wie die des gesunden
Bevölkerungsanteils.

Hier taucht dann die Gefahr einer s chranken-
losen Vermehrung des Untermenschen-
tums auf, das ganz von seinen sinnlichen Trieben

beherrscht wird und sittliche Hemmungen nicht kennt.

GesetzlicheEheverbote sind erfahrungsgemäß demgegen-
über nutzlos, zumal sie ja die außer- oder voreheliche
Fruchtbarkeit nicht ausschließen. Die verschiedenen Ver-

fahren der Empfängnisverhütung und der Schwanger-
schaftsunterbrechung, die in Sowjet-Nußland breiteste
Anwendung finden, begegnen bei den Kulturvölkern

mit Recht ernsten Bedenken wegen der Gefahr einer

Nachahmung durch die gesunde Bevölkerung und
im letzteren Falle der körperlichen Schädigung der

werdenden Mütter. Einer dauernden Verwahrung aller
Erbkranken in Anstalten stehen unüberwindliche wirt-

schaftliche Hindernisse entgegen, abgesehen davon, daß
sie den neuesten ärztlichen Bestrebungen zur Unter-

bringung der unglücklichenKranken in Familien und

ihrer Ablenkung von den Beschwerden und Nachteilen
ihres Leidens durch eine freie und geeignete Beschäfti-
gung widersprechen würden.

Die einzige, vollen Erfolg ver-

sprechende Maßnahme zur Verhütung von

Erbkrankheiten ist daher die U n f r u cht b a r -

m ach un g der daran leidenden Menschen, wie sie
das neue Gesetz fordert. Die ärztliche Erfahrung hat
die Einfachheit und Gefahrlosigkeit des dazu nötigen
Eingriffs, der in einer Unterbrechung der Samen- oder
Eileiter besteht, erwiesen. Er beraubt die davon Be-

troffenen ohne sonstige nachteilige Folgen lediglich der

Fortpflanzungsfähigkeit,nicht aber der Möglichkeit des

Geschlechtsverkehrsund seines Genusses. Die Unfrucht-
barmachung darf daher nicht mit der für Sittlichkeits-
verbrecher neuerdings vorgesehenen E n t m a n n u n g
verwechselt werden, bei der die Geschlechts- oder Keim-

drüsen selbst entfernt werden, wodurch der Geschlechts-
trieb erlischt oder fast ganz verschwindet.

Wenn demnach die Unfruchtbarmachung auch als
eine völlig unschädliche Maßnahme angesehen
werden muß, so stellt sie doch einen erheblichen Ein-

griff in die menschliche Persönlichkeit
dar und raubt dieser das gerade vom National-

sozialismus so hoch gewertete Gut des Weiterlebens in
einer Nachkommenschaft. Ihre Begründung und Recht-
fertigung kann sie daher auch nur durch eine über

das Einzelwesen hinausgehende, für
das g a n z e V olk entscheidende Bedeutung finden.
Hier fällt unser Blick auf die unabsehbare Folge von

Geschlechtern,aus denen ein Volk sich aufbaut, und auf
seine gesamte Erbmasse, aus der sie hervorgehen. Es
kann heute nicht mehr verkannt und geleugnet werden,
daß die Erbkranken in bedrohlicher Weise seit Jahr-
zehnten zugenommen haben und der Erbstrom unseres
Volkes dadurch geradezu verseucht ist. Da uns nun, wie

wir gesehen haben, eine andere wirksame Maßnahme
fehlt, um diesem lawinenartig wachsenden Übel zu

begegnen, muß von dem einzelnen Erbkranken das

schwere Opfer gefordert werden, daß er zugunsten seines
Volkes auf Nachkommenschaftverzichtet. »Wer körperlich
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und geistig nicht gesund und würdig ist, darf sein Leid

nicht im Körper seines Kindes verewigen«, schreibt
Hitler in seinem Buch »Mein Kampf«.

Wenn sich daher der Staat durch das neue Gesetz
zum Herrn und Richter über das Leben künftiger Ge-

schlechtermacht, so tut er es zum Besten des ge-
samten Volkes, für dessen Gesundheit, Wohl-
fahrt, Arbeitsfähigkeit und Tüchtigkeit er sich verant-

wortlich fühlt. Er sieht sich dabei vor die zwingende
Notwendigkeit einer Abdrosselung künftigen Lebens

versetzt, weil ihm zugleich zu seiner e i gen en

S e l b st e r h a l tu n g die Auslöschung einer doch nur

dem Untermenschentum verfallenden ,,Masse Mensch«
zum Lebensgesetz wird.

Gebietet uns so die Vernunft und sind wir geneigt,
ihr zu folgen, so gilt es doch noch von religiöser
Warte aus, die Zulässigkeit und Berechtigung eines

solchen Vorgehens nachzuprüfen,wobei hier nur der

Standpunktderevangelisch-christlichenWelt-
anschauung zur Darstellung kommen soll. Das Christen-
tum hat nur allzuoft den Wert der Einzelseele über-
trieben betont und dabei übersehen,daß auch Staat
und V o lk von Gott dem Menschen gegebene Ord-

nungen sind, und zwar höherer Art, in die

sich der einzelne einzufügen und für die er sich sogar
unter Selbstaufgabe aus zwingenden Gründen aufzu-
opfern hat. Diese wichtige Erkenntnis ist uns erst durch
das gewaltige Geschehendes Weltkrieges aufs neue deut-

lich bewußt und auch weiteren Volkskreisen dadurch zu-

gänglichgeworden. Wir wollen dankbar sein, daß jetzt
von der Seite des Nationalsozialismus in verstärkter,
eindringlicher Weise darauf erneut hingewiesen wird.

Betrachten wir nun aber aus solcher Schau das W e s e n

der Erbkrankheiten, so ist ihnen allen ge-

meinsam, daß der damit behaftete Mensch freiwillig
oder zwangsmäßig der Allgemeinheit entfremdet, von

ihr abgesondert wird, und damit aus der von Gott

geschaffenen Lebenseinheit des Volkes tatsächlichheraus-
fällt. Das trifft besonders dann zu, wenn das Leiden
einen völligen Zerfall der Persönlichkeitdurch geistig-
seelische Zerrüttung mit sich bringt. Es kommt noch
hinzu, daß die damit behafteten Unglücklichenvielfach
sogar ihre Umgebung gefährdenund vor allem bei ihrer
Fortpflanzung den Volksbestand innerlich zermürben.
Fordern wir aus dem christlichenGlauben heraus in
der Überzeugung,Gottes Willen damit zu erfüllen, daß
jeder einzelne Mensch sichgesund und leistungsfähig zu

erhalten hat, um der Familie, dem Volke und Vater-

lande zu dienen, so entspricht es diesem religiös-sittlichen
Verlangen in gleicher Weise, daß der Erbkranke durch
ein freiwilliges Opfer auf Kinder verzichtet und, wenn

er dazu nicht fähig oder willens ist, daß die ihm von

Gott gesetzte Obrigkeit ihn dazu zwingt.
Es ist der Adel des Menschen, daß er in Frei-

heit an Gottes Schöpferwerke mit-
arbeiten darf, indem er sich fortpflanzt. Er

trägt dazu ein aus unvordenklichen Zeiten stammendes,
heiliges Erbgut in sich, und er ist vor Gott dafür ver-

antwortlich- es nicht nur zu'wahren und zu pflegen,
sondern es auch weiterzugeben. Wenn er aber erkennen

muß, daß dieses Erbgut Unkraut trägt auf dem

Gottesacker menschlicherGeschlechterfolgen,dann gebietet
ihm gerade seine Verantwortung vor Gott, hier Einhalt
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zu tun und nicht mehr zur Verschlechterungder Erbmasse
eines ganzen Volkes beizutragen. Damit erkennt er die

ihm von Gott gesetzte,höhereLebensordnung des Volkes
und Staates als für sichverbindlich an. Hier offenbart
sich ihm dann die gerade ihm gestellte besondere Auf-
gabe im Sinne der göttlichenSchöpfung.

Übersehenwir doch nicht, daß bei Ablehnung der

Forderung jenes Gesetzes aus Gründen des M i t -

leides mit einem einzelnen dieses letztere
zur Grausamkeit an vielen wird, die seine
Nachkommen werden. Ehristliche Liebe ist nach dem

Beispiel des Herrn und —Meistersniemals Weichheit
gewesen, sondern stets mit der A n e r k e n n u n g
h a r t e r W a h r h e i t verbunden. Wenn Erbkrankheit
zur Absonderung und Lostrennung aus menschlicher
Gemeinschaft führt, so zeigt uns darüber hinaus zu-
gleich die seelische Erforschung der Erbkreise solcher
Kranker sowie zahlreicher Verbrecher immer wieder, daß
die Erbkrankheit vielfach geradezu zum Bahn-
brecher für die Sünde auch anderer geworden
ist, ohne daß wir damit jeden erblich belasteten Ver-

brecher von eigener Schuld völlig freisprechen wollen.
Wir müssen uns hüten, mit Menschenklugheit Urteile
und Entscheidungen zu fällen, die allein göttlicher
Weisheit zustehen, aber wir glauben berechtigt zu sein,
das Leben als solches nach dem Maßstab
von Gesundheit und Krankheit zu werten.

Der Heiligkeit und Würde des Lebens ist es aber allein

angemessen, daß wir ein unrettbar krankes Sein ver-

hüten, um gesundes Leben zu Gottes Ehre
erstarken zu lassen.

In diesem Sinne hat die evangelische Kirche schon
seit Jahrzehnten gehandelt, wenn die ihr eng ver-

bundene in n e r e M i s s i o n zahlreiche Erbkranke in

Anstalten verwahrte und sie nicht nur dadurch pfleglich
und seelsorgerlich betreute und den Unglücklichendamit
neue Lebenswerte gab, sondern sie auch ohne ausdrück-
lichen Hinweis von der Fortpflanzung tat-

s ä chl ich f e r n h i e l t. Der heutige Fortschritt unserer
wissenschaftlichenErkenntnisse ermöglicht es uns, hier
im breiteren Maße weiter zu bauen. Es wird gerade
die hohe Aufgabe einer von christliche-mGeist durch-
drungenen Menschheit sein müssen,die Erbkranken auf
die Notwendigkeit und Heiligkeit des von

ihnen im Gesetz geforderten O p f e r s hinzuweisen, und,
wo Verzagtheit sich meldet, ihnen die T rö st u n g en

des Evangeliums darzubieten.

Die vom Nationalsozialismus aufgestellte Forderung
einer Reinigung der Erbmasse des deutschen Volkes

steht daher nicht im Widerspruch zur evan-

gelisch-christlichen Religion ; sie findet
vielmehr durch sie eine Bestätigung, gerade weil der

Mensch sich so als einem lebendigen Schöpfer verant-

wortlich erweist. Diese Gewißheit leitet ihn aber hin-
über in das viel bedeutsamere Gebiet einer f ö r d e r n -

d e n N a s se n p f l e g e. Denn nicht die Ausmerzung
der Erbübel, auch nicht die wirtschaftliche und soziale
Förderung der gesunden Familien allein werden für die

Zukunft des deutschen Volkes letzthin entscheidend sein,
sondern nur die auf felsenfestes Gottvertrauen sich
gründende,gläubige Tat verantwortungs-
bewußter Fruchtbarkeit, die Kindersegen
demütig und freudig als ein GeschenkGottes empfängt.
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Die Arbeitsgemeinschaftender Referendare und die Ausstellung
von Referendarzeugnissen

Von Landgerichtsrat Dr. E i chh o r n , Berlin.

Als am 1. Juli 1934 die Referendararbeitsgemeinschaften
in Preußen ihre Tätigkeit aufnahmen, mußten die Gemein-

schaftsleiter Neuland betreten und dabei auch die Wege selbst
suchen. Bei der Größe und Mannigfaltigkeit der neuen Auf-
gabe waren ins einzelne gehende Anweisungen gar nicht
möglich. Die AB. vom 16. Mai 1934 — DI. S. 631 —

zeigte das Ziel und deutete die Wege an, betonte aber aus-

drücklich: »Im einzelnen soll die Ausgestaltung dem Leiter

überlassen bleiben; denn es kommt weniger auf den Weg
an, den der einzelne Leiter wählt, als auf den Erfolg.«
Um den Gemeinschaftsleitern für ihre neue und verant-

wortungsvolle Aufgabe einige Anregungen zu geben, fand
in der Zeit vom 19. bis 28. Juni 1934 in Iüterbog und

Berlin eine Schulungswoche statt. Dort wurden Gemein-

schaftsleitern aus ganz Preußen die neuen Gedanken dar-

gelegt. Diese Anregungen bildeten für jeden Gemeinschafts-
leiter die Grundlage; im übrigen war es ihm überlassen,bei
dem Ausbau der Arbeitsgemeinschaften seine Erfahrungen
selbst zu sammeln und sie insbesondere in Gemeinschafts-
leiterbesprechnngen, durch Korrespondenz mit anderen Ge-

meinschaftsleitern, durch Berichte und durch Aufsätze zu ver-

tiefen. Dieser an sich wertvolle Gedankenaustausch konnte

indessen eine zusammenfassende Darstellung des neuen Ar-

beitsgebietes nicht entbehrlich machen.
Es ist daher besonders zu begrüßen, daß Landgerichtsrat

Dr. Keßler1) schon jetzt eine Behandlung des gesamten
Stoffes der Allgemeinheit zugänglich gemacht hat. Die Von

ihm behandelten Fragen sind ja nicht nur für die Gemein-

schaftsleiter, sondern auch für die ausbildenden Richter und

für die Referendare von besonderer Wichtigkeit.
Der Verfasser stellt die Frage »Warum Arbeits-

g em e i nsch aften ?« an die Spitze seiner Ausführungen
und schildert die Mängel der bisherigen Ausbildung ein-

gehend, indem er hervorhebt, daß derjenige, der in Zukunft
Besserung schaffen will, zunächsteinmal wissen muß, wo die

Fehlerquellen liegen, damit er an der richtigen Stelle an-

setzen kann. Sodann arbeitet er den Sinn und Zweck
der Arbeitsgemeinschaften unter Betonung des

neuen Erziehungszieles klar heraus und erläutert die einzelnen
Aufgaben der Arbeitsgemeinschaften. Dabei schickt er mit

Recht voraus, daß es bestimmte Normen oder Rezepte nicht
gibt. »Iede Gemeinschaftsgruppe wird und muß ihr Eigen-
leben haben.« Keßler legt dar, daß die gegen die neue Ein-

richtung erhobenen Bedenken nicht stichhaltig sind, und er

zählt in warmen Worten, die seine Begeisterung und feine
Lust und Liebe zur Sache erkennen lassen, die Gründe auf,
die die praktische Bewährung beweisen und damit die durch-
schlagendsteRechtfertigung ergeben.

Bei der Darstellung der Arbeit in den Gemein-

schaften schildert der Verfasser den Aufbau der Gemeinschaft
(,,Kameradschaft und Vertrauen sind die beiden Grundpfeiler
einer echten Gemeinschaft. Sie müssen deshalb zunächstbe-

gründet werden«); ferner behandelt er die Anforderungen,
die an Gemeinschaftsleiter und Referendare gestellt werden

müssen. Seine Klage, daß es die Referendare noch zu sehr
an aktiver eigener Mitarbeit fehlen lassen, ist, wie ich aus

eigener Erfahrung und auf Grund der Mitteilung zahl-
reicher Gemeinschaftsleiter bestätigen kann, leider berechtigt.
Möge daher sein Mahnruf »Mehr«Aktivität, Re-

ferend are !« nicht ungehört verhallen! Die Behandlung
der möglichen Arbeitsmittel und -wege, insbesondere die

Aufzählung und Gliederung einer Reihe von Gesamtarbeits-

1) Landgerichtsrat Dr. Edmund Keßler, Mitglied des

Justizprüfungsamtes in Kassel. Die Arbeitsgemeinschaften der

Referendare J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). München,
Berlin und Leipzig 1935. Brosch. 3,40 NM.

aufgaben, gibt den Gemeinschaftsleitern eine Fülle von An-

regungen und wird vor allen Dingen dem Gemein.schasts-
leiter, der das Amt neu übernimmt, ein unentbehrlicher
Helfer sein. In diesem Zusammenhang müssen die auf
S. 35X36 gemachten Vorschläge für die H e r a n b i l d u n g
des Gemeinschaftsleiternachwuchses beson-
ders unterstrichen werden. Wenn die Iustizverwaltung dafür
sorgt, daß sich der zukünftigeGemeinschaftsleiter schon längere
Zeit vor dem Beginn seiner Tätigkeit mit den Aufgaben ver-

traut macht, mit den Gemeinschaftsleitern am Orte in nähere
Beziehungen tritt, ab und zu dem Unterricht beiwohnt und

auch an Gemeinschaftsveranstaltungen teilnimmt, werden

Fehlbesetzungen vermieden werden, und die kostbare Zeit der

Arbeitsgemeinschaft wird nicht dadurch beschränkt,daß sie
zunächstVersuchsobjekt für die Einarbeitung des neuen Ge-

meinschaftsleiters ist.
Für die A r b e i t s w e i f e im allgemeinen bringt Keßler

auf S. 43 folgende Einteilung:
1. der Gemeinschaftstag,
2. ein zweistündiger allgemeiner Unterricht,
3. ein zweistündiger juristischer Unterricht.
Würde man diesem Vorschlag folgen, so würde m. E. die

juristische Fachausbildung zu kurz kommen. Leider haben ja
gerade die Referendare der jetzigen Ubergangszeit zum Teil
eine so geringe allgemeine Bildung, insbesondere so lücken-
hafte Geschichtskenntnisse,daß eine Reihe von Gemeinschafts-
leitern für die jetzige Zeit diese Einteilung für zweckmäßig
hielt. Inzwischen hat sichaber doch gezeigt, daß der Gemein-

schaftsleiter mit einer juristischen Doppelstunde nicht aus-

kommen kann. Durch die Einführung der siebenmonatigen
Beschäftigung bei der Verwaltung sind verschiedene gericht-
liche Ausbildungsstationen entsprechend gekürztworden; des-

halb muß die ergänzende juristische Ausbildung durch den

Gemeinschaftsleiter gegenüber der juristischen Ausbildung
durch die früheren Referendarkurse noch gesteigert werden;
insbesondere bleibt durch die starke Kürzung der Ausbildung
bei dem Strafgericht auf diefem Gebiet für den Gemein-

schaftsleiter sehr viel Arbeit übrig; auch wird durch die Be-

handlung der neuen Gesetze und der rechtspolitischen Fragen
die für die Erörterung von praktischen Fällen verbleibende

Zeit noch verkürzt. Deshalb müssen beide Doppelstunden
grundsätzlichder juristischen Ausbildung vorbehalten bleiben.

Natürlich wird hin und wieder einmal eine Viertel- oder

eine halbe Stunde für eine allgemeine Besprechung, z. B.

für die Vorbereitung einer Besichtigung, verwandt werden

müssen. Das kann sogar mitunter gerade im Interesse der

juristischen Besprechung liegen, nämlich dann, wenn so
schwierige Rechtsgebiete behandelt werden, daß eine zwei-
stündige ununterbrochene Erörterung zu hohe Anforderungen
an die Aufnahmefähigkeit der Referendare stellen würde.
Aber nach Möglichkeit muß der gesamte allgemeine Unter-

richt auf den Gemeinschaftstag verlegt werden. So sind
die Berliner Gemeinschaftsleiter dazu übergegangen, auch
die Geschichtsbesprechungenaus den Übungsstunden heraus-
zunehmen und hierfür ab und zu einen Gemeinschaftstag
zu verwenden. In der Besprechung des Keßler schen Buches
in der ,,DI.« 1935 S. 609 weist der Sachbearbeiter im

Reichsjustizministerium, Ministerialrat Dr. Richter, darauf
hin, daß ein zweistündiger allgemeiner Unterricht etwas

reichlich bemessen sei und daß die RV. vom 22. Dezember
1934 bestimme, daß die beiden Doppelstunden in erster
Linie der fachlichen Ausbildung gewidmet werden sollten.
In der RV. vom 11. Februar 1935 — Nr. RJP. c. 242. —

heißt es u. a.: »Bei der Ausgestaltung der Doppelstunden
wird besonders darauf zu achten sein, daß die fachliche Aus-

bildung nicht zu kurz kommt. Die Berichte einiger Gemein-
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schaftsleiter geben in dieser Beziehung zu Bedenken Anlaß.«
Diese RV., die bedeutungsvolle Richtlinien für die Arbeit
der Gemeinschaftsleiter enthält, hat Keßler leider bei seiner
erschöpfenden Zusammenstellung der einschlägigen Be-

stimmungen noch nicht berücksichtigenkönnen. Der Gau-

gruppenleiter der Gruppe Iungjuristen des BRSDJ., Gan

Kammergerichtsbezirk Berlin, weist in seinem Bericht über
die Arbeit der Referendararbeitsgemeinschaften (,,Jugend
und Recht«, 1935, S. 52) ebenfalls darauf hin, daß nach
den allgemeinen, einmütigen Wünschen der Kameraden die
vier Wochenstunden einzig und allein der rein fachwissen-
schaftlichen Ausbildung überlassen bleiben sollen.

Eine ausführliche Behandlung hat die Einrichtung des

Personalbogens, der den gesamten Entwicklungs-
gang des Referendars wiedergeben foll, erfahren. Der von

Keßler vorgeschlagene Vordruck sorgt dafür, daß nichts
Wesentliches vergessen wird, und er bietet in der Spalte
,,Besondere Bemerkungen« Raum für nicht besonders auf-
geführte Einzelheiten (Leben beide Eltern noch? Geschwister-
zahl? Für die Entwicklung während der Studienzeit kann
die Zugehörigkeit zu einer studentischen Verbindung von Be-

deutung sein; bei der ,,Betätigung außerhalb der Berufs-
ausbildung« ist außer der politischen und sportlichen Be-

tätigung noch wissenswert, ob sonst noch irgendwelche be-

sonderen Neigungen vorhanden sind und gepflegt worden

sind — Malerei, Literatur, Musik, Sprachen, Botanik,
Zoologie usw. —). Rach meinen Erfahrungen verdienen

auch die Ausführungen über die Herstellung des Fragebogens
vollste Zustimmung: Es ist unzweckmäßig,jedem Referendar
einen Fragebogen zur Ausfüllung auszuhändigen. Ein

solcher Fragebogen gewährt keinen lebendigen Einblick, denn

auch in das ausführlichsteSchema lassen sich nicht alle Be-

fonderheiten zwängen. Der Gemeinschaftsleiter muß an

Hand des Formulars mit jedem einzelnen Referendar unter

Vier Augen dessen ganzen Entwicklungsgang besprechen und
dabei die erforderlichen Eintragungen machen.

Mit großer Gründlichkeit bespricht Keßler die Zeug-
niserteilung. Gerade auf diesen Abschnitt möchte
ich jeden Richter, der Referendarzeugnisse zu schreiben hat,
besonders hinweisen. Der Gemeinschaftsleiter kann vielfach
beobachten, daß die Bedeutung der durch § 18 Abs. 1 der

Justizausbildungsordnung vorgeschriebenen Roten, ins-

besondere ihr Verhältnis zu den bisher gebräuchlichenRoten,
immer noch nicht allgemein bekannt ist. Keßler bringt nicht
nur die in dem Kommentar von Palandt-Richter gegebene
Erläuterung, sondern er druckt auch die Rundverfügung des

Präsidenten des Reichs-Justizprüfungsamtsvom 30. Ro-
vember 1934 —- RJP. c. 551X34 — ab, die eine genaue
Gegenüberstellungder alten und der neuen Roten bringt.
Diese RV. ist an die Mitglieder des Reichs-Justizprüfungs-
-amts, die bisher dem Preuß. Justizlandesprüfungsamt an-

gehört haben, gerichtet, an die Gemeinschaftsleiter und an

die ausbildenden Richter ist sie nicht gelangt. Da sie aber

allen, die die Bedeutung der früheren Roten des Preuß.
Justizlandesprüfungsamtes kennen, die Anwendung der
neuen Roten zu erleichtern vermag, soll sie hier mit-

geteilt werden:

,,.....Es ist getreten
an die Stelle der Rote »mit Auszeichnung«die Rote ,,aus-
gezeichnet«;

an die Stelle der Rote »gut« die Rote ,,lobenswert«;
an die Stelle der Rote »fast gut« und ,,voll befriedigend«

die Note ,,gut«;
an die Stelle der Rote ,,befriedigend«und ,,unbedenklich
ausreichend« die Rote ,,befriedigend«;

an die Stelle der Rote »glatt ausreichend«, ,,ausreichend«,
»Nochausreichend« und ,,allenfalls noch ausreichend«
die Rote ,,ausreichend«;

an die Stelle der Note »zur Rot (notdürftig,notfalls) noch
ausreichend«, »fast mangelhaft«, »mangelhaft« und

»höchstmangelhaft« die Rote ,,unzulänglich«;
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an die Stelle der Rote ,,ungenügend« und ,,nicht aus-

reichend«die Rote »ungenügend«.
Da die Justizausbildungsordnung die sehr häufig ange-

wandten Roten zwischen ,,ausreichend« und ,,mangelhaft«
beseitigt hat, müssen künftig die dem bisherigen ,,mangel-
hast« näher stehenden Roten dem ,,unzulänglich«,dagegen
die an ,,ausreichend« herankommenden Roten dem ,,aus-
reichend«zugeschlagen werden, wenn nicht ein völlig schiefes
Bild entstehen soll. Früher konnte ein Prüfling, dessen
Leistungen durchweg nur mit ,,zur Rot noch ausreichend«
bewertet waren, die Prüfung nicht bestehen, denn seine
Leistungen reichten nur »zur Rot«, d. h. nur dann aus,
wenn die anderen Leistungen brauchbar waren. Würden

diefe Leistungen jetzt mit ausreichend beurteilt werden, so
müßte die Prüfung für bestanden erklärt werden. Das ist
nicht beabsichtigt.

Auf der anderen Seite kann bei der Endentfcheidung sehr
wohl berücksichtigtwerden, ob eine ,,unzulängliche«Arbeit
dem früheren ,,zur Rot noch ausreichend« oder aber dem

früheren »höchstmangelhaft« entspricht. Jm ersten Fall
wird man über eine unzulängliche Arbeit viel eher hinweg-
sehen können als in dem zweiten.

Diese Auslegung entspricht auch der in § 18 JAQ ge-

gebenen Auslegung der Rote ,,unzulänglich«.. Die Arbeit

muß grobe Fehler, d. h. erhebliche Mängel haben, die ihre
praktische Brauchbarkeit in Frage stellen. Praktisch brauch-
bar ist eine Arbeit, die in der Praxis —- von Fassungs-
änderungen abgesehen — von dem entscheidenden Beamten

unterfchrieben werden könnte. Das war bei den Arbeiten,
die früher als »zur Rot noch ausreichend«begutachtet waren,

durchweg nicht der Fall. Der Ton bei der Auslegung der

Rote ,,unzulänglich«liegt auf dem ,,nicht mehr brauch-
bar«; es handelt sich um Arbeiten, die die Grenze des noch
Brauchbaren nicht ganz erreichen.«

Inzwischen haben die neuen Roten, insbesondere die Be-

handlung der früheren Rote ,,voll befriedigend«eine weitere

Erläuterung erfahren durch die folgende Rundver-

fügun g des Reichsministers der Justiz vom 4. April 1935
— RJP. c. 601 —, die bei Keßler noch nicht mit ab-

gedruckt ist:
»Wie ich erfahre, bestehen noch immer Zweifel über die

Bedeutung der in § 18 der Justizausbildungsordnung fest-
gelegten Roten, die nach § 55 der Ersten Durchführungs-
verordnung auch in den Zeugnissen aus dem Vorbereitungs-
dienst Verwendung finden sollen.

Ich weise deshalb darauf hin, daß die Rote ,,lobenswert«
dem früher in Preußen üblichen »gut«, die neue Rote »gut«
dem früher in Preußen üblichen ,,voll befriedigend« ent-

spricht. Dabei bedeutete aber ,,voll befriedigend« eine der

guten nahe kommende »fast gute« Leistung. Wo noch
zwischen voll befriedigenden und fast guten Leistungen unter-

schieden wurde, wird das neue »gut« wohl nur den »fast
guten« Leistungen entsprechen, während die ,,voll be-

friedigenden« Leistungen auch früher schon wohl nur »be-
friedigende« waren und auch jetzt demgemäß zu bewerten

wären.«

Es ist zu hoffen, daß nun eine unrichtige Verwendung
der neuen Roten, die den Referendaren mitunter sehr schaden
kann (z. B. wenn der Zeugnisaussteller mit der Rote »gut«
das alte »gut« meinte, also ,,lobenswert« hätte geben
müssen),nicht mehr erfolgt.

Den Vorschlag Keßlers, dem Schlußzeugnis ein Cha-
rakter- und Besähigungsbild in Form eines

ausgefüllten Fragebogens beizufügen, kann ich nicht befür-
worten. Mit ,,Zeugnisformularen« hat die Praxis oft die

Erfahrung gemacht, daß der Richter zu schnell nach einem

passenden Wort suchte, um die ,,Lücke« im Formular aus-

zufüllen. Formularzeugnisse haben deshalb in der Regel
einen geringeren Wert. Wenn nun Keßler die Fragen so
gestellt hat, daß eine farblose Beantwortung nicht möglich
sein soll, so kann dieser Zwang dazu verführen, sich auf
Antworten festzulegen, die nicht zweifelsfrei fundiert sind
und die im Zeugnis selbst nicht in dieser Form erscheinen
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würden. Solange nicht die Justizverwaltung einen für alle

Gemeinschaftsleiter einheitlichen Fragebogen vorschreibt,
wird sich der Gemeinschaftsleiter zweckmäßigan die Be-

stimmungen, die nur die Erteilung eines Zeugnisses vor-

sehen, halten und aus dem von Keßler vorgeschlagenen
Fragebogen nur Anregungen für den Inhalt des Schluß-
zeugnisses entnehmen2).

Einen besonderen Abschnitt widmet Keßler den Re-

ferendarübungen am Oberlandesgericht
Seinem Vorschlage auf S. 109 und S. 145, dem Gemein-

schaftsleiter des Landgerichts dieselbe Gruppe später auch
als Übungsleiter beim Oberlandesgericht zu- übertragen,
dürften praktische Schwierigkeiten entgegenstehen, da zwischen
dem Abschluß am Landgericht und dem Beginn am Ober-

landesgericht die sieben Monate dauernde Verwaltungs-
station liegt, der Gemeinschaftsleiter es also schwer so ab-

passen kann, daß er nach sieben Monaten nicht gerade eine

im Gange befindliche Gemeinschaft im Stich lassen müßte.
Außerdem erscheint es zweckmäßiger,daß der Gemeinschafts-
leiter sich in eine Methode einarbeitet und nicht die ver-

schiedenen Methoden der Landgerichts- und Oberlandes-

gerichtsgemeinschaften gleichzeitig anwenden muß. Da die

Gemeinschaftsleiter nicht alle gleich sein können, sondern von-

einander abweichende Arbeitsweisen, pädagogische Fähig-
keiten und Spezialkenntnifse haben, ist es m. E. für die

Arbeitsgemeinschaft keineswegs ein Nachteil, wenn sie in-

folge der für das Oberlandesgericht getroffenen Sonder-

regelung zwei Gemeinschastsleiter kennenlernt. Dagegen ist
es unbedingt zweckmäßig, daß die Referendare, die beim

Landgericht in einer Gemeinschaft waren, am Oberlandes-

gericht in dieselbe Gemeinschaft kommen; denn die Aus-

bildungszeit am Oberlandesgericht reicht nicht aus, um eine

völlig neue Gemeinschaft auszubauen.
Da ich früher (1925 und 1926) die Referendarübungen

am Landgericht und am Oberlandesgericht Raumburg ge-
leitet habe, also den Unterschied zwischen der Re-

ferendarausbildung in Berlin und der Referendaraus-
bildung in der Pro vinz aus eigener Anschauung kenne,
möchte ich zum Schluß noch betonen, daß die Ausbildung
in Berlin erheblich schwieriger durchzuführenist als in der

Provinz. Dort führten infolge des engeren Zusammen-
lebens schon die früheren Übungsgruppenzu einem kamerad-

schaftlichen Zusammenschlußder Referendare untereinander

und zum engen Anschluß an den Übungsleiter. Man trifft
sich täglich auf dem Gericht; die Referendare, die nicht bei

den Eltern wohnen, essen am gemeinsamen Mittagstisch;
man geht ein- oder zweimal in der Woche gemeinsam zum

Nachmittagskaffeelokal in der Nähe der Stadt, man trifft
sich auch an einem Abend der Woche. Bei dieser Gleich-
förmigkeit des Lebens kann sich der Gemeinschaftsleiter leicht
überall einschalten. Es ist insbesondere auch einfach, ab

und zu, wie Keßler auf S. 50 vorschlägt, bei einem

Kameraden oder dem Gemeinchaftsleiter einen Leseabend
zu veranstalten; denn ein Abend, an dem »sonst nichts los«

ist, läßt sich leicht feststellen, und alle Beteiligten pilgern
gern nach dem Abendessen im etwa halbstündigen Spazier-
gang zu der verabredeten Wohnung. Ganz anders ist es in

Berlin. Ein tägliches Zusammentreffen, das, wenn die

Sonne gerade einmal lacht, den Entschluß zu einem ge-

meinsamen Spaziergang hervorruft, gibt es nicht. Ein

solcher Ausflug muß Tage vorher »angesetzt«werden, jedes
Umdisponieren ist bei der genauen Zeiteinteilung, die der

Großstädter für die ganze Woche im voraus machen muß,

2) Jm übrigen darf natürlich der Wert aller Zeugnisse nicht
überschätztwerden. Selbst die in der erwähnten AB. getroffene
Regelung kann vielleicht Unterschiede in der wörtlichen Ab-

fassung der Beurteilung beseitigen, aber nicht die Verschieden-
heit der Anforderungen, die der einzelne Ausbilder an die

Leistungen stellt. Zu vermeiden ist unbedingt eine allzu schema-
tisierende Wertung der Zeugnisse und Noten. Selbstverständ-
lich muß neben den Zeugnisnoten der P e r s ö n lich k e i t s -

we rt des Referendar-s geprüft, erkannt und in erster Linie

gewettet werden. (D. Schriftltg.)
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vom Übel. Will man gar einmal einen Abend gemeinsam
verbringen, so muß man ihn Wochen vorher anmelden, und

es läßt sich dann bei der Vielzahl der Berliner Ver-

anstaltungen doch nicht vermeiden, daß einzelne Referendare
verhindert sind und andere deshalb nicht die rechte Freude
haben, weil es ihnen gerade an diesem Abend »so schlecht
paßt«. Bei jeder Gemeinschaftsveranstaltung müssen außer
der Veranstaltungszeit mindestens zwei Stunden Fahrzeit
und das Fahrgeld in Betracht gezogen werden. Berück-

sichtigt man noch, daß es in Berlin die meisten Neben-

verdienstmöglichkeitengibt und daß wegen der hohen Un-

kosten in Berlin die meisten Referendare auf Nebenverdienst
angewiesen sind, so ergibt sich hier vielfach folgendes Bild:

Der Referendar fährt morgens zur Übungsstunde, an-

schließend zu seinem Ausbildungsgericht, anschließend zu
einem Anwalt oder Wirtschaftsbetrieb; für diese Arbeitgeber
hat er dann häufig noch weitere Fahrten (Terminwahr-
nehmung, Akteneinsicht) zu machen. Der Berliner Re-
ferendar verbringt also einen großen Teil der Zeit, die aus-

wärtigen Referendaren zur Kameradschaftspflege und zur

privaten Fortbildung zur Verfügung steht, auf der Bahn.
Deshalb muß der Berliner Gemeinschaftsleiter bei der Auf-
stellung des Gemeinschaftsprogramms weit vorsichtiger zu
Werke gehen als der Gemeinschaftsleiter in der Provinz-
und er ist darauf angewiesen, den Vorsprung der Provinz
durch besondere Maßnahmen — hierher gehören vor allen

Dingen einwöchige Gemeinschaftsfahrten — auszugleichen.
Noch eine weitere Besonderheit der Großstadt soll hier kurz
angedeutet werden: Keßler sagt auf S. 104 mit Recht, daß
der Gemeinschaftsleiter zu den einzelnen Aus-

bildern persönliche Beziehungen haben muß,
die es ihm ermöglichen, sich ständig über den Ausbildungs-
stand des einzelnen Referendars zu unterrichten. Der Ge-

meinschaftsleiter in der Provinz kennt jeden Richter und weiß
genau, wie er die Zeugnisse des einzelnen Richters zu be-

werten hat; die Gelegenheiten zur Rücksprachemit dem aus-

bildenden Richter ergeben sich zwanglos. Welche Schwierig-
keiten demgegenüberin diesem Punkte bei der Zahl der Ber-

liner Richter und Anwälte bestehen, brauche ich nicht weiter

auszuführen.
Vor allen Dingen aber sollte kein Gemeinschaftsleiter ver-

säumen, immer wieder die Referendare selbst
-— und zwar nicht etwa nur die Referendare aus seiner Ge-

meinschaft —

zu hö ren. Einzelne Aufsätze von Referen-
daren hat Landgerichtsrat Dr. Keßler in seinem Buch und

in den unten angeführten Veröffentlichungen abgedruckt.
In der »DJ.« 1935 S. 605 f. schildert Referendar
Dr. L o tz die Grenzlandfahrt einer Referendararbeits-
gemeinschaft. Einen zusammenfassenden Bericht über die

Stellungnahme der Referendare des Gaues Kammer-

gerichtsbezirk Berlin hat der Gaugruppenleiter Arndts
in dem schon erwähnten Aufsatz ,,Iugend und Recht« 1935

S. 51ff. erstattet. Weitere Stimmen der Referendare —-

teils optimistisch teils recht pessimistisch! —- finden sich in

,,Jugend und Recht« 1935 S. 87 ff. U. a. beklagt sich dort

Referendar Letzel darüber, daß die Gemeinschaftsleiter
von dem Inhalt der Zeitschrift ,,Jugend und Recht« keine

Kenttnis hätten. Wieweit diese Klage, die sich anscheinend
nur auf die Feststellungen in einem Bezirk stützt, zu verall-

gemeinern ist, kann ich nicht beurteilen. Selbstverständlich
darf gerade diese Zeitschrift, die das Sprachrohr für die Röte

und für die Ziele der jungen Juristen ist, keinem Gemein-

schaftsleiter unbekannt sein3).

s) Außer dem besprochenen Buche dienen zur Einführungin
das Arbeitsgebiet des Genieinschastsleiters»

noch fol ende

Schriften: Das wichtigste Material
«

enthalt das uch
Buch ,,Leben in der Justiz«. Vortcige und Erlebnisse
aus der ersten Schulungswoche preußischer Gemeinschastss
leiter. In amtlichem Austrage zusammengestelltvon Kammer-

aerichtsrat Dr. Nichter. Industrieverlag Spaeth ö: Linde,
Berlin 1934. Jn diesem 156 Seiten starken Werk haben sich
Minister und ihre Mitarbejtelx Pkofessorenund Richter über
alle einschlägigenFragen geaußekt,insbesondere enthält es auch



Heft 6 1935

Anregungen fiir die sa ch lich e Ausbildun in den Arbeits-

gemeinschasten, aus die Keßler verhältnismä ig wenig eingeht,
weil es ihm besonders darauf ankam, die Neuerungen in der

Ausbildung darzustellen Einer der Teilne mer an der

Schulungswoche der Gemeinschastsleiter, andgerichtsrat

g agieiyp n e r , berichtet über seine Eindrücke in der DI. 1934

Erziehung der Neserendare in der S lesischen Justiz (in der

DI. 1935 S.124 besprochen). Aus erichten von Gemein-
schastsleitern über die Arbeit und Bewährung der neuen

NeserendarsArbeitsgemeinschasten in Schlesien.
Weiter sei auf folgende Aussätzehingewiesen: Vizepräsident

Dr. L i n d e : Die Arbeitsgemeinschaft der Neserendare. Zeit-
schrift der Akademie für Deutsches Necht 1934 S. 150 ss.

Kammergerichtsrat Dr. Nichter: Die Ausbildung der

Neserendare. DI. 1934 S. 670ss.

(1 Mitteilungen L-

Mitteilungen 183

Landgerichtsrat Dr. K e ß l er : Zum Ausbau der Arbeits-

gemeinschaften. DI. 1934 S. 908sf.

Landgerichtsrat Dr. Keßler: Die Arbeitsgemeinschasten
der Neserendare. Ein Tätigkeitsberichtüber das erste Viertel-

jahr aus dem Oberlandesgerichtsbezirk Kassel. DI· 1934
S. 1276 ff.

Landgerichtsrat Dr. K eßler : Sinn und Zweck der

Arbeitsgemeinschasten. Deutsche Nichterzeitung 1934 S. 328sf.

Ministerialrat Dr. Heinrich Ni chte r : Die ersten Erfah-
rungen mit den Arbeitsgemeinschasten der Neserendare. DI.
1935 S. 173fs.

Ein Plan siir die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschasten der

Neserendare. Aus einem Bericht des Landgerichtspräsidenten
in Halle a. S. DI. 1935 S. 510 ff.

J

s

der ReichsfachgruppeRichter und Staatsanwälte

Die 1. Gautagung der Rechtswahrer
Riedersachsens fand am 4. und 5. Mai in Hannover
statt. Ihren Höhepunkt bildete eine große Kundgebung in

der Stadthalle. Vor über 4000 Volksgenossen ergriff der

Reichsjuristenführer,Reichsminister Dr. F r a n k, das Wort.

Er übermittelte zunächst die Grüße des Führers und der

Reichsregierung. Der Führer sei der Garant des Rechtes
des deutschen Volkes geworden. Die Pflicht aller Diener des

deutschen Rechtsgedankens sei es, in ihrem Wirken un-

ausgesetzt dieses Mannes als des Vorbildes der Treue und

Tapferkeit zu gedenken. Der Reichsjuristenführer wandte sich
dann den großenAufgaben zu, die dem BNSDJ., dieser größ-
ten Juristenorganisation der Welt, gestellt sind.
»Die erste Aufgabe eines schweren Abwehrkampfes gegen die

wendung formaler Prinzipien«, so führte er aus, »hat der

BRSDJ. bestanden. Jm engsten Zusammenarbeiten mit

dem Staat, den übrigen Organisationen der Bewegung, der

Arbeitsfront, dem Reichsnährstand usw. hat der BRSDJ.
den Aufbau des deutschen Rechtslebens neu zu gestalten. Eine

der ersten Voraussetzungen unserer Volksgemeinschaft ist die

R as s e. Rasse und Recht gehören zusammen. Das deutsche
Volk ist nicht ein Sammelbegriff von Staatsangehörigen,
sondern ausschließlich eine Blutsgemeinschaft der

T r e u e. Alle diese die Gemeinschaft gefährdendenElemente
sind daher zu entfernen. Von dieser Frage hängt Glück und

Zukunft der kommenden Generation ab.« Er würdigte
in diesem Zusammenhang insbesondere das Sterilisations-
gesetz und die Bauerngesetzgebung Mit der Uberwindung
des Klassenkampfeserfuhr auch die Rechtslage des Arbeiters

eine großzügigeAusgestaltung — nicht vom Gesichtspunkt
seines materiellen Vorteils, sondern vom Standpunkt der

Ehre her —. Als nächste Aufgabe galt es, die Pro-
bleme der Reichseinheit zu meistern. Jm Zu-
sammenhang damit begrüßteMinister F r a nk die Schaffung
der einheitlichen Reichsjust1z. »Wir kennen nur noch einen

deutschen Reichsrichtehf der dem Volke das deutsche
Recht sichert und erkämpft. Dieses Vertrauen hat der Führer
und haben auch wir. Der deutsche Richter ist einer der we-

sentlichsten Träger der deutschen sittlichen Verantwortung.
Von schwersten Stürmen umtobt und von der Parteien
Gunst und Haß verwirrt, hat er sichseinen Charakter be-

wahrt. Auch in den schlimmsten Zeiten der Parteikämpfe
hatderdeutsche Richter am Gedanken des Rechtes
s e stg e h alten. Dafür gebührt ihm der Dank der ganzen
Nation und volles Vertrauen zu seinem Wirken. Daneben

soll der freie deutsche Rechtsanwalt der Künder der Stärke

unseres Staates sein. Ein starker Staat, wie der Adolf
Hitlers, kann eine freie Rechtspflege und einen freien
Rechtsverfechterertragen.«

Sodann ging Dr. Frank auf die wichtigsten A u f g a b e n

des Ausbaues des Rechtes ein. »Das Reichsrechts-

amt der RSDAP., das ich«, so führte er aus, »auf Befehl
des Führerers eingerichtet habe, ist die große Zentrale der

deutschen Rechtspolitik im Dritten Reich,wie es in der Kampf-
zeit die Rechtszentrale der Partei gewesen ist. Als Kultur-

träger auf dem Gebiete des Rechtes haben wir die Einheit
zwischen Rechtsinhalt, Rechtsgefühl und Rechtsnotwendig-
keit wieder herzustellen. Die Kluft zwischen Juristen und

Volk hat sich für alle Zeiten zu schließen.Aus der Erkennt-

nis, daß die Rechtsangelegenheiten eines Volkes Ewigkeits-
wert besitzen, darf auch das Recht nicht aus dem Tag in den

Tag hinein geschaffen werden. Die neuen Gesetze müssen
dem Grundcharakter unserer völkischenSicherheit entsprechen.«
Zu den einzelnen Rechtsgebieten bemerkte der Minister, daß
das Strafrecht voraussichtlich noch in diesem Jahr seiner
Erneuerung entgegengehe. »Das Strafrecht muß Ausdruck
des Machtwillens der autoritären Staatssührung fein, die
mit den Verbrechern nicht verhandelt, sondern sie mit allen
Mitteln auszurotten entschlossen ist und den anständigen
deutschen Menschen schützt. Jeder muß das Gefühl der

Rechtssicherheit haben. Wie es beste deutsche Tradition ist,
daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht, so gilt auch der Satz,
daß das Recht des einzelnen aus Lebenssicherheit,Arbeit und

Ehre eine der wesentlichsten Schutzaufgaben der staatlichen
Gemeinschaft darstellt.«— Zum Schluß berührte der Reichs-
juristenführerw e l t a n s cha u l i che Fragen. Der National-

sozialismus sei der Garant des christlichen Glaubens in

Deutschland. Ohne Adolf Hitler würde man wahrscheinlich
nicht mehr in deutschen Kirchen beten können. Wenn aber nach
der Beseitigung des Klassenkampfes, des Parteienwirrwarrs
und des Standesdünkels der Staat Gefahr laufen sollte, durch
die Duldung konfessioneller Streitigkeiten Schaden zu
nehmen, so sei die Langmut zu Ende. Unter dem sicher-
gestellten Schutz der Bekentnisse dürfe keinesfalls ein Kampf
gegen den Nationalsozialismus sich entwickeln.

»Gerade in diesen schweren Stunden des deutschen Volkes,
in denen der Führer um die Anerkennung der deutschen
Wehrhaftigkeit ringt, muß sich jeder still und in

soldatischer Disziplin in die Front der Kämpfenden ein-

reihen. Wenn jeder sich täglich in seiner Arbeit von dem

Gedanken leiten läßt: »Wie helfe ich am besten dem

Führer«, so wird das Schwerste bald überwunden sein.«
»Der Minister schloß seine wiederholt mit stärkstem Bei-

fall aufgenommenen Ausführungen: »Diese Gen era-

tion ist die Grundlage für das Wirken kom-

menderGenerationen. LassenSieden Geist
der Volksgemeinschaft einziehen in Jhre
gesamte Arbeit. Sowie einmaldas Deutsche
Reich an der Untreue zugrunde ging, so
möge es jetzt an der Treue der besten Deut-

schen und ihrer Tapferkeit wieder auf-
erstehen, und es wird auferstehen. Wir
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werden die uns vom Schicksal gegebene
Fahne dannhineintragenin das Reich der

deutschen Freiheit und des deutschen
Friedens«

«

Am 11. und 12. Mai d. J. fand in Saarbrücken die erste
Gautagung des BNSDJ. Gau Rheinpfalz-
S a a r statt. Auch sie verfolgte, wie alle Gautagungen, den

doppelten Zweck, einmal die Teilnehmer zu ernster, gewissen-
hafter Schulung für die Gestaltung des deutschen Rechts-
lebens zusammenzuführen,zum anderen aber die Brücke zu
schlagen und auszubauen zu den Herzen der deutschen Volks-

genossen. Nach einer kurzen Begrüßung im Festsaal des

Rathauses durch den Oberbürgermeister von Saarbrücken

wurden auf einer Amtswaltertagung interne Organisations-
fragen behandelt. Jnsbesondere wurde von den einzelnen
Atntswaltern der Reichsgeschäftsstelle des BNSDJ. über

den Tätigkeitsbereich ihrer Amter und über die Arbeitsweise
eine eingehende Darstellung gegeben. Den Höhepunkt der

Tagung bildete auch hier eine öffentliche Kundgebung mit
einer großen Rede des Reichsjuristeuführers. Reichsminister
Dr. rank überbrachte den Rechtswahrern an der Saar
den Dank des Führers und der Deutschen Reichsregierung
für die unerschrockene Treue, die sie an dem

schwersten Gefahrposten des deutschen Volkes

zu dem unsterblichen, ewigen Recht der deutschen Nation auf
Freiheit und Sicherheit bewiesen haben. Der BNSDJ.
habe die Aufgabe,

1. mitzuwirken an der Aufrichtung des nationalsozia-
listischen Rechtsstaates, und

2. die nationalsozialistische Verwirklichung der Gesetze des

Dritten Reiches.
Als einer der ältesten Wegebegleiter des Führers schilderte
der Minister aus der Geschichte des nationalsozialistischen
Kampfes, wie die Politik des Führers von jeher die welt-

anschauliche Sicherstellung der Einheit des deutschen Volkes,
Sicherung der naturgesetzlichen, ewig gegebenen Voraus-

setzungen unseres völkischenDaseins und den größtmöglich-
sten Aufbau einer Einheit des deutschen Staates erstrebt
habe. Aus dieser Dreiheit äußerer Funktionen eines Volkes

heraus erwachse die machtvolle Stütze der Friedens-
politik unseres Führers. »Da und dort stehen,« so fuhr
der Minister fort, ,,konfessionelle Fragen immer wieder im

Vordergrund, niemals aber wird der Nationalsozialismus
zulassen, daß konfessioneller Hader die Einheit der Nation

sprengt. Das Volk ist Volk! Der ewige Gott hat dieses
deutsche Volk geschaffen, und diesem deutschen Volk

zu dienen ist daher auch Gottesdienst. An

konfessionellen Streitigkeiten darf die Allgemeinheit niemals

Schaden erleiden. Nach der Überwindungdes konfessionellen
Haders und des Klassenkampfes war die dritte große
soziale und rechtspolitische Aufgabe die Beseitigung der

staatspolitischen Grenzen durch Uberwindung der Länder.

Heute sind wir als deutsche Rechtswahrer dem Führer dank-

bar dafür, daß er die Rechtseinheit restlos hergestellt
hat. Wir haben heute keine preußischen,bayerischen oder

sächsischenRichter und Staatsanwälte mehr, sondern nur

noch deutsche Richter werden deutsches Recht über deutsche
Volksgenossen sprechen. Neben Staat, Rasse, Ehre
und Sicherung der Weltanschauung bildet der

heilige Boden unseres Landes die Grundlage unseres
Lebens. Der Nationalsozialismus hat dem deutschen Bauern
und damit der deutschen rassischen Zukunft das Leben wieder

sichergestellt. Neben diesen ganz großen Gesetzgebungswerken,
die die Substanzwerte unserer Nation sicherstellen, wird die

Gesetzgebung auf allen Gebieten vorwärtsgetrieben. Die

absolute Entschiedenheit der nationalsozialistischen Regie-
rung, mit dem Gesindel der Unterwelt aufzuräumen, hat be-
reits dazu geführt, daß die Kapitalverbrechen in

den letzten zwei Jahren auf über die Hälfte zurückgegangen
sind, daß wir im Jahre 1934 insgesamt noch nicht einmal
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soviel Morde und Totschläge hatten, wie in den Sommer-
monaten des Jahres 1932 vorgekommen sind. Wir national-

sozialistische Juristen haben dem Wirken unseres Führers
die Treue geschworen. Mögen da und dort Feinde unseres
Staates sein, mag man uns im Ausland mit Haß und

Spott verfolgen, eines steht fest: wir alle können als

Deutsche vor der Welt unser Haupt wieder hochtragen. Vor

Gott, dem deutschenVolke und der deutschenGeschichtehaben die

nationalsozialistifchen R e ch t s w a h r e r die V e r a n t -

wortung übernommen, im Frieden die Gleich-
b e r e ch t i g u n ga der Nation mit friedlichen Mitteln zu

erkämpfen. Uber dem Paragraphensatz des Versailler
Vertrages steht das ewige Recht eines Volkes auf Freiheit
und Gleichberechtigung Niemand hat Jnteresse an einem

Kriege, weder der deutsche Bauer und der deutsche Arbeiter,
noch der französischeBauer und Arbeiter oder der englische
und russische. Ein Krieg wäre für Europa die Vernichtung
unserer gesamten Kultur. Jn dem stillen Vertrauen auf die

Sicherheit der gesetzlichen Entwicklung, daß man einem

70-Millionenvolk die Freiheit und Gleichberechtigung nicht
nehmen kann, ist Deutschland zu dem großen Schritt der

Wiedereinführung der W e h r m a cht gekommen. Die künf-
tigen Generationen werden uns beneiden, daß wir Zeugen
dieses Geschehens waren.« Der Minister schloß seine häufig
von Beifallsstürmen unterbrochenen Ausführungen mit den

Worten: «Vergeßt jeden Hader, vergeßt Euer

Ich, Eure Interessen, denn diese Gene-
ration muß den Mut zur Gemeinschaft
haben. Adolintlerhatdieses ander Un-
treue zugrundegegangene Volk wieder

aufgerichtet in Treue und Ehre. Haltet
die Fahne hoch, die Euch vom Schicksal ge-

gebenist.«
O

Die nationalsozialistischen Leitsätze für
ein neues deutsches Strafrecht (Teil I)’«), die

von dem stellvertretenden Leiter des Reichsrechtsamtes,
Dr. Fis cher, dem Leiter des Amtes für Rechtspolitik im

Reichsrechtsamt, Dr. Barth , und dem Leiter der wissen-
schaftlichen Abteilung des BNSDJ., Dr. Waldmann,
bearbeitet worden sind, wurden am 6. Mai d. J. durch den

Reichsminister Dr. Frank in seiner Eigenschaft als Leiter
des Reichsrechtsamtes der Offentlichkeit übergeben. Der

Reichsjuristenführer zeigt in einem Geleitwort das Zustande-
kommen der Leitsätze innerhalb des von ihm berufenen
Strafrechtsausschusses der NSDAP. auf. Lehre und Praxis
standen hierbei zusammen, um eine Strafrechtsreform als
eine Volksangelegenheit verantwortungsbewußt zu gestalten.
Auf rein nationalsozialistischem Boden stehend, hat dieser
Ausschuß aus dem ewigen Rechtswollen des deutschenVolkes

heraus die Ehr e in den Mittelpunkt des deutschen Mannes-

bewußtseins gestellt. Der Primat des einzelnen ist zugunsten
der Gemeinschaft gebrochen. Der Verbrecher muß um so
schärferbestraft werden, je stärker das Pflichtenband war,

das ihn an die Allgemeinheit oder einen engeren Pflichten-
kreis knüpfte. Der wirksamste Schutz beruht nicht in ein-

zelnen, von noch so guten Theorien getragenen Strafgesetzen;
er beruht vielmehr in der Wiedererweckung des

deutschen Treuegedankens im Herzen aller

Volksgenosseu und in deren Erziehung zur Pflichterfüllung.
Außer diesem Geleitwort enthält das Werk einen Bericht
über die Tagung des Strafrechtsausschusses,die vom

11. bis 16. März in Fischbachau stattfand. Den einzelnen
Gesetzesvorschriftengeht ein Grundlagen, Sinn und Zweck
des Gesetzes erläuternder Vorspruch voraus. Dieser
heißt: »Das Volk umschließtWert und Leben des einzelnen.
Auf den Schultern der vergangenen Geschlechterwird Blut
und Kampf, Not und Schaffen der Lebenden zum Schicksal
für die kommenden Geschlechter. Diese große ewige, völkische

«· Deu e Nechtss und Wirt ats-Wi en ats-Ver-
lagsszzesH» Berlin W 35.
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Verbundenheit wird von dem Blute als dem Träger alles

Lebendigen und von der Treue als dem sittlichen Band der

Gemeinschaft getragen. Verdirbt das Blut, dann stirbt das

Voll, erlischt die Treue, dann zerfällt die Gemeinschaft. Die

Pflicht aus der Treue ist höchstevölkifche,sittliche Pflicht.
Nur der Volksgenosse, der seine Treuepflicht erfüllt, hat
seinen Platz, seinen Wert und seine Ehre in der Gemein-

schaft. Wer seine Treuepflicht verletzt, löst sich von seinem
Volke, wird zum Verräter an der Volksgemeinschaft und

muß fo seinen Treuebruch sühnen. Der Staat hat diefe
Sühne zu vollziehen und den Treucbrecher zu bestrafen. Die

gerechte Strafe dient der Festigung und dem Schutz der

Volksgemeinschaft und steht mitten in dem bedeutsamen
Kampf um die Erfüllung der volksgenössischenTreuepflichten,
in dem Kampf gegen Verbrecher und Verbrechertum. Zur
rechtlichenOrdnung des staatlichen Straf- und Sühnewesens
dient das Strafgesetz. Durch das Strafgesetz wird allen

Volksgenossen bekundet, daß der Staat die vorbehaltlofe
Erfüllung der Treuepflichten zum Wohl der Volksgemein-
schaft verlangt und daß den Treulosen die gerechte Strafe
treffen wird. Jm Strafrecht soll der beherrschende Gedanke,
der Volksgemeinschaft, der Treue,»derPflicht, der Ehre und

der gerechten Sühne, sowie die Ubereinstimmung mit dem

völkifchen Rechts- und Sittlichkeitsgefühl in höchsterWeise
verpflichtenden Ausdruck sinden.«

»

Diesem Vorspruch folgen 38 Leitsätze,aufgebaut auf der

Treuepflicht gegenüberder Gemeinschaft. Der Verletzung die-

ser Treuepflicht muß grundsätzlich der Verlust der Ehre
folgen. Im nationalsozialistischen Strafrecht kann es kein

formelles Recht oder Unrecht, sondern nur den Gedanken der

materiellen Gerechtigkeit geben (Leitsatz 9). So wird künftig
diese materielle Betrachtung der Pflichtverletzung auch für die

Entscheidung der Frage maßgebend sein, ob das zur Zeit
der Tat oder das zur Zeit der Aburteilung geltende Straf-
gesetz anzuwenden ist. Auch die räumliche Geltung des

Strafgesetzes muß unter dem Gesichtspunkt geregelt werden,
inwieweit nach deutschem Rechtsernpfinden eine Strafe ge-

fordert wird; sie kann sich nicht ausschließlichnach äußeren
Merkmalen —-

z. B. nach den Gesetzen des Tatortes — rich-
ten. Den 38 Leitsätzen ist .eine eingehende Begründung bei-

gegeben, deren Würdigung wir uns vorbehalten.
II

s

Mitte Mai erschien der 2. Band des Arbeits-

berichtes der amtlichen Strafrechtskom-
mis s i o n unter dem Titel »Das kommende deutscheStraf-
recht«

— besonderer Teil«). Wie der Reichsjustizminister
Dr. Gürtner in dem Vorwort ausführt, erstreckte sich
die Tätigkeit des Strafrechtsausschusses auf drei Tagungs-
abschnitte im Laufe des Jahres 1934. Das Ergebnis der

Beratungen wurde von einer Redaktionskommission über-
arbeitet und in einem ersten Entwurf Anfang Januar 1935

den Reichsministerieu, dem Reichsrechtsamt, der Akademie

für Deutsches Recht Und dem BNSDJ. zur Nachprüfung
übersandt. Jm März 1935 trat die amtliche Kommission
in die 2. Lesung des Entwurfes ein, bei der insbesondere
das Ergebnis der Beratungen des Strafrechtsausschussesder

Akademie für Deutsche-Z Recht und des vom

Reichsminister Dr. Frank
» geleiteten Ausschusses der

NSDAP. Erörterung fand. Reichsxustizminister Dr. Gürtner

hofft, daß das große Werk der Gesamterneuerungdes

deutschen Strafrechtes und Strafverfahrensrechts in abseh-
barer Zeit der Reichsregierung zur Beschlußfassungvor-

gelegt werden kann. Gleichzeitig mit den Arbeiten der amt-

lichen Strafrechtskommission sind die Arbeiten an der Auf-
stellung eines Entwurfes zu einer neuen Strafverfahrens-
ordnung und zu einem Strafvollzugsgesetzeaufgenommen. —

Über die in dem Entwurf 1 enthaltenen Vorschlägezum
besonderen Teil sowie über den Aufbau des neuen Straf-
gesetzbuchesberichten 26 Aufsätze der Mitglieder der Straf-

«) Verlag Franz Vahlen, Berlin W9.
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rechtskommission. Staatssekretär Dr. F r e i s le r zeigt ins-

besondere, wie und weshalb der Aufbau in folgender Unter-

gliederung der einzelnen Strafhandlungen vorgenommen
worden ist.

1. Schutz des Volkes mit sechs Unterabschnitten:
Landesverrat, Hochverrat, Volksverrat, Angriffe auf
die Wehrkraft, Angriffe auf die geistige und seelische
Haltung des Volkes und Angriffe auf die Wirtschafts-
kraft.

2. Schutz der Volksführung mit neun Unter-

abschnitten: Angriffe auf die Volksführung, Störung
der Beziehungen zum Ausland, Vergehen bei Wahlen
und Abstimmungen, Angriffe auf die Reinheit der

Amtsführung, Auflehnung gegen die Staatsgewalt,
Angriffe auf das Rechtsleben, auf die Münzhoheit,
Störung des Volksfriedens, Zweikampf.

3. Schutz des Volksgutes mit den Unter-

abfchnitten: Gemeingefährliche Handlungen, Angriffe
auf die Volksgesundheit, auf die Arbeitskraft und auf
die körperlichenVolksgüter.

4. Schutz der Volksgenossen mit den sieben
Unterabschnitten: Tötung, Körperverletzung, Ehren-
kränkung, Angriffe auf die persönliche Freiheit oder

Sicherheit, Angriffe auf Geisteswerke, Angriffe auf das

Vermögen und Geheimnisschutz.

Eingehend werden vom Staatssekretär Dr. Freisler auch
noch die Gründe für die Entscheidung der Kommission, im

künftigen Strafrecht wieder Strafrahmen zu setzen,
aufgezeigt.

·-

Die Deutsche Zentralstelle zur Bekämpfung
der Schwindelfirmen e. V., Sitz Hamburg, hielt
Anfang Mai im Hause der Deutschen Rechtsfront zu Berlin
unter dem Vorsitz ihres Präsidenten, des Reichsamtsleiters
Dr. W. Raeke, M.d.R., ihre diesjährige Beirats-

versammlung ab. Der Präsident überbrachtedie Grüße des

Reichsjuristenführers Reichsministers Dr. Frank und er-

läuterte sodann unter Hinweis auf den von der Zentral-
stelle veröffentlichten Jahresbericht über das Jahr 1934 die

Bedeutung und Wichtigkeit dieser Stelle. Mehrere Sach-
berichte der Geschäftsführung ergänzten die Ausführungen
des Präsidenten und gaben ein Bild von der Tätigkeit un

der finanziellen Grundlage der Zentralstelle. In der an-

schließendenAussprache wurde übereinstimmend betont, daß
der Zentralstelle eine wesentliche Bedeutung für den Schutz
der minderbemittelten Volksgenossen vor Ausbeutung durch
Schwindelfirmen zukommt, daß sich auch die verschiedensten
Behörden dieser Stelle mit Nutzen bedienen und daß ihre
Aufrechterhaltung unter allen Umständen gewährleistet
werden muß. Die anwesenden Vertreter der Ministerien,
des Reichsnährstandes und der Handelskammern stellten
weitere finanzielle Beihilfen in Aussicht. Jn der am Schluß
der Verhandlungen vom Präsidenten der Zentralstelle
formulierten und allgemein gebilligten Willensbildung kam

die einmütige Auffassung der Versammlung zum Ausdruck,
daß die Zentralstelle unter Anerkennung ihrer bisherigen
Tätigkeit zu erhalten und daß ihr Ausbau zu einer

zentralen Dachorganifation unter gleichzeitiger
Gründung eines Retzes von Zweigstellen im Reich zu

erstreben sei. An einem derartigen Ausbau sollten in erster
Linie die Industrie- und Handelskammern mitwirken. Die

wechselseitigen Beziehungen zu dem Amt für Rechts-
betreuung des deutschen Volkes und den unter der Ober-

aufsicht dieses Amtes arbeitenden parteiamtlichen NS.

Rechtsbetreuungsstellen sollen noch weiter ausgebaut und

vertieft werden.
«

Das August-Heft der ,,Deutschen Nichterzeitung,,
fällt aus, dafür erscheint das September-Heft als

Heft 8,9.
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A. Aus den Zeitschriften
(Es kann wegen Raummangels nur der wesentlichste Inhalt

angegeben werden.)

Deutsches Recht, Zentralorgan des BRSDJ., Heft 9:

»Rechtsgemeinschastoder konkrete Gemeinschaft?«,ein knapper,
klarer Abriß von Prof. Dr. Höhn über den Kampf, die Rechts-
gemeinschaft als unfichtbare Wertgemeinschaftund typischen
Ausdruck der individualistischen Geisteshaltung zu überwinden
und an ihrer Stelle die Volksgemeinfchaft in ihren Ordnungen
zur Entfaltung kommen zu lassen. Dr. Härle gibt eine ausführ-
liche Darstellung über den ,,Leidensweg des Memellandes«.

Fsfolgt dann eine Reihe von Aussätzen über finanzrechtliche
ragen.

Jiiristifche Wochenschrift, Heft 18: »Arbeits- und Sozial-
recht.« RA. Graf von der Goltz sieht in der sozialen Ehren-
gerichtsbarkeit den Beginn eines einheitlichen Ehrenrechts.
Von den übri en Aufsätzen sind besonders zu erwähnen: Ent-

wicklung und ufgaben der sozialen Selbstverwaltung (MinDir.
PrivDoz Dr. Mansfeld). Die Arbeitsgerichtsbarkeit im Wan-
del der Zeiten (RA. Dr. Oppermann). Verwirkungsklauseln
und mangelnder Schutz gegen Druckkündigung,ein Widerspruch
im Arbeitsrecht (stellv. ArbGerVors. Dr. Franke). Der »Ar-
beitsdiens

«

von heute (Gauaerühr. Dr. Schmeidler). Die
von Dr. Goerrig besorgte Zusammenstellung bedeutsamer Ent-

scheidungen zum Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit
wird besonders der Praxis wertvolle Dienste leisten. Heft 19:
Ein umfassender Aussatz von Dr. Ruttke über ,,Erb- und

Rassenpflege in Gesetzgebung Fund Rechtsprechung des Dritten

Reiches, der zugleich einen knappen und lesenswerten Auszug
aus früheren Stimmen zur Frage Rasse und Recht gibt, leitet
das Heft ein. AGR. Dr. Lehmann, RA. Möller I und AGR.
Hochreuther beschäftigensich mit Fra en des Erbgesundheits-
rechts. Mit Berufsfragen der Anwalt chaft, die zugleich wieder
das Rachwuchsproblem berühren, beschäftigt sich RA. Dr.
Gaertner, indem er die gegenwärtige und zukünftige Berufs-
gestaltung des Anwalts als Fürfprecher der Volksgenofsen in
der nationalsozialistischen Rechtsverwirklichung erörtert.

Heft 20: ,,Straßenverkehrsrecht.«RA. Carl gibt eine Tiber-
sicht über die Rechtsprechung zum Straßenverkehrsrecht und

zu den einschlägigenRebengesetzenfür die Zeit vom 31. Juli
1934 bis 1. Mai 1935. Die alte Frage, ob für das ersuchte
Gericht die Beiordnung eines Armenanwalts möglich ist, gibt
KGR. Dr. Gaedeke Gelegenheit zu einer neuen Stellung-
nahme, die hoffentlich dazu beitragen wird, diesen fast hoff-
nungslos gewordenen Streit endlich mit einem vernünftigen
Ergebnis zu beenden. Jn die große Frage der Rachwuchsnot
spielt die Betrachtung von RA. Bennewiz hinein, der unter-

sucht, ob und wie eine Altersgrenze in der Anwaltschaft trag-
bar ist. Die viel zu wenig beachtete Verordnung vom 20. März
1935 zur einheitlichen Regelung der Gerichtsverfassung rückt
MinR. Staud in den Vorder rund. Heft 21: Es sind beson-
ders folgende Aufsätze beachtich: Devisenbewirtschastung und

Liegenschaftsrecht (GA. Bergholt). Der Boykott gegen deutsche
Waren nach amerikanischem Recht ("’«). Grenzen und Be-
ziehungen zwischen sozialer Ehren- und Strafgerichtsbarkeit
(Prof. Dr. Ragler). Zur Unterlassungsklage aus § 12 BGB-
(GA. Dr. Beitzke).

Deutsche Juristen-Zeitun , Heft 9: Die Entwicklung der
neuen sozialenSelbstverwa tung (Staatsfekr. Dr. Krohn). Die
Entschließung von Genf (Prof. Dr. Frhr. von Jrehta h-
Loringhoven).Reue We e in der Rechtsprechung des Rei s-

verficherungsamts(Reg .Dr. Bogs), Heft 10 bringt den
ersten Teil eines neuen, groß angelegten Aufsatzes von

Staatssekr. Dr. Freisler über das neue Strasre t, der die
Uberschrift tragt: »Einiges vom werdenden deut chen Blut-
banngericht.«

Deutsche Notar-Zeitschrift,Heft s: Das eigenhändigeTesta-
ment (Gedanken und Erinnerungen eines Rachlaßrichters
(AGD. Weher). Wirksamkeitund Ausle ung alter Verfügun-
gen von Todes wegen im Erbhosrecht ( otPrakt. Haegele).

Deutsche Verwaltung, Heft 5:, »Wege und Ausgaben der
Reichsplanung (Dr.-Jng. Ludowici). Die kurbrandenburgische

Schrifttum Heft 6 1955

Staatsverwaltun und ihre Reorganisation durch den Großen
Kurfürsten (Min . Dr. Holtz). Blut und Boden als Schöpfer
der Staaten (RegR. Dr. Kahle). Zur Neuregelung des Be-

amtenreichsrechts (MinR. Dr. Eten).

Die nationale Wirtschaft, Heft 5: Das nationale Ethos der
Arbeit (Dr. Mönckmeier). Vom Proletariat zum Arbeitertum

(Doz. Dr. Back). Ein Jahr neues Arbeitsrecht (Dr. Eglofs).

Jugend und Recht, Heft ö: Die Verstädterung unseres
Volkes (GA. Dageförde). Jungjuristen in Notl (Ein Bericht
aus Schlesien von Rfdr. Landeck). Die Spalte »Wir bemerken«
bringt wieder eine Reihe von Äußerungen,die einen guten

Eiöiblick
in die wissenschaftliche Denkweise der Jungjuristen

ge en.

Der Deutsche Rechtspfleger, Heft 5: Kameradschastlicher Ge-

richtsbetrieb (Rpsl. Oefterreich). Rechtspfleger und Rechts-
beratung (Rpsl.- Rutkowski). Wie muß das Güteverfahren
eingerichtet sein? (Rpsl. Meher)· Arbeitsresorm im Justiz-
gefchäftsbetrieb (Rpsl. Schmoll, Rpfl. Weber).

Deutsche GerichtsvollziehersZeitung, Heft 9: Das Gesetz zur
Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollstreckungss
möglichkeiten in seiner praktischen Auswirkung auf die Tätig-
keit des Gerichtsvollziehers (GV. Gruninger). Die Anzulässigs
keit der Sicherungsbeschlagnahme von Lustfahrzeugen (Dr. B.).

Der Sachverständige, Heft 5: Recht und Sachverständiger.
Die Arbeit der Sachverständigenausschüssebei den Polizei-
präfidien (RA. Böttger). — Das Heft bringt außerdem allge-
meine Mitteilungen, die angesichts der A u f h e b u n g e i n e r

allgemeinen Vereidigung von Sachverständigen
für die tägliche Praxis der Gerichte besonders wichtig find.

Deutsche Justiz, Heft 18: Präs. Dr. Palandt berichtet über
»Die erste juristische Prüfung im Jahre 1934«. Zur Straf-
rechtsresorm sind drei Aufsätze wichtig:Die Achtung als

Ehrenstrafe im künftigen Strafrecht (Au R. Dr. Goetze). Ein-

heitsstrase für die beiden echten Konkurren formen (AuLR.
Baldus). Zur Begrisssbestimmung des ersuchs (Llnter-
nehmens, Beginns) im kommenden Strafrecht (GA. Dr.

Bruns). — Dem Heft liegt Rr. 4 der Ubersicht »Das Re t«

bei. Heft 19: Drei Monate als Beauftragter des Rei s-

minifters der Justiz für die Abteilung Württemberg-Baden
(MinDir. i. R. Dr. Thiesing). Die Verpachtung von Erb-

höfen (Prof. Dr. Herschel). Heft 20: Feststellungen über die

Prozeßdauer (MinR. Staud). Die Richtlinien für das Straf-
versahren (LGD. Dr. Stolzenburg). Die strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit des für einen anderen handelnden Täters. Ein

gesetzgeberischesProblem (Vizepräs. Grau). Die Haftung für
Amtspflichtverletzungen der Reichsjustizbeamten (GA. Dr.
Breithaupt). Heft 21: Der Stand der Strafrechtserneuerung,
Der Bericht der amtlichen Strafrechtskommission über den »be-
sonderen Teil« des kommenden Deuts en Strafrechts (MinDir.
Schäfer). Die Auswirkungen des Ge etzes zur Verhütung erb-
kranken Rachwques(AGR. Maßfeller). Gedanken zur Rechts-
erneuerung im Frbrecht (RA. Dr. Bosch). Der sachlich-recht-
liche Einfluß der Devisengenehmigung (RA. Dr. Dietrich).

Wille und Macht. Dieses Jührerorgan der natio·nalsoziali-
stischen Jugend verdient besondere Beachtung, weil .es den
besten Querschnitt durch den Geist der neuen Jugend gibt· Für
das Problem des juristischen Nachwuchses kann aus diefen
Heften wertvollste Anregung geschöpftwerden«Heft 9 bringt
u. a.: Die Rachwuchsfrage und die Männer der Wirtschaft
(D. Lorenz). Entwicklung und Idee des bkttlschen Welt-
reiches (W. Siewert). Politischet Kampf auf religiösem
Boden (jk

«

«).
«

Zeitschrift für DeutschenZWIIPsz Heft·4: Rückständeder

Tilgungspfandrechte bei der

Zwangsversteigärung(Jaeger).
Wesen und Verzicht der aIsbettstechtlichen ··ndigungswider-
rufsklage (Prof. Dki Hekfchel)«

Der Gerichtsfaal, Heft 5-«6:Ein modernes Schwurgericht
(Prof. Dr. Oetker). Bausteine zum Strafprozeßim national-

sozialiftischenStaat (RGR. Dr. Schwarz). Legalität, Oppors
tunität, Klageerzwingung (Prof Dr. Oetker)· Das Schwur-
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sgericht (LGD. Dr. Töwe). Das Recht der Rotwe r nach den

Forlschlägen
der amtlichen Strafrechtskommission ( uLR. Dr.

ch üter).

Juriftische Rundschau, Heft 10: Wareneigentümer und

Lagerscheinberechtigter (RGR. Gadow). Der Ersatz des Dritt-

fchadens bei unerlaubten Handlungen (PrivDoz. Dr. Rein-

""hardt). In praeteritum non vivitur (AGR. Dr. Greifer).
Haftet auch der Vertreter aus culpa in contrahendo? (GA.
Dr. Bussert).

Archiv für Junkrecht, Heft 5: Fernsehs und Schallplatten-
Rechtsprobleme des deutschen Rundfunkts (Dr. Pridats
Guzatis). Der Rechtsbegriff des ,,Rundfunks« im neuen

Staat, insbesondere im Rahmen des Rechtes der Reichskulturs
kammer (Prof. Dr. Lift). Die Strafbarkeit des Schwarz-
sendens und des Schwarzhörens (Dr. Graf Pestalozza).

Recht des Reichsnährstandes, Heft 8: Streitige Kostensragen
aus dem Erbhosrecht (Amtm. Bree)· Heft 9: Die Aberkennung
·der Betriebssührerbefähigung eines Bauern (Beachtung
bauernrechtlicher Grundgedanken im Arbeitsrecht,Dr.Goerrig).
Die Reichsnährstandgesetzgebungals Spiegel der Zeit (Pros.
Dr. Hedemann).

Mecllenburgische Zeitschrift für Rechtspflege, Rechtswissens
schaft, Verwaltung, Heft 8: Gedanken zur Eidessrage (LGR.
«i. R. Eberhard). Der Schristleitervertrag im neuen Arbeits-

recht (Geerdr. Jranke).

Hessische Rechtsprechung, Heft «1X3:Reue Wege zur Ausbildung
«·der Jung-Juristen. Das Gleiberglager.

Württembergische Zeitschrift für Verwaltung und Verwal-

tungsrechtspslcge, Heft 4: Die reichsrechtlicheRegelung der

Straßenbahnkonzesfion(Geerdr. Glöggler).

Reichsarbeitsblatt, Heft 12: Der Anteil Deutschlands an

'der Erfüllung sozialpolitischer Aufgabenin Afrika (ObReZzR.i. R. Else Lüders). Die Arbeitslosigkeitini März 1935 ( e-

richt der Reichsanstalt). Heft 13: Die Entwicklungder sozialen
Selbstverwaltung (MinR. Dr. Steinmann). Der Anteil

Deutschlands an der Erfüllung sozialpolitischerAufgaben in

sAfkika (Schluß aus Heft 12, ObRegR. i. R. Dr. Lüders)·

Danziger Juristen-Zeitung,Heft 5: Die Danziger Steuer-

reform 1934J35 (StaatsR. ademann).

österreichischeRichterzeitung, Heft 5: Reuere Ergebnisse der

Blutgruppenforschung und ihre Bedeutung für die gerichtliche
Abstammungsptüfung(Pros. Dr. Laves).

Nachrichtenblatt über die faschistischenKorporationen, Heft Z:

Das Gesetz zur Einführung des Arbeitsbüchleins·

Deutsches Autorrecht, Heft 5: § 25 RStrVO. als Straf-
norm (AGN· Dr« Maaß)· Gewekbliche Personenbesörderung
.(AGR. i. R· Greiss).

»

Rochmals: Schadenerfatzanspküche
vermögensloserPersonen im Ynfallpspzeß(RA. Schrammeny

Die Wirkung der Trunkenheitund Abermüdungauf die Be-

rechtigung zur Verkehrsteilnahme (GA. Bertermann).

VerkehrsrechtlicheRundschau- Heft 5t Jst die Ausgleichs-
regel des § 17 KFG V·OUAmks Wegen zU berücksichtigen?(RA.
Dr. Volkmann). Teilschaden Oder Tvtalfchaden (RA. Dr.

Senckpiehl).

Archiv für Wettbewerbsrecht. Eine neue Zeitschrift, die der

Förderung des lauteren Wettbewerbs dienen und besonders
auch das Werberecht berücksichtigenwill. Der Verlag Vahlen
erwirbt sich mit der HerausgabedieserZeitschrift,die einem

tatsächlichenvorhandenen Bedursnis entspricht,»ein neues Ver-

dienst. Heft 1 gibt einen Einblickin die Absicht der Heraus-
geber (AGR· Dr. v. Braunmuhl vom Werberat, MinR.

sGottfchicLDr. Junckerstorsf). A·usverkausswesenund Sonder-

veranftaltungen (MinR. Gottschick). Der Werberat und das

bürgerliche Recht (Dr. von Braunmuhl). Eine besondere
Spalte »Aus Rechtsprechung und Verwaltung« bringt gericht-
liche Entscheidungen und Verwaltungsanordnungen Heft 2:

PersönlicheWerbung (Dr. von Braunmuhl). Das Gesetz zum

Schutz des Einzelhandels (ObRegR. Dr. Michel), Kunden-

belohnung, Gabe und Zugabe (Dr. Junekerstorff). Zum Ver-

bot der Weißen Woche (MinR. Gottschick).
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B. Bücherbesprechungen
»An die Dunkelmänner unserer Zeit-« Eine Antwort auf die

Angrisse gegen den ,,Mhthus des 20. Jahrhunderts« von

Alsred R o s en b er g. Preis kart. 80 Pf. Hoheneichen
Verlag, München 2 NO.

Alsred Rosenberg hat durch den »Mythus des 20. Jahr-
hunderts« einer von dunklen Mächten seit zwei Jahrtausenden
betriebenen Vemebelung und seelischen Versklavung ein jähes
Ende bereitet. Diese Tat hat nun, wie nicht anders zu er-

warten war, eine Reihe von Leuten aus den Plan gerufen, die

Alsred Rosenberg mit Recht die »Dunkelmänner unserer Zeit«
nennt. Eine Meute von Kläffern, die zum Teil zu feige sind,
ihre Ramen zu nennen, erdreistet sich in höchst unchristlicher
Gehässigkeit und echt jesuitischer Anmaßung, den ausrechten
Künder einer artgemäßen, aus rassischer Grundlage ruhenden
deutschen Weltanschauung ob seiner ebenso mannhaft-mutigen
wie notwendigen Tat anzubellen. Jhnen hat Rosenberg eine

vernichtende Abfuhr erteilt. Der ,,Mythus« steht unerschütters
licher denn je. s. X. X.

Wolfgang D i e w e r g e , Als Sonderberichterftatter zum
Kairoer Judenprozeß. Zentralverlag der RSDAP.,
Franz Eher Rachf., München. 95 Seiten.

Die Schrift Diewerges ift von größtem Jnteresse. Sie ist ein
wertvoller Beitrag zur Erkenntnis des Weltjudentums, das
den Rationalsozialismus auf jede, sei es noch so gemeine
Weise zu verunglimpsen sucht. Die Abweisung der Klage durch
den höchsten Gerichtshof Agyptens hat der hinterhältigen
Judenhetze-·den verdienten Schlag versetzt. Dankend sei auch
an dieser Stelle die rastlose Arbeit der beiden deutschen
Prozeßvertreter, des leider zu früh verstorbenen Rechtsanwalts
Pa. Dahm, Kairo, und des weit über Deutschlands Grenzen
hinaus bekannten Professors Grimm, Essen, erwähnt.
Möge die lehrreiche Schrift in der Bücherei jedes deutschen

Juristen Ausnahme finden.
Staatsanwaltschaftsrat D o m b r o w s k i , Berlin.

Rationalsozialistische Rechtserziehung von Staatsrat Dr.
Wilhelm Stuckart. 1935. Verlag Moritz Diesterweg,
Frankfurt a. M.

Eine sehr lesenswerteSchrift, die hoffentlich bei der künftigen
Gesetzgebung Berücksichtigungfindet. Mit Recht weist der
Verfasser darauf hin, daß zur Wiederherstellung des Ver-
trauens des Volkes zu seiner Rechtspflege es vor allem einer

durchgreifenden Rechtserziehung des gesamten Volkes und ins-
besondere der Jugend und ihrer Lehrer bedarf. Das Problem
,,Recht und Schule« ist eins der wichtigsten unserer Zeit. Die
Schrift von Stuckart gibt im Kapitel Vll »Recht und Lehrer-
bildung« einen Studienplan bekannt, der es ermöglicht, die

Rechtserziehung in die Vorbildung des Lehrers auszunehmen.
LandgerichtspräsidentS ch m i d t, Hamburg.

,,Völkerbund und Völkerrecht«, Monatsschrist, herausgegeben
von Pros. Dr.Frhr. v. Frehtagh-Loringhoven,
Preuß. Staatsrat, M. d. R» Mitglied d. Akademie für
Deutsches Recht u. d. Ständigen Schiedshoss im Haag.
Earl Heymanns Verlag, Berlin. Preis pro Jahrgang
6 RM., Einzelheft 60 Ps.

Die kleine Zeitschrift erscheintnunmehr bereits im zweiten Jahr.
Es war ein ausgezeichneter Gedanke, eine Zeitschrift zu gründen.
in der. die außenpolitischenEreignisse von den gediegensten
Sachkennern nach staats- und völkerrechtlichenGesichtspunkten
besprochen werden. Wortlaut und Erläuterungen von Roten
und Erlassen außerpolitischerBehörden der ganzen Welt und

Entscheidungen nationaler und internationaler Gerichtshöfe
mit staats- und völkerrechtlichbedeutsamem Jnhalt geben
wichtiges Quellenmaterial und Winke für seine Beurteilung.
Alles wird in knappster Form geboten. Die Zeitschrift ist
einzig in ihrer Art. Der Jnhalt gibt noch mehr als der Titel

besagt. Er schrecktvielleicht diejenigen ab, die vom Völkerbund

nichts wissen wollen, aber zu Anrecht. Er könnte auch etwa
lauten ,,Politik und Völkerrecht«. Die Zeitschrift ist für jeden
Juristen in Staatsrecht, Völkerre t und Außenpolitik ein rasch
orientierender Ratgeber. OLG at W i lh e l m , München.

Die Militärstrafgerichtsordnung für das Deutsche Reich, Reu-

fassung v. 4. Rovember 1933 X 23.Rovember 1934 mit

Einsührungsgesetz und Aussührungsbestinimungen, er-

läutert von Oberkriegsgerichtsrat Dr. jur. h. c. H. D i e tz
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und
Kriegsåerichtsrat

Dr. W. H ü l l e. Verlag Bernard
u. Graese, erlin sW 68.

Nachdem bereits kürzlich die intere ante und lehrreiche
Schrift von Dietz ,,Einsührung in die StGO-« im gleichen
Verlage ers ienen war, ist nunmehr gerade vor Einführung der

allg. Wehrp licht obengenanntes Werk herausgebracht worden.
Das in handlicher Form erschienene Werk ist darum besonders
begrüßenswert, da eine kommentierte Textausgabe der
MStGO. in der Neufassung bisher nicht erschienen war. Ab-

gesehen davon, daß dieser von den Kriegsgerichten ost bemerkte

Mangel durch das Buch der Vers. behoben ist, ei net sich auch
der Inhalt der Erläuterungen insbes. dur inweis auf
andere Gesetze und wichtige (teilweise in der DN3. ver-

öffentlichten) Entscheidungendes RG. und NMG aus. Dem

Kurzkommentar, dem ba d ein umfan reicheres Werk folgen
möge, ist weiteste Verbreitung zu wün chen.

Staatsanwaltschaftsrat D o m b r o w s k i ,

z· Z. beim Gericht d. Kommand.von Berlin.

Das kommende deutsche Strasrecht — Besonderer Teil —·

Bericht über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskom-
mission. Herausgegeben von Dr. Franz Gürtner,
Neichsustizminister. Verlag Franz Vahlen in Berlin
W 9, inkstr.16. Preis kart. 5 NM.

Der Neichsjustizminister übergab der öffentlichkeit den
Bericht über die Arbeit der amtlichen Strasrechtskommission,
soweit sie sich auf den Besonderen Teil des künftigendeutschen
Strafrechts erstreckt·In einem Vorwort wird der gegenwärtige
Stand der Strafrechtserneuerung und ihr voraussichtlicher
weiterer Verlauf dargelegt. Es folgt ein großer Aufsatz des
Staatssekretärs Dr. Freisler über den Aufbau des Besonderen
Teils und seine Stellung im Gesetz, über den inneren Ausbau
der Tatbestände und über Strafrahmen. Jn 25 weiteren

Einzeldarstellungen berichten sodann die einzelnen Mitglieder
der Strasrechtskommission über die verschiedenen Abschnitte des
Besonderen Teils. X. X. I.

Sachliche Beweise bei der Klärung von Todessällen. Von Dr.
B. K e n h e r e s , Professor der gerichtlichen Medizin an

der Universität Budapest. Mit 83 Abbildungen. Verlag
Walter de Gruyter. Geb. 12 NM.

Der Verfasser, der als Professor der gerichtlichen Medizin,
als Gerichtsarzt und als Prosektor der hauptstädtischen
Polizei m Budapest seit mehr als 40 Jahren im Dienste steht,
hat seine vielfachen Ersahrun en, die er sich in einer großen
Anzahl von Fällen durch Tei nahme an Tatortsbesichti ungen
und Leichenuntersuchungen gesammelt hat, für das Ermitt-

lungäversahren
bei der Klärung von Todessällen zusammen-

ge te t.

Ein ganz besonderes Gewicht wird in diesem Buch aus die

sachlichen Beweise, die sich bei der Tatortsbesichti ung und bei
der äußeren Untersuchung der Leiche ergeben, ge egt mit dem

besonderen Bestreben, durch . esteigerte Heranziehung der Hilfs-
wissenschaften der Nechtsps ege und durch ein zielbewußtes
planmäßiges Vorgehen beim Sammeln und Verwerten der

sachlichen Beweise, einen erhöhten Erfolg zu sichern.
Die sieben goldenen »W«, — die sieben Fragen, die den

Augen der Teilnehmer des Verfahrens vorschweben sollten:
Wer? Was? Wo? Womit? Warum? Wie? und Wann? —

sind einzeln ausführlich ausgearbeitet. X. N N

Handwörterbuch der Kriminologie und der anderen strafrechts
lichen Hilfswissenschasten. Von Dr. Alexander Elfter in
Berlin und von Landgerichtsdirektor Heinrich Linges
m ann in Köln. Verlag von Walter de Gruyter F- Eo.,
Berlin und Leipzig.

Das Werk nähert sich seinem Abschluß, die 14. und
15. Lieferung sind erschienen mit Artikeln von ,,Schutzpolizei«
bis ,,Strafvollzu.«· Aus der Fülle der eingehenden Abhand-
lungen sei auf d e Aussätze von Brünin über Schußwaffens
untersuchung, von Elster, Hühner und oesner über Selbst-
mord in kriminolo icher, ethischer.und sozialer Beurteilung,
über sorenfcschsmedznische Erfahrungen nebst umsangreicher
Statistik, von Elfter über Sexualfoziologie, von Schafheutle
und Hauptvogel über-Sicherungsverwahrung,von Gruhle über
Simulation, von Wiethold über Sittlichkeitsverbrechen, von

Gierlich und Burchardt über Stadt und Land und von Eichler,
Ellger, Bleidt über Strasvollzug hingewiesen.

Landgerichtsrat Dr. S ch u st e r , Berlin.
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Das rechtsgefchästlicheTreuhandverhältnis. Ein dogmatischeri
und rechtsvergleichender Beitrag zum allgemeinen Treu--

handproblem von Dr. WolfgangSiebert, Privat-
dozent an der Universität alle, Gerichtsassessor (jetzt

osessor in Kiel), Piarburg in Hessen. N. G.

s«lwert’sche Verlagsbuchhandlung, G. Braun, l933x

16,50 NM.

Es handelt sich um eine umfassende Darstellung des
2ge-samten Treuhandver ältnisses Nach Aufzeigung der

«

-

wendungssälle und robleme der heutigen Treuhandbezies
hungen und einer Entwicklung ihrer Grundlagen in dogmens
geschichtlicher und rechtsvergleichender Darstellung wird eine

allgemeine Dogmatik des Treuhandverhältnisses gegeben und
in ihrer Anwendung auf die konkreten Nechtsbeziehungen
untersucht. Endlich wird die Frage einer künftigen Gesetzes--
regelung erörtert. Eine nähere Stellungnahme zu den er--

örterten Fragen ist hier nicht möglich.Nühmend hervorgehoben
werden muß jedoch die klare Gegenüberstellung der Eigenart
des römischen und romanischen Treuhandrechts einer- und des-

deutschen und anglo-amerikanischen Treuhandrechts anderer-

seits und die Betonung der elaftischen Anpassungsfähigkeit des

letzteren an die sich ergebenden Nechtsgestaltungen im Gegen-
satz zu der Begrissstarrheit des ersteren. Die Arbeit ists
übrigens auch vom G. bereits verwertet worden (NGE. 142
S.141u. 143 S.117). NGN. Dr. Lindenmaier.

Archiv für die zivilistische Praxis-, Herausgegeben von

Ph. Heck, A. B. S midt, W. Schönseld, H. Stoll.

»Die Wiedergeburt un eres Nechtsdenkens« von Dr. Ernst-·
Swo boda, ordentlicher Professor in Prag, (aus dem

Aprilhest 1935).
Die Abhandlung enthält die Abschiedsvorlesung des auch

den Lesern der DNZ. aus mehreren Beiträgen bekannten
Verfassers an der Universität Graz. Jm Kern ist sie die-

Untersuchung und Beweisführung, daß Kant aus den

Schranken des Individualismus hinaus gestrebt ist und über

ihm stehend gerade auf dem Gebiete der Nechtsphilofophie
nicht nur das einzelne Individuum, sondern die Allgemein-
heit vor Augen gehabt hat. Der tiefe sittliche Gehalt und-·-

Pflichtcharakter sowie der deutsche Grundton«der Kantschen
Rechtsidee werden vom Verfasser in eindringlicher und über--

zeugender Weise dargestellt.
Eine
Untersuclämg

die hohe Beachtung verdient und dem-

Leser wertvolle nregung zu geben vermag.

Landgerichtsrat Dr. K e ß l e r , Kassel.

Zimmerle, Sivilprozeßordnung mit Nebengesetzen..
2.Ausl. 1935. Preis 3,50 NM. Verlag Walter de

Gruyter äz Eo., Berlin und Leipzig.
Das Werk, das in der bekannten Guttentagschen Sammlung

erschienen ist, bringt die Zivilprozeßordnung in der ab—

1. Januar 1935 geltenden Fassung nebst Gerichtsverfassungs-
gesetz und den wichtigsten Nebengesetzen, und zwar als Text-
ausgabe mit Einleitung, Verweisungen und Sachregifter. Die-
Einleitung gibt nach einem kurzen geschichtlichen Uberblick eine-

sehr klare zusammenfassende Darstellung über die Gesetzevom

27. Oktober 1933 und 24. Oktober 1934. Die durch diese Ge-

setze erfolgten Änderungen sind in dem Text durch Fettdrucks
hervorgehoben. Diese klare Darstellung und übersichtlicheDrukls
anordnung trägt wesentlich dazu bei, die Einarbeitung in
die neuen Bestimmungen zu erleichtern. Das Sachregister ist«
mit 70 Seiten sehr ausführlich gehalten und «offenbarzuver-

lässig. Das Werk kann daher zur Anschassung empfohlen
werden. Kammergerichtsrat Dr. Pl u lle r.

Die Kündigung. Von Dr. Erich M o lito t , O- Prof-, Greifs--
wald. Deutsches Druck- und U. Verlagshaus, Mannheims
Berlin-Leipzig 1935.

Den unter Ab renzung von anderen Beendigungsgründenvon

Nechtsverhältni en gefundenen Begriff»der Kündigungstellt-
der Verfasser in sämtlicheNechtsverhaltnisse hinein, für die-

überhaupt eine Kündigung in Frage kommt.Aus der höchst-
richterlichen Nechtsprechung und dem Schristtumweift er nach,.
daß die Anwendung des PegkjsseäCpfdie verschiedenencRechts--
verhältnisse keineswegs eine einheitliche ist, und gelangt zu teil-
weise neuen Ergebnissen, die m. E. durchaus zu billigen sind.
Das Werk ist nicht nur eine Zusammenstellungvon Recht-
sprechung und Schrifttuxmes besitzt einen hohen wissenschaft-
lichen Wert Und ist geeignet, der Praxis zu dienen und neue-
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Wege auszuzeigen. Der Kündigungsschutzdes AOG. ist be-

sonders behandelt. Senatsprasident Linz.

Die Schuldenhaftung der nicht rechtssähigenArbeiterverbände
(Gewerkschaften und Deutf e Arbeitssront). Von Dr. G.

M e h r k e n s. A. Dei ertsche Verlagsbuchhandlung,
Leipzig. 1935.

Die Schrift besaßt sich mit der Stellung der nicht rechts-
sähigen Vereine, als welche die früheren Gewerkschaftenzu

gelten haben, und ihrer Haftung aus Vertrag und Delikt. Jm
Anschluß an das Urteil des RAG. vom 2»8.Februar 1934 kommt

sie zu dem Ergebnis, daß jedenfalls die neuen Verbände der

DAF. mit den Schulden der Gewerkschasten·nichtbelastet seien.
Eine Arbeit, die trotz mancher Schiesheiten in der Beurteilung
der Rechtsprechung und des Schrifttums beachtenswerteGe-

danken ausweist, der in ihrem Endergebnis beizutreten ist.
Senatspräsident L i n z.

Umwandlung und Löschungvon Kapitalgesellschaften aus Grund

der Gesetze vom 5. Juli 1934 und 9. Oktober 1934 nebst
den dazu ergangenen Durchführungsverordnungen.Die

handelsrechtlichen Vorschriften erläutert von Dr. Karl-

August Erisolli und Hans Gro·schuss, Amts-

gerichtsrätenin Berlin. Die steuerrechtlichen Vorschriften
erläutert von Ernst K a emmel, Oberregierungsrat im

Reichsjustizministerium.W. Mo es er, Leipzig 1935.

Kart. 4,80 RM.

Bei der Durchführung der«Gesetzgebungüber die Umwand-

lung und Löschung von Kapitalgesellschaftenhaben sich erheb-
liche Schwierigkeiten ergeben. Die Erläuterung der zwei be-

kannten Berliner Registerrichter,die sich möglichsterGemein-

verständlichkeitbefleißigt, ist ein geeigneter Führer durch diese
Schwierigkeiten. Die Ausgabe bringt zuerstdie Texte der Ge-

setze, der DurchsVO. und »der»steuerl·i«chenRegelung. Die

DurchfVO. ist zweckmäßigin die Erlauterung des Gesetzes
über die Umwandlung eingearbeitet. Besonders zu begrüßen
sind die eingehenden Erläuterungender ür die Wirtschaft so
bedeutsamen steuerrechtlichenRegelung· ußek einer tabellaki.

schen Äbersicht sind zwölf von den Versassern entworfene For-
niulare beigefügt.

»

Oberlandesgerichtsrat Dr. Münzel, Kassel.

Zwischenbilanz der Krisenpolitik.Eine international verglei-
chende konjunkturpolitischeStudie. Von Dr. Ernst W a .

g e m a n n , ProfessBr»der Staatswissenschaften an der

Universität Berlin, rasident des Instituts für Konjunktur-
fokschung Earl Hehmanns Verlag, Berlin W8. 1935.

2, 0 RM.

Jn seiner außerordentlichanregendenund befruchtenden Ab-

handlung gibt Verf. ein anschaulichesBild der privat- und

staatswirtschaftlichenMethoden der Krisenbekämpfungund ihre
Anwendung in England »denVereinigten Staaten und Deutsch-
land. Die nationalfozmllstifche Methode der Krisenbekäm sung
durch Arbeitsbefchaffung,«Etbhosgesetzgebungund anschlie ende

Maßnahmen sindet·dabe.ivolle Würdigung.Angeschlosseuist
ein Äberblick über die Wahrungs7,Kredit-,Arbeitsbeschaffun s-,
Preis-, Lohns und Handelspolitik der wichtigsten Wirtscha ts-

ländek, Abschließendwarnt der Vers. vor übertriebenem Pessi-
mismus und betont, »daßftatkere Wirtschaftsdepressionenseit
jeher nur durch enekglschen Aufbauwillenund Inangriffnahme
neuer großer Aufgaben,vor die auch jetzt wieder die Mensch-
heit gestellt sei, befemgk Umde ·seiev.Alles in allem eine

Studie, die in dankenswerter Weise eine stbersicht der wirt-

schaftlichen Maßnahmen der letzten Zeit gibt und daher nur

mit Gewinn in die Hand genommen werden kann.

RGR. Dr. Lindenmaier.

En eidun en des Reichsekbhvfgerichtes·Herausgegebenvon

tfcgenbexämtetenMitgliedern des Gerichtshofes. Verlag
Franz Vahlen, Berlin.

c schMit gro ein Geschickfind hier Fnt eidungendieses oberstenGerichtshonausgewählt und zur Veröffentlichungbestimmt.
Bis jetzt sind drei Heste der Sammlungerschienen; die darin

enthaltenen Entscheidungen tragen in hohemMaße zur Klärung
mancher prozessualer und«sachlicherZweifelssragenbei, die bis-

her von den Etbhvfgeklchken M VetschlepenerWeise beant-

wortet sind. So ist zu dem·Jnhaltder Ubergabeverträge, zu
den Fragen der dinglicheii Sicherung der Verbindlichkeiten des

Bauern, der Veräußerung des Erbhoses, der Rechtskraft und zu
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anderem ausführlich Stellung genommen. Besonders erfreulich
an den mitgeteilten Entscheidungen ist, daß sie über die rein

rechtlichen Fragen hinaus die wirtschaftlichen Schwierigkeiten,
die sich aus dem neuen Recht für den Bauern und seine Fa-
milie ergeben, in einer Weise entscheiden, die sich von prak-
tischen Beweggründen leiten läßt und den Belangen der Be-

teiligten gerecht wird. Vizepräsident R e u t h e , Eelle.

Q u a n d t
, Rechtsanwalt und Notar, Rummelsburg i. om-

mern, Entscheidungs-Magazin (Sammlung von echt-
sprechungs-Leitsätzen),erschienen im Verlage W. Sicius,
Reustadt-Rübenberge. Preis 12 RM., außer dem Ein-

ordner, der mit l RM. berechnet wird.

Das EntscheidungssMagazin bringt etwa 4000 abgedruckte
Entscheidungskurzberichteaus den führenden juristischen Fach-
zeitschriften des Jahres 1934 — so insbesondere auch aus un-

serer Deutschen Richterzeitung — nebst der Fundstelle nach
Rechtsgebieten und Gesetzen geordnet. Das durch praktische
Erfahrungstatsachen veranlaßte Werk hat sich, wie das Geleit-
wort des Verfassers zum Ausdruck bringt, das Ziel gesetzt, als
ein schlichtes Handwerkszeug dem Richter wie dem Anwalt,
dem Hochschullehrer wie dem Studierenden zu dienen. Dieses
praktische Ziel ist von dem Verfasser vortrefflich erreicht. Die

Zusammensetzung und Auswahl der Entscheidungen ist von ge-
sunder deutscher Rechtsausfassung getragen und läßt sicheren
Blick des Verfassers für die Bedürfnisse der praktischen Be-

rufsausübung erkennen. Man merkt es dem Werk an, daß ein

FPjrsaktikser
mit reichen Berufs- und Lebenserfahrungen sein Ver-

a er it·

Das Werk erscheint in Loseblattform, so daß alljährlich zu
jeder Gesetzesbestimmung das zu ehörige neue Blatt eingereiht
werden kann. Also auch in tec3n-gäherBeziehungein höchst
enipfehlenswertes Buch. Landger.- at Dr. K eß er , Kassel.

ArbeitsrechtsKartei, Lofeblatt-Lexikon des Arbeits- und Sozial-
rechts. Herausgegeben von AGD. Dr. K alle e , Stutt-

gart. Verlag für Wirtschaft und Verkehr, Forkel sc Eo.,
Stuttgart.

Heft 511 ist erschienen und enthält neben Tagesfragen insbe-

sondere die Gesetze betr. Arbeitstch und Arbeitseinsatz, die

Zweite DurchsVO. über die Heimarbeit und die das wieder-

gewonnene Saarland betreffenden Bestimmungen. Mit diesem
Heste beginnt auch die Darstellung der S o z i a l v e r f ich e -

r u n g , die neu aufgenommen ist. Einer Ubersicht über das Ge-

setz über den Ausbau der

Sozialversizerungfolgen Gliede-

rungsübersichten für Angestellten-, nvaliden-, Kranken-
und Unfallversicherung und der erste Teil der Krankenver-

sicherung. Senatspräsident L i n z.

Selbstschutz im Kassenwesew Von Bankier Walter Schu -

be rt in Berlin. Als Sonderhest der Vierteljahresschrift
für angewandte Kriminalistik. Verlag Lothar Ph ilip p
in Berlin-Steglitz. 1935.

Der Ruf nach besserem und intensiverem Selbstfchutz, nach
Vorbeugung, hat dieses Heft entstehen lassen. Es werden u. a.

der vorbeugende Selbstschutz sür die Räume, bei der Auf-
bewahrung der Bestände, Bücher und Belege, gegenüber dem

Kassierer und Revifor, bei Geldeiiinahmen, bei Anweisungenzu
Zahlungen, bei Geldauszahlungen, im Lohn- und Gehalts-
wefen, im Bankkreditverkehr, im Scheck- und Wechselverkehr,
gegen Bestechung, bei und nach Raubüberfällen und Ein-

brüchen behandelt und dem Laien wertvolle Fingerzeige zur

Beachtung gegeben. Auch der kriminalistische Praktiker wird

diese Zusammenstellung be«rüßen.
andgerichtsrat Dr. Schuster.

Das Recht der Reichskulturkammer. Herausgegeben von Dr.

Karl-Friedrich S chr i e b e r , Rechtsanwalt in Berlin,
Referent in der Reichskulturkammer. Junker und Dünn-

haupt Verlag, Berlin. 1935. Preis 7,50 RM.

Die Fülle der für den Kulturstand geltenden Gesetze und

Verordnungen, der amtlichen Anordnungen und Bekannt-

machungen der Reichskulturkammer selbst und aller ihrer Einzel-
kammern hat der Herausgeber zu einem handlichen Band über-

sichtlich zusammengesaßt.Uberall ist ein Abdrucknachweis bei-
gefügt worden. Das Werk ist mit dem 31. Dezember 1934 ab-

geschlossen worden. Bei der Vielfälti keit der ergangenen Vor-

schriften ist das Buch bei der prakti chen Tagesarbeit an den

einschlägigenFragen wirklich unentbehrlich. — Das Werk soll
durch halbjährliche Ergänzungsbände aus dem laufenden ge-
halten werden. Amtsgerichtsrat Dr. S eid e l.
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Offentliches Recht. Zusammenkestelltvon Dr. Ernst Forst -

h o f f , ord. Professor der echte in Hamburg. Hanseatische
Verlagsanstalt, Hamburg. Preis 2 RM.

Das im Taschenformat hergestellte Werk enthält eine mit
dem 1. Februar 1935 abgeschlossene Zusammenstellung von Ge-

fetzen und Verordnungen über dasjenige Gebiet, das man bis-

lang das Offentliche Recht nannte. Eine solche Sammlung
fehlte bisher,.so daß sich oft die Notwendigkeit ergab, wichtige
Vorschriften über die Organisation des Dritten Reiches und

seines Verwaltungsapparats aus dem Reichsgesetzblatt her-
auszusuchen. Wenn diese übersichtlicheund billige Zusammen-
stellung auch in erster Linie für den akademischen Unterricht be-
--"timmt ist, so wird sie doch allen mit einschlägigenFragen be-

saßten Rechtswahrern ein willkommenes Hilfsmittel sein.
Amtsgerichtsrat Dr. S e i d e l.

Der ,,Deutfche Hochschulsührer«,herausgegeben vom Reichs-
studentenwerk gemeinsam mit der Deutschen Studentenschaft
im Verlag Walter de Gruyter 8x Eo. 1 RM.

Der ,,Deutsche Hochschulführer1935« ist in seiner 17. Aus-

gabe erschienen. Wie in den Vorjahren enthält er auch diesmal
wieder die auf den neuesten Stand gebrachten Bestimmungen
aller deutschen Aniverfitäten und Hochschulen über die Zulassung
zum Hochschulftudium, das Gebührenwesen einschließlichder

Studienkosten, ferner eine Aufzählung und Erörterung sämt-
licher Hilfseinrichtungen und Unterstützungsmöglichkeitenfür
Studierende. Weiter enthält er unterrichtende Aufsätze über
die Bestimmungen hinsichtlich des Arbeitsdienstes und der Be-

treibung von Leibesübungen.

Besonders hervorzuheben ist ferner ein Aufsatz über Lehrer-
bildung und Lehrerbildungsanstalten.

Dem Geleitwort des Reichsministers Ruft schließensich
ein äußerst ausschlußreicherAufsatz des Leiters der Akade-

mischen Studien- und Berufsberatung München, Dr. H o f f -

mann, über ,,Student und Beruf« und ein Beitrag von

Dr. Lohmann vom Reichsministerium für Wissenschaft,
Erziehung und Volksbildung über ,,Student und Hoch-
schule«an.

Neues Gemeinderecht. Von Oberregierungsrat Dr. W.

Albrecht. (Schaeffers Neugestaltung von Recht und

Wirtschaft 13. Heft 4. Teil.) Jm Schaeffer-Verlag E. L.

Hirschfeld, Leipzig. 1935.

Als erste systematische Darstellung der deutschen Gemeinde-

ordnung vom 30. Januar 1935 erschien soeben »Das neue Ge-

meinderecht«.»Das Buch bringt eine übersichtlicheund leicht-
verständliche Darstellung der Grundgedanken und der Vor-

schriften des neuen Staatsgrundgesetzes über die Verfassung
und Verwaltung der Gemeinden. Das Heft weist alle Vorzüge
der bekannten SchaefferschenDarstellungsart auf und kann des-

halb jedem empfohlen werden, der sich für den Neuausbau der

Verwaltung interessiert.

Merkblatt über die Werbung durch Daueranschlag. Im Auf-
trage des Präsidenten des Werberates der deutschen Wirt-

schaft verfaßt von Regierungsrat Dr. O t t o, Berlin. 1935.
Earl Heymanns Verlag. Preis 40 Pf. Bezug mehrerer
Stücke entsprechend billiger.

Sahlreiche Anfragen von seiten der Wirtschaft, aus den

Kreisen des Heimatschutzes und durch die verschiedenstenLänder-
behörden haben den Präsidenten des Werberates der deutschen
Wirtschaft veranlaßt, seinen juristischen Sachbearbeiter mit der

Abfassung einer kleinen Schrift über den Daueranschlag zu be-

trauen. Das Schriftchen behandelt die wirtschaftliche Seite des

Daueranschlagwesens sowie das Verhältnis zwischenden Be-

stimmungen des Werberates und den landesrechtlichen Vor-
schriften über den Schutz des Orts- und Heimatbildes. Schließ-
lich enthält es die wichtigsten Erlasse, die von den verschiedenen
Reichsministerien gegen unzulässige Eingriffe in den Dauer-

anfchlag erlassen sind. Auch die am 30. März»1935erlassene
Zwölfte Bekanntmachung ist bereits berücksichtigt

Dr.
zur.

Waldemar Kahler, Das Reichsgesetzüber die

euerbeftattung vom 15. Mai 1934 nebst urchführungss
bestimmungen des Reiches und der Länder. Carl Heh-
manns Verlag, Berlin. 1935. Oktav. Preis geb. 4 RM.

Seit einem halben Jahrhundert haben die Anhänger der

Feuerbestattung in Deutschland um das Zustandekommen
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reichsgesetzlicher Bestimmungen für die Feuerbestattung ge--
kämpft. Die unglücklichen politischen Parteiverhältnisse ver-

eitelten alle Bemühungen, und, obwohl seit 1911 die Länder

dazu übergingen, die Frage ihrerseits gesetzlich zu regeln, blie-—
ben die Verhältnisse unbesriedigend, weil sich auch hier der

Einfluß katholischer Kreise unliebsam bemerkbar machte und

außerdem die Bestimmungen der einzelnen Länder stark von-

einander abwichen. Als schließlichein Gesetzentwurf im alten

Reichstag eingebracht wurde, war es auch hier besonders das

Zentrum, welches eine gesunde Entwicklung verhinderte. Viel-

leicht war es der endgültigen Regelung schließlichnoch förder-
lich, daß damals kein Gesetz herauskam, konnte doch auf diese
Weise von der nationalsozialistischen Regierung gleich gründ-
liche Arbeit geleistet werden.

Das Reichsgesetz über die Feuerbestattung vom 15. Mai
1934 (RGBl. I S. 380) stellt die Feuerbestattung der Erd-
bestattung grundsätzlichgleich. Die notwendigen Bestimmun-
gen, welche Sicherheit bieten, daß die Interessen der Stras-
rechtspflege gewahrt werden, sind unbedin tes Erfordernis;
es ist deshalb erklärlich, wenn hier keine vo ständige Freiheit
gelassen,«sonderneine amtsärztliche Bescheinigung sowie eine
Bescheinigung der Polizeibehörde des Sterbeortes vorge-
schrieben wird. Besonders wichtig ist es, daß die Angehörigen
gehalten sind, den Willen des Verstorbenen auszuführen. Das

ist nötig, da aus der früheren Praxis zahlreiche Fälle bekannt
sind, in denen die katholische Geistlichkeit die Hinterbliebenen
zu veranlassen suchte, von einer vom Verstorbenen angeordneten
Feuerbestattung Abstand zu nehmen.

»

Die vorliegende Bearbeitung bietet eine gute Einführung
in« die Vorgeschichte des Gesetzes und in das Gesetz selbst.
Nicht nur der amtlich mit der Frage befaßte Fachmann, sondern
auch der Laie wird das Büchlein mit Erfolg benutzen können.

F. Sch-

Volkswirtschaftslehre. Ein Lehrbuch von Friedrich Bülow.
3., neubearbeitete Auflage. (Kröners Taschenausgabe
Bd· 81.) 4 RM.

Der Verfasserschicktin gut gewähltem Ausbau die Geschichte
der Wirtschaft und der Volkswirtschaftslehre sowie eine Er-
örterung der systematischen Grundlagen voraus; sodann be-
handelt er in knapper Form, aber trotzdem mit wissenschaft-
licher Gründlichkeit und Vollständigkeit das gesamte Lkåzrsgebiet. Sahlreiche Beispiele erleichtern das Verständnis. Ifin

nhang bringt neben einer Zeittafel der Volkswirtschaftslehre
Ratschläge für das volkswirtschaftliche Studium unter Zu-
sammenstellung der Literatur, insbesondere auch des für das
Studium der nationalsozialiftischen Wirtschaftslehren in Be-

tracht kommenden Schrifttums. Da das Buch keine gelehrten
Kenntnisse voraussetzt, ist es für jedermann ein geeigneter
Führer durch die sozialen und wirtschaftlichen Fragen der

heutigen Zeit.
Landgerichtsrat Dr. E ich h o r n , Berlin.

Umsatzsteuergesetz,erläutert von Regierungsrat -Dr. Konrad
P l ü ck e b a u m. Zweite, völlig neubearbeitete Auflage.
Earl Heymanns Verlag, Berlin. 1935. Preis geb. 10 RM.

Juden Erläuterungsbüchern,die sich nicht darauf beschrän-
ken,einen kurzen Überblick über das neue Steuerrecht zu gebeu-
die vielmehr in die Tiefe gehen, gehört das vorliegende über

die Umsatzsteuer. Ein Fachmann bietet aus der Fülle seiner
Erfahrung alles, was bei der Anwendung des Umsatzsteuer-
gefetzes überhaupt in Betracht kommen kann. Klar und über-

sichtlich sind die einschlägigenBestimmungen erläutert; zu be-

sonders wichtigen Fragen sind Entscheidungen des Reichs-
sinanzhofes angeführt. Die Durchführungsbestimmungenund
der grundlegende Erlaß des Reichsfinanzministers vom 7. De-
zember 1934 mit seinen Anlagen — von denen·besonders die

amtliche Begründung des Gesetzes lesenswert ist — sind he-

rücksichtigt.
Dem Steuerspezialisten jeder Art wird »dasBuch unentbehr-

lich sein; die übrigen Rechtswahreraber konnen es mit größtem
Nutzen zur Hand nehmen, um steh —- 1e yachBedarf — einen

mehr oder weniger tiefen Einblick in das sur die Reichssinanzen
so wichtige Gebiet des Amsahsteuekkechts zu verschaffen.

Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin-Steglitz.

Deutsche Rechts-Fibel, herausgegeben von Oberregierungsrat
a. D. R. Schraut, Rechtsanwalt Dr. randt,
Rechtsanwalt Dr. R u n g e ; PädagogischeBearbeitung
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Professor Din g eld eh. Verlag Rudolf Lorenz, Char-
lottenburg 9. Erscheint in 14täglichen Lieferungen zu je
etwa 40 Seiten; vorgesehen sind etwa 90 Lieferungen.
Preis: 36 Monatsraten zu je 3,80 RM.

Das Werk ist bereits in DRZ. 1934, S. 318 besprochenwor-

den. Nunmehr liegt die 14. Lieserung vor. Sie umfaßtso wichtige
Rechtsgebiete wie z.B. die Gesellschaft, die Gemeinschaft, die

Bürgschaft, das Schuldversprechen und das Schuldanerkennts
nis. Es muß unumwunden anerkannt werden, daß es kaum

anders möglich sein dürfte,einen Rechtsstoffin ebenso leicht
verständlicherund doch wissenschaftlichzuverlässigerForm dar-
zustellen. Knapp und klar werden«die entscheidendenRechtsatze
herausgeftellt, gruppiert und an einfachen Beifpielen noch ver-

deutlicl t. »

Abggsehenvon der bereits in der·sruheren Besprechungauf-

geworfenen Frage, ob der gewaltige.Rechtsstoffausreichend
wird verarbeitet werden können,scheint mir eine Gefahr zu

bestehen: Wer dieses Werk in seiner umfassenden Anlage durch-
arbeitet, kann leicht versucht sein, zu glauben, daß er damit

alles beherrsche, was auf dem »Gebiet«des Rechts vorkomme.

Das wäre eine gewaltige Uberschätzung des erworbenen
Wissens, denn es ist selbstverständlich,daß dieses Werk nicht

auch noch die mannigfachen Streits und Sweifelsfragen und

die vielen Einzelheiten der»praktischenRechtsanwendungdar-

stellen kann. Vielleicht ware es zweckmäßig,die Lernenden
— die auch weiterhin als ,,Studierende« bezeichnet und im

Begleitschreibenauch so angeredet werden —- darauf hinzu-
weisen, daß die praktische Anwendungder gebotenen Grund-
kegeln noch eine Fülle von Schwierigkeiten mit sich bringt,
weil niemals alle Wechselfälle des Lebens in mehr oder weniger

starre Regeln eingespannt werden können. . ·

Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin-Steglit3.

Der Wille zur Kraft. Eine neue organifche Gesellschaftsord-
num. (Seele und Wirtschaft. Wucher oder Arbeit.) Von

Volkswirt RDV. Dr.
. Walter E la a s s en - Labiau.

Verlag A. H- Payne Leipzig. 4,80 NM

Ein aufrüttelndesWerk, dem Andenken des Neufchöpfers der

organischenGesellschaftslehre«Gustav Ruhland YwidmetlJn
knappmSätzen, in packender Sprache zeigt der

erfassen
wie

tief wir in der kapitalistischsmarxistischen Wirtscha tssührung
verstrickt waren. Er lehrt uns, daß es auf die rückfichtslose

Scheidung von Arbeit und Wucher ankommt, und daß der

Wille zur M a cht (»Juden als Baroineter«) dem Willen zur

Kraft weichen muß. Seine Grundlinien der Gesellschafts-
heilung, die er in späterenWerken ausführlicher behandeln will-

näher-isich in ihrer Erdgebundenheit Darreå’schenGedanken-

Jeder Leser wird starke Anregungen erhalten.
Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultze.

Der Kündigungsschuhnach der neuen Arbeitsverfassung. Ge-

meinderständlicheDarstellung des Abschnitts »Kündigungs-
schutz«im Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. Be-

arbeitet von Rechtsanwalt Dr.Willi H e ß , Berlin. 1935.

Verlag C- W- Heletseld, Essen. Preis 0,75 RM.

Die bekannten »HaarfeldsEinführungshefte für jedermann«
baben sich die verdienstvolleAufgabe gesetzt, das nationalsozias
listischeArbeitsrecht in einer allgemeinverständlichen Form der

Bevölkerung zur Darstellungzu bringen. Nachdem »Der Ver-

trauensrat im Betriebe'«-»Die Betriebsordnung«, »Der Treu-

bänder der Arbeit« und »Das Arbeitsgerichtsgesetz«von dem
bekannten Arbeitsrechtler Dr. FrankesBerlin in diesen Einfüh-
rungsheften ihre BehandlungeIesahren haben, hat der Verf. ·die
Schriftenreihe durch eine interessante und leichtverständliche
Darstellung des Kundlglmgslchutzrechtsergänzt; gerade dieser
Teil des neuen Arbeitsverfassungstechts,der sich mit der Er-
haltung des Arbeitsplatzes und damit mit der Existenz zahl-
loser Volksgenossen besaßk-etheischt«weitgehendstesInteresse.
Dem kommt dieses Buch- das auch im Preise recht billig ge-halten ist, entgegen, sO daß seMe Anschassungwarm empfoh en

werden kann.
« « e

Meyers Orts- und·Verkehks-Lexikondes Deutschen Reiches.
6. Auslage, völligneu bearbeitetvon den Fachschriftleituns
gen des BibliogtephIschetiInstituts, Leipzig. Das Werk
enthält etwa 90 00(·)Stichwörter, eine Äberfichtskartedes

Deutschen Reiches ixn Maßstab1 :4 600 000 in sechsfarbis
gem Druck und 10 vier- bis funffarbige Pläne von se einem

Straßenverzeichnis:Berlin, Breslau, Dresden, Essen,
Frankfurt a. M» Hamburg,Köln, Leipzig und München.

Die hundertjährigeLexikonerfahrungdes Verlages und die

Mitarbeit der Behördenbutgen dafür, daß alle An aben er-

schöpfendund in jeder Hinsicht zutreffend sind. AmtlicgeWerke,
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die einen Ersatz für Meyer-s Orts- und Verkehrslexikonbilden

könnten, gibt es nicht. Die gewaltigen Neugliederungender
letzten Jahre auf allen Verwaltungsgebieten sind berücksichtigt
Alle Angaben entsprechen dem Stande vom Frühjahr 19«35.
Die Anordnung der zusammengesetzten Ortsnamen, der Stich-
wörter gleichen Namens usw. ist so klar durchgefuhrt,daß
Mißverständnisse ausgeschlossen sind. Auch die Anderungenin

der Justizverwaltung (z. B. Auflösung und Aufteilung einzelner
Amtsgerichte) sind berücksichtigt.

is « «

Heimarbeit. Von Professor Dr. Lutz Richter. Hauschilds
Verlag G. m. b. H., München 2 NW. 1935. Zweite, neu-

bearbeitete Auslage.
Jm Rahmen der bekannten arbeitsrechtlichen Schriftenreihe,

die der HauschildsVerlag unter der Bezeichnung »Das Recht
der deutschen Arbeit« herausgibt, hat der Leipziger Arbeits-

rechtler Pros. Dr. Lutz Richter das Recht der Heimarbeit zur
Darstellung gebracht. Die 2. Auslage gibt wiederum einen

guten Tiberblick über die rechtliche Ordnun» dieser fchutzbedürfs
tigsten Arbeitsgruppe. Mit den Abschnittssåtichworten,,Wesen
und Schutzbedürftigkeit«, ,,Rechtsquellen«, Begriffe ,,Heim-
arbeiter«, ,,Hausgewerbetreibender« und ,,8wischenmeifter«,
»Behörden des Heimarbeitsrechts«, ,,Entgeltfchutz«,»Arbeits-
zeitschutz«,,,Gefahrenschutz«und ,,Sonftige Rechtsfragen der

Heimarbeiter« ist der reichhaltige Inhalt dieses 69 Seiten
starken Buches angedeutet, das eine sehr gute Einführung in

dieses sozialpolitisch besonders interessante und problemreiche
Rechtsgebiet gibt.

A.- u. LG.-Rat Dr. Willh F ranke , Berlin.

Die Ehre im Handwerk. Von Amts- und Landgerichtsrat Dr.

Theodor Rohlfing. Berlin 1934. Verlag Gewerbe-
druckerei Berlin.

Die für das Handwerk neu eingeführte Ehrengerichtsbarkeit,
die eine Erziehung der dem Handwerk zugehörigen schaffen-
den Volksgenossen zum Gemeinschastsgeist und eine Stärkung
des Gemeinschastsgeistes erstrebt, verlangt die Mitwirkung
zahlreicher mit Handwerkssragen betrauter Stellen, denen das

genannte Buch ein Berater in ihrer Arbeit sein soll. Dieser
Aufgabe kommt es auch in vollem Amsange nach. Gibt doch
der Verfasser nicht nur eine systematische Darstellung des Auf-
baues und der Zuständigkeit der Ehrengerichte des Handwerks
sowie des Verfahrens vor den Ehrengerichten, sondern auch einen

für die Praxis beachtlichen »Anhang«, in dem er sämtliche in

Betracht kommenden Gesetze auszugsweise bringt, die für das

Ehrengerichtsversahren maßgebend sind: Strasprozeßordnung,
Zivilprozeßordnung,Gerichtsverfassungsgesetz usw. Damit wird
der Zweck des Buches, eine schnelle, praktische Einführung in
die Ehrengerichtsbarkeit zu gewähren, gut erreicht-

Amts- und Landgerichtsrat Willy F r a n k e , Berlin.

Pächterentschuldungsverordnung Von Amtmann Max
Bre e, erschienen 1935 bei der Deutschen Verlagsgesell-
schaft m. b. H., Berlin.

Der Verfasser hat in seiner bekannten klaren und zugleich
kurzen Darstellung die Verordnung über die Pächterentschuls
dung kommentiert. Auf die entsprechenden Bestimmungen des

Schuldenregelungsgefetzes mit seinen Durchführungsbestim-
mungen ist bei den einzelnen Artikeln eweils besonders hin-
gewiesen, so daß das Buch für die raxis ein wertvolles
Hilfsmittel darstellt.

Zugleich als zweiter Nachtrag für das vom Verfasser her-
ausgegebene Entschuldungsgesetz für die Landwirtschaft gedacht,
enthält das Buch den Gesetzestextder Osthilfeverordnung so-
wie weitere Durchführun svorschriften zum Schuldenregelungss
gesetz und zum Roggen chuldengesetz nach dem Stande vom

24. März 1935. Amtsgerichtsrat H ah n
, Dorum.

Jae ger , Dr. Ernst, Pros., Leipzig: Kommentar zur Kon-

kursordnung und den Einsührungsgesetzen. 6. und 7., neu-

bearb. Aufl., 2. Band, Z. Lieserung (§§ 139—172). Ver-

lag Walter de Gruyter 8k Eo., Berlin und Leipzig 1935.

Diese Lieserung bringt den Rest der Ausführungen zu
§ 138 KO. und behandelt weiter die ganzen übrigen Bestim-
mungen des 4. Titels (Schuldenmasse) und den 5. Titel der

Konkursordnung (Verteilung). Diese Gebiete werden gleich-
falls in der bekannten klaren Form und Vollständigkeit er-

örtert. Zu der Rechtspre ung und Rechtslehre ist umfassend
Stellung genommen, das christtum in weitgehendftem Maße
berücksichtigt,u. a. die Entscheidung des OLG. Dresden vom

25. Januar 1933 in der DR3. Nr. 486 (s. Seite 498 Anm. 9

zu § 139 KO.). Fremde Rechte sind bei den in Betracht
kommenden Vorschriften als besondere Anmerkung am Ende
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der Erörterungen erwähnt. So enthält diese Lieferung eben-

falls erschöpfend alles Wissenswerte zu den behandelten Ge-

setzesbestimmungen und reiht si damit vollwertig den bisher
erschienenen Teilen des großen ommentars an.

Amtsgerichtsrat B e h n e r , Berlin.

Warum Unfälle? Von Dr. Hans D o mb r o w s k y. VDI.-
Verlag Friedr. Vieweg Z- Sohn A.-G., Braunschweig
1935. Preis 2,80 RM.

Der Titel des Buches läßt kaum erkennen, daß der Ver-

fasser sich die Aufgabe gestellt hat, »unter Zugrundelegung der

bekanntesten Arbeiten aus der Unfallpsychologie eine systema-
tische Zusammenstellung und Ordnung der pshchologifch erfaß-
baren Anfallfaktoren vorzunehmen und im Anschluß daran den

Wiederholungssatz im Unfallgebiet experimentell zu unter-

suchen«. In klaren Ausführungen wird zusammengestellt,
welcher Art die verschiedenen unfallfördernden Umstände sein
können, wie sie wirken und erkannt werden. Deutlich tritt

hervor, wie Erscheinungen der Umwelt, Ermüdung, körperliche
und geistige Mängel oder besondere Bewußtseinsvorgängezu
werten sind. Im Anschluß daran wird dann der Wieder-

holungssatz untersucht.
Man kann nur wünschen,daß alle Rechtswahrer, die mit

Unsallsachen zu tun haben, insbesondere aber die Verkehrs-
fachmänner, dieses Buch und die von i m vermittelten Er-

kenntnisse verarbeiten und anwenden. enn auch nicht alles
neu sein mag, was der Verfasser bringt, so verdient doch die
Art seiner Darstellung und die glücklicheVerbindung von Ver-

suchsmaterial und Darlegung starke Beachtung-
Allerdings leidet das Buch an einer merkwürdigen Anebew

heit der Sprache. Man wird sich jedenfalls dagegen wehren
müssen, daß z. B. Ausdrücke wie ,,zu Anfall kommen« (den ich
zwölfmal gezählt habe) und ,,Anglücke«(dreimal) ,,zu weiterer

Verbreitung kommen«l Amtsger.-Rat Dr. S eide l, Berlin.

Die Wahrheitspslicht im Zivilprozeß. Ein Vortrag von Dr.
Hans Welzel, Gerichtsassessor, Fakultätsassistent an

der Universität Köln, Verla Walter de Gruhter F- Eo.,
Berlin und Leipzig 1935. Preis2 RM.

Eine Grundfrage unseres zivilen Verfahrens-rechts wird

hier streng wissenschaftlich untersucht und dabei do so klar
und wirklichkeitsnah, daß auch die unmittelbare Praxis daraus

Anregungen und Erkenntnisse schöpfenkann. Für die Reform-
arbeit ist besonders wertvoll, in welcher Art der Verfasser die

bisherige Verneinung der Wahrheitspflicht auf ihre Wurzel
im alten Denken zurückführt.

Leider ist die kleine Schrift so unverhältnismäßig teuer, daß
sie bei den Männern der täglichen Praxis kaum starke Ver-

breitung finden kann. Amtsger.-Rat Dr. S ei d el, Berlin.

Die deutsche Rechtsprechungauf dem Gebiete des inter-
nationalen Privatrechts im Iahre 1933. Sonderheft der

Zeitschrift für ausländisches und internationales Privat-
recht. Von Fritz Deike und Herbert Müller, Ge-

richtsassessoren, Referenten am Institut für ausländisches
und internationales Privatrecht, im Institut bearbeitet.

BegtlagWalter de Gruhter F- Eo., Berlin und Leipzig

Im Anschluß an frühere Heste gleicher Art erstatten die
Verfasser Bericht über ein wichtiges und ebenso unüberfichts
liches Rechtsgebiet, indem sie 119 Entscheidungen nach Sach-
gebieten geordnet zusammenstellen. Sie geben damit der täg-
lichen Praxis ein unentbehrliches Hilfsmittel in die Hand.
Zugleich aber schaffen sie die Möglichket, auch die neuefte
Rechtfprechung zu besonders wichtigen Fragen bei der Reform-
arbeit zu berücksichtigen.Amtsger.-Rat Dr.S eid el, Berlin.

c. Eingegangene Bücher
Die Einsendung von Büchern begründet keinen

Anspruch auf Besprechung; eine Rücksendungkann
auf keinen Fall erfolgen.

Umfatzsteuergesetz(UStG.) nebst Durchführungsbestimmungen
und Ausgleichsteuerordnung, erläutert von Ernst Beck,
Oberregierungsrat im Reichssinanzministerium. Verlag
Georg Stilke, Berlin. 7 RM.

Das gesamte Reichsfteuerrecht auf Grund der Reuordnung vom

Oktober 1934 von Prof. Dr. Friedrich Raab. Earl Heh-
manns Verlag. 1934. Preis 3,60 RM.

Schrifttum Heft 6 1935

Die neue Devisengesetzgebung Herausgegeben von Dr. Harold
R
å

s ch. Earl Heymanns Verlag, Berlin. 1935. Preis
4 M.

Nachtrag zu R o h m e r , Die neue Innungsordnung. 1. Ver-

ordnung zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften
über den Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag vom

9. November 1934.

W a g e m a n n - H o p p , Reichserbhofgefetz, 3. Aufl., Gatten-

tagsche Sammlung. Verlag Walter de Gruyter F- Eo.,
Berlin W 10.

Reichsnährstandgesetze. Die Gesetze und Verordnungen über

den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes nebst den

einschlägigenAnordnungen und Bekanntmachungensowie den

Beitragsordnungen und der Schiedsgerichtsor nung. Text-

guggsgeDr. W. Saure. Verlag Walter de Gruhter F- Eo.

Versicherungsverttag P r o ch a s k a. Verlag Rudolf M.

Rohrer, Baden bei Wien, Leipzig, Brünn. 7 RM.

Das österreichischeInfolvenzrecht. Konkurs-, Ausgleichss und

Anfechtungsordnung. Dr. Rudolf M ü ll e r und Dr. Robert
K u r z. Verlag Steyrermtihl, Wien.

Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts, begründet
von Rudolf L e o n h a r d , herausgegeben von Dr. Franz
L e o n h a r d t. 54. Heft: System der Doppelwirkungen im

Zivilrecht, Dr. G. H u b e r n a g e l. Verlag M. å H.
Marcus, Breslau.

R a a b, Das gesamte Reichsfteuerrecht, Ergänzungsband. Carl

Hehmanns Verlag. 2,80 RM..

FindeisensGroßmann, Leitfaden der Handelswisfens
schaft. Verlag Dr. Max Gehlen, Leipzig und Berlin.
1,80 RM.

Ernst Rudolf H u b e r
, Vom Sinn der Verfassung. Hansea-

tische Verlagsanstalt Hamburg. 1 RM.

Bürgerliches Recht und Reichserbhosgesetz, Prof. Hans
Dölle. Hanseatische Verlagsanstalt, Hamburg. 1,20 RM.

Wie bringe ich meine ausgeklagten Forderungen herein? Was
jeder davon wissen muß. Friedrich M ö n nig. Sammlung
,,Hilf dir selbst«,Verlag W. Stollfuß, Bonn-

Recht und Staat als· Arbeit. Grund edanken einer Wirklehre
des Staats und Rechts von W. G u n g l e r. Earl Winters
UniversitätsbuchhandlungHeidelberg. 1 RM.

Neben der Ungarnreise wird in der Zeit vom

6. bis 12. Juli 1935 eine

Nordlandfahrt
mit dem größten Motor-Schiff der Hapag, »St.
Louis«, durchgeführt
Die Fahrt geht in die schönstenTeile der Nordsee,
nach Schottland und nach Norwegen. Da der

BNSDJ das ganze Schiff für diese Zeit gemietet
hat, konnten die Teilnehmerpreise sehr niedrig
gehalten werden. Die Gewährung von Zahlungs-
erleichterungen (Ratenzahlungen) bedeutet eine

soziale Maßnahme, die allen teilnehmenden Mit-

gliedern des BNSDJ und der DeutschenRechts-
sront zugute kommt. Teilnehmerpreis 120RM bis
230 RM (ohne Getränke und Trinkgelder).
Da die gesamten Vorbereitungenbis spätestens
25. Juni abgeschlossen sem müssen, ist es not-

wendig, daß die Anmeldungen bereits am 20. Juni
bei dem Organisationsamt der Reichsgeschäfts-
stelle, Berlin W 35, Tiergattenftr. 20, vorliegen.
Dort ist auch ein Prospekt erhältlich,der alle
Einzelheiten der Reise schildert.


